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Krise in Polen

Die wirtschaftliche Abhängigkeit von der Sowjet 
union treibt Polen in die Verschuldung

Daten zur Wirtschaftslage Polens

Produktion ausgewählter Erzeugnisse 1979

Erzeugnis Einheit Prod. 1979 Veränd. zu 
1978 in %

Elektroenergie...................... Mrd. kWh 117,5 1,7
Steinkohle............................... Mio. t 201,0 4,4
Rohstahl................................. Mio. t 19,2 - 0,2
Elektrolytkupfer .................. 1000 t 336,0 1,1
Werkzeugmaschinen............ 1000 Stück 40,2 1,5
PKW....................................... 1000 Stück 350,1 7,5
Traktoren............................... 1000 Stück 54,2 - 8,9
Hochseeschiffe...................... 1000 tdw 602,3 - 18,8
Kunstdünger.......................... 1000 t 2431,0 - 7,3
Getreide................................... 1000 t 17341,0 -19,5
Kartoffeln............................... 1000 t 49572,0 6,3
Zuckerrüben.......................... 1000 t 14154,0 - 9,9
Fleisch..................................... 1000 t 3275,0 4,0

Ein- und Ausfuhr Polens nach Ländern 1979 (in Mio. Zloty)

Einkaufs-/ Import Veränd.zu Export Veränd.zu % des
Käuferland von 78 i. <7o nach 78 i. % Außenh.

Brasilien .............. 1324 + 66,1 336 + 43,6 1,6
Bulgarien.............. 1009 - 1,5 997 + 3,3 1,9
BRD....................... 3360 + 1,5 3769 + 15,5 6,8
DDR ..................... 4140 + 2,7 3640 - 1,2 7,5
Frankreich .......... 1960 + 20,5 1526 + 3,8 3,3
Großbritannien . . 2335 -20,5 1594 + 12,6 3,8
Italien .................. 1 175 - 6,6 1347 + 17,7 2,4
Österreich 1820 + 1,7 682 + 20,8 2,4
Schweden............ 985 + 5,7 686 + 23,8 1,6
Schweiz................ 1256 + 2,8 622 + 15,5 1,8
CSSR.................... 3126 - 1,4 3609 + 9,3 6,5
UdSSR ................ 16958 + 11,4 17677 + 16,8 33,3
Ungarn................ 1519 + 5,7 1559 - 1,7 3,0
USA....................... 2339 + 4,5 1294 - 11,6 3,5

West-Schulden der 
RGW-Länder (in Mrd. US-$)

Von den 36 Milliarden DM, die Po­
len westlichen Ländern schuldet, ent­
fallen 7 Milliarden auf die BRD.

RGW-Länder Gesamtverschuld.
1978 1979

Bulgarien.......... 4,0 4,2
CSSR................ 3,5 3,9
DDR.................. 9,0 10,5
Polen ................ 17,5 19,5
Ungarn.............. 7,3 8,0
UdSSR .............. 17,2 16,2

Im Jahr 1980 von Polen neu aufge­
nommene Kredite (in Mio. US$)

Staatl. garantierte Kredite 4600
Nicht staatl. gar. Kredite 2350

zusammen 6950

Quelle: DIW Wochenbericht 46/80

1978 1979

Bulgarien.......... . . . . 46 35
CSSR................ 14 16
DDR.................. ... 26 33
Polen................ ... 33 39
Rumänien ........ 14 17
Ungarn.............. ... 34 35
UdSSR .............. ... 12 9

Zinsdienstquoten (Zinszahlungen in 
% des Jahreswertes der Westausfuhr) 

Als die VR Polen nach dem Ende des 
zweiten Weltkrieges mit dem Wieder­
aufbau des gesamten Landes begann, 
waren 38% der Wirtschaft zerstört. 
Überdurchschnittlich hohe Verluste 
hatten Einrichtungen der Bildung und 
Forschung mit 60% und des Gesund­
heitswesens mit 55%. Die Hälfte des 
Transportwesens war zerstört. Die 
Produktivkräfte waren vor allem aber 
schwer getroffen durch die hohen Ver­
luste an Menschen, insgesamt 
6028000. Mit einer Rate von 220 Toten 
auf je 1000 Einwohner waren das die 
größten Verluste im Vergleich mit den 
anderen Ländern, z.B. UdSSR mit 37, 
Holland mit 22, Belgien mit 7, die USA 
mit 1,4 je 1 000 Einwohner. Die Haupt­
stadt war zu 86% zerstört.

Seitdem hat Polen große Anstren­
gungen beim Aufbau der Wirtschaft 
und des gesellschaftlichen Lebens un­
ternommen und hatte trotz großer 
Schwierigkeiten eine beeindruckende 
Steigerung der Produktion erreicht. 
Viele fragen sich, wie Polen in eine so 
tiefe Wirtschaftskrise geraten konnte, 
daß es sich jetzt in ständig wachsende 
Abhängigkeit von ausländischen Kre­
ditgebern, zu einem großen Teil Regie­
rung und Banken der BRD, begeben 
muß.

Daß es sich um eine tiefgehende Stö­
rung nicht nur der finanziellen Bezie­
hungen, sondern des für die Produk­
tion nötigen stofflichen Austausches 
handelt, scheint bei verschiedenen Äu­
ßerungen polnischer Funktionäre 
durch. In der IV. Plenarsitzung des ZK 
der Polnischen Vereinigten Arbeiter­
partei bezeichnete Tadeusz Fiszbach, 
1. Sekretär des Parteikomitees in der 
Wojewodschaft Gdansk, als Gründe 
für die umfassende Krise und ihre Wir­
kung auf den Fortgang der Produk­
tion: „Seit Monaten bereits ver­
schlechtern sich die Produktionsbedin­
gungen in der Schiffbauindustrie und 

' auch in anderen Industriezweigen. Un- 
’ zulängliche Materialzulieferung und 
deren ungleichmäßiger Ablauf, Stö­
rungen bei den Kooperationslieferun­
gen, bedeutende Kaderfluktuation so- 

I wie schlechte Versorgung mit den not- 
i wendigen Werkzeugen erschwerten er­
heblich die Arbeit der Menschen, ver­
ursachten Spannungen, führten zur or­
ganisatorischen Erschlaffung . . . Wir 
appellierten an den Arbeitseifer und 
die Opferbereitschaft der Werktätigen. 
Die Wirksamkeit aller dieser Bemü- 

• hungen wurde jedoch mit der Zeit und 
! der sich verschlechternden allgemeinen 
Wirtschaftslage des Landes immer ge-
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Faschistische Eroberung Polens 
und der Widerstand dagegen

Ermordung und Zwangsumsiedlung 
von Polen und Juden

Befreiung von Kriegsgefangenen 
1944 in Warschau

Beim Aufstand eroberte Waffen

Ab 1. September 1939 führte die fa­
schistische deutsche Bourgeoisie Krieg, 
begonnen mit dem Überfall auf Polen. 
Mit ihrem ,,Blitzkrieg“ von 35 Tagen 
wollte sie die Vernichtung des polni­
schen Volkes, Eroberung der Industrie 
und der guten Böden West- und Süd­
polens erreichen. Polnische Arbeiter

„Die strategischen Ziele der Luftwaf­
fe“, Gemälde von Jan Zamoyski 

wurden ins Deutsche Reich zwangsver­
schleppt, zumeist von deutschen Kon­
zernen, die auf polnischem Gebiet 
Zweigwerke unterhielten, wie BMW, 
AEG, Vorwerk, Krupp, Hunderttau­
sende von Land und Produktionsmit­
teln vertrieben, nicht oder nicht mehr 
Arbeitsfähige in den Konzentrationsla­
gern umgebracht.

Die polnische Schützenbrigade 
„Podhalanska“ 1940 in Norwegen

Der polnische Widerstand wurde 
aufgebaut von der Polnischen Arbei­
terpartei (PPR), die mit anderen Par­
teien und der Heimatarmee zusam­
menarbeitete sowie den Kampf be­
waffneter Partisanen leitete. Sie un­
terstützte die polnische Widerstand­
sorganisation „Zegota“. Die Juden 
forderte sie auf, aus den Ghettos aus- i 
zubrechen, sich in die Wälder durch­
zuschlagen und sich den Partisanen 
anzuschließen.

Die polnischen Widerstandskämp­
fer organisierten Sabotage, Unter­
stützung für Verfolgte, illegale Presse 
und für die Kinder Unterricht, da sie 
nach dem Willen der Faschisten nur 
lernen sollten, ihren Namen zu 
schreiben, bis 100 zu zählen und den 
Deutschen Gehorsam zu leisten.

ringer.“ Eine der Hauptursachen für 
die rasante Verschuldung Polens in den 
letzten zehn Jahren war das Vorgehen 
der Gierek-Regierung, die große Kredi­
te in westlichen kapitalistischen Län­
dern aufnahm, weil nur so bestimmte 
hochwertige Investitionsgüter zugäng­
lich waren, mit deren Hilfe der überal­
terte Produktionsapparat umgewälzt 
werden sollte.

Der Plan der Regierung, Mittel frei­
zusetzen durch Beschneidung der Re­
produktion, wurde von den Arbeitern 
zurückgeschlagen. Gierek mußte Zuge­
ständnisse bezüglich der Löhne ma­
chen und die geplanten Preiserhöhun­
gen zurücknehmen. So wurde eine ge­
wisse Konjunkturankurbelung er­
reicht, aber keine ausreichend schnelle 
Hebung der Produktivität. Zudem ent­
standen weitere Spannungen zwischen 
Arbeitern und Bauern, da diese gar 
nichts erreichten, weil sie im Gegensatz 
zu den Arbeitern kaum organisiert wa­
ren. Schon unter Gomulka waren sie 
nicht durch Ausbau der Infrastruktur 
und Versorgung mit Investitionsmit­
teln unterstützt worden, die Kollekti­
vierung wurde nicht vorangebracht. 
Vielmehr war die Ablehnung der Bau­
ern gegen die zwangsweise versuchte 
Kollektivierung wegen der Belegung j 
mit hohen Steuern gewachsen. Die j 

Produktivkraft der Landwirtschaft ist 
immer noch gering. Daher steckt un­
verhältnismäßig viel Arbeitskraft in 
den exportierten Produkten. Zudem 
exportiert Polen nicht nur aus Agrar­
überschüssen, sondern ein immer grö-

Dic 21 Punkte von Gdansk

ßcrer Teil wird dem Konsum des Vol­
kes entzogen.

Gleichzeitig mußten an die UdSSR, 
die der hauptsächliche Rohstoffliefe­
rant Polens ist, steigende Preise für 
Erdöl, Gas und Kalidünger bezahlt 
werden. Auf den Import von Energie­
trägern kann Polen nicht verzichten. 
Es exportiert zwar einen Teil seiner 
Kohle, kann aber noch nicht einmal 
ausreichend Strom produzieren, um 
die Kapazitäten der Industrie auszu­
nutzen. Die Stromproduktion ist hin­

ter den Stand von 1975 zurückgefallen.
Vor allem leidet Polen ebenso wie 

die kleineren RGW-Länder unter der 
von der UdSSR im Rahmen des RGW 
aufgezwungenen Arbeitsteilung, durch 
die es bei seinem Außenhandel zu 35% 
an die UdSSR gebunden ist bei gleich­
zeitiger Beschränkung seiner Produk­
tionspalette. In dieser überaus starken 
Abhängigkeit liegen die Bedingungen 
dafür, daß ihm die Preise für seine 
Produkte diktiert werden. Polen ex­
portiert in die UdSSR vor allem hoch­
wertige Fertigprodukte, insbesondere 
den größten Teil seiner Schiffe und Ei­
senbahnwaggons. Würde die UdSSR 
sie zu ihrem Wert bezahlen, hätte Po­
len Geld, um Investitionsgüter auch 
auf anderen Märkten zu kaufen. In 
dieser Lage ist es immer weniger. Es 
exportiert seine Rohstoffe wie Kohle, 
Kupfer, Schwefel und einfach verar­
beitete Produkte in andere Länder und 
muß von diesen Maschinerie einfüh­
ren, und zwar auf Kredit. Diese Ver­
hältnisse ruinieren die Wirtschaft Po­
lens.

An die westlichen Geschäftsbanken, 
die drei Viertel der Kredite an Polen 
vergeben haben, muß es mehr als die 
üblichen Zinsen zahlen, 1978 rund 
9,5%, 1979 schon 12,1%. Die Tatsa­
che, daß Polen 1980 bereits 90% seiner 
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Einnahmen aus Exporten in westliche 
Länder für den Schuldendienst wird 
aufwenden müssen, erklärt, daß kaum 
etwas übrigbleibt für zusätzliche Im­
porte zur Verbesserung des Produk­
tionsapparates und weitere Kredite ge­
nommen werden müssen.

Angesichts der sich auch verschär­
fenden Versorgungskrise waren die Re­
gierungen der EG-Länder hin- und 
hergerissen zwischen dem Wunsch, ei­
niges aus ihren Beständen loszuschla­
gen - sie hatten Getreide und Rind­
fleisch im Auge, bevor Polen sich über­
haupt geäußert hatte - und der 
Furcht, die auch dafür nötigen Kredite 
nicht mehr wiederzusehen. Jetzt sind 
Lieferungen in Höhe von 625 Mio. DM 
beschlossen. Sie sollen an die unver­
schämte Bedingung geknüpft werden, 
daß Polen die Waren nicht wieder aus­
führt.

Ein Mitglied der vor kurzem gebilde­
ten Kommission für Wirtschaftsre­
form, Prof. Bobrowski, äußerte Be­
fürchtungen, daß die Schaffung von 
Reserven kaum möglich sein werde. 
Offenbar sieht er die Schwierigkeiten 
nicht darin, daß zuwenig gearbeitet 
wird und hier durch Steigerungen die 
Krise zu bewältigen wäre. Nicht ausge­
nutzte Arbeitszeit als Reserven zu be­
zeichnen, nannte er „gefährlich für ei­
ne systematische Planung“ und die 
„Einschätzung der allernächsten Per­
spektiven“. Wirkliche Reserven seien 
Mittel, auf die man für den Import zu­
rückgreifen könne, und er gibt zu be­
denken: „Für die Änderung der Pro­
duktionsrichtungen braucht man viel 
Zeit und ein geordnetes Preissystem 
... In der Landwirtschaft kann man 
die schnellsten Effekte durch eine an­
dere Verteilung der Mittel erreichen. In 
der Industrieproduktion ist die Quali­
tät am wichtigsten . . . Aber alles zu­
sammen ist wohl eine politische 
Sache.“

Die UdSSR hatte gute Gründe, ih­
rerseits Polen einen großen Kredit zu 
geben, da sie bei einem Zusammen­
bruch der Wirtschaft Polens fürchten 
muß, daß die Lieferung der von ihr be­
zogenen Produkte und darüber hinaus 
das ganze Wirtschaftsgefüge des RGW 
gefährdet ist. Davon wurde auch auf 
der Beratung der Mitgliedsstaaten des 
Warschauer Vertrages am 5. Dezember 
in Moskau gesprochen. Das polnische 
Politbüro versicherte anschließend, es 
„schätze hoch die Solidarität und die 
Unterstützung seitens der UdSSR und 
anderer sozialistischer Bruderländer, 
die unserem Land geleistete Wirt­
schaftshilfe und Bereitschaft zu weite­
rer Hilfeleistung“ und bekräftigte sei­
nen aktiven Beitrag zum „ökonomi­
schen Potential des Rates für gegensei­
tige Wirtschaftshilfe“. Man muß 
fürchten, daß ohne Änderung der Aus­
tauschverhältnisse nur der Schulden­
berg wächst.

Wichtige Verträge Polens mit dem Ausland

21.3.1945: Freundschafts- und Hilfe­
leistungsvertrag mit der UdSSR auf 
30 Jahre.
25.1.1949: Gründung des Rates für 
gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) 
in Warschau. - Polen ist Grün­
dungsmitglied.
6.7.1950: „Görlitzer Abkommen“ 
mit der DDR, in dem die polnische 
Westgrenze als endgültig anerkannt 
wird.

14.5.1955: Warschauer Pakt: ,,... 
Art. 3: Die Vertragschließenden Sei­
ten werden sich in allen wichtigen In­
ternationalen Fragen, die ihre ge­
meinsamen Interessen berühren, be­
raten . . .
Art .4: Im Fall eines bewaffneten 
Überfalls in Europa auf einen oder 
mehrere Teilnehmerstaaten des Ver­
trages seitens irgendeines oder einer 
Gruppe von Staaten wird jeder Teil­
nehmerstaat . .. dem Staat oder den 
Staaten, die einem solchen Überfall 
ausgesetzt sind, sofortigen Beistand 
individuell und in Vereinbarung mit 
den anderen Teilnehmerstaaten des 
Vertrages, mit allen Mitteln, die ih­
nen erforderlich erscheinen, ein­
schließlich der Anwendung von mili­
tärischer Gewalt erweisen . ..
Art. 5: Die Vertragschließenden Sei­
ten kamen überein, ein Vereintes 
Kommando derjenigen ihrer Streit­
kräfte zu schaffen, die nach Verein­
barung zwischen den Seiten diesem 
auf Grund gemeinsam festgelegter 
Grundsätze handelnden Kommando 
zur Verfügung gestellt werden . . .“

7.3.1963: Dreijähriges Handelsab­
kommen mit der BRD.
7.12.1970: Grundlagenvertrag mit 
der BRD über die Normalisierung der 
gegenseitigen Beziehungen:
„Art. I: (1) Die BRD und die VR Po­
len stellen übereinstimmend fest, daß 
die bestehenden Grenzlinien, deren 
Verlauf im Kapitel IX der Beschlüsse 
der Potsdamer Konferenz fest ge­
legt worden ist, die westliche Staats­
grenze der VR Polen bildet. (2) Sie 
bekräftigen die Unverletzlichkeit ih­
rer bestehenden Grenzen jetzt und in 
der Zukunft und verpflichten sich ge­
genseitig zur uneingeschränkten Ach­
tung ihrer territorialen Integrität. (3) 
Sie erklären, daß sie gegeneinander 
keinerlei Gebietsansprüche haben 
und solche auch in Zukunft nicht er­
heben werden . . . “

Dazu stellte der Bundestag in einer 
Entschließung vom 17.5.1972 fest: 
Die Verträge nehmen eine friedens­
vertragliche Regelung für Deutsch­

land nicht vorweg und schaffen keine 
Rechtsgrundlage für die heute beste­
henden Grenzen ... “
1965: Verlängerung des Freund­
schaftsvertrages mir der UdSSR um 
20 Jahre.

7.8.1971: RGW-Komplexprogramm 
verabschiedet:
„Art. 1.1.1. ... Die Vertiefung und 
Vervollkommnung der wirtschaftli­
chen und wissenschaftlich-techni­
schen Zusammenarbeit und Entwick­
lung der sozialistischen ökonomi­
schen Integration der Mitgliedsländer 
des RGW sind ein von den kommuni­
stischen und Arbeiterparteien und 
den Regierungen der Mitgliedsländer 
des RGW bewußt und planmäßig ge­
stalteter Prozeß der internationalen 
Arbeitsteilung ...
Kap. II.7. Vervollkommnung der Va­
luta- und Finanzbeziehungen ... Zu 
diesem Zweck haben die Mitglieds­
länder des RGW folgendes verein­
bart: Kollektive Währung (transfera­
bler Rubel) . .. Die sozialistische 
Kollektive Währung (transferabler 
Rubel) hat eine reale Warendeckung 
auf der Grundlage der planmäßigen 
Entwicklung des Warenumsatzes der 
Mitgliedsländer des RGW nach abge­
stimmten Verkaufspreisen, die auf 
der Basis der Weltmarktpreise . . . 
festgelegt werden . .. “

6.10.1972: Polnisch-fanzösische
„Deklaration über Freundschaft und 
Zusammenarbeit“. 10-Jahres-Ab- 
kommen über wirtschaftliche Zusam­
menarbeit.
1974: 10-Jahres-Wirtschaftsabkom- 
men mit Dänemark.
10.10.1975: Mit der BRD Kreditab­
kommen, Rentenabkommen, langfri­
stiges Programm für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit sowie Protokoll 
über die Ausreise von 125000 Perso­
nen.
1975: 10-Jah res-Wirtschaftsabkom­
men mit Kuwait.
12.6.1976: Kulturabkommen, das 
u.a. die Zusammenarbeit bei den 
Schulbüchern regelt, und Abkom­
men über wirtschaftliche Zusammen­
arbeit mit der BRD. Ferner 16 Koo­
perationsabkommen mit BRD-Un- 
ternehmen und Banken.
29.5.1977: Neuer Freundschaftsver­
trag mit der DDR auf 25 Jahre.
14.4.1978: 5-Jahres-Handelsvertrag 
mit Schweden, nachdem schon 1975 
ein 10-Jahres-Wirtschaftsabkommen 
geschlossen ist. Die gemeinsame Er­
klärung spricht sich für engere Zu­
sammenarbeit der Staaten des Ost- 

j seeraums aus.
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Aus Politik und Wirtschaft — kurz berichtet

Bundeshaushalt ,,ge­
gen Schmarotzer“

Das Bundeskabinett hat den 
Entwurf für den Bundeshaus­
halt 1981 vorgelegt. Finanzmi­
nister Matthöfer betont, es sei 
ein Entwurf und bis zum Mai 
noch einiges einzuarbeiten. 
Die Bourgeoisie schiebt: 
,,Priorität gebührt allein der 
äußeren Sicherheit und der 
Verbesserung der wirtschaftli­
chen Rahmenbedingungen. 
Stattdessen wird noch immer 
dem Wohlfahrtsstaat Vorrang 
gegeben.“ (FAZ 16.12.) Der 
Graf unter Freunden (Jahres­
versammlung der Arbeitgeber­
verbände) sagt’s brutaler: Der 
Mißbrauch der staatlichen Ar­
beitslosenversicherung durch 
Drückeberger und Trittbrett­
fahrer, Schmarotzer im Sozia­
len Netz ... - Der Haushalt 
des Bundesamtes für Arbeit ist 
aber schon so niedrig angelegt, 
daß die Kapitalisten im Ver­
walt ungsrat dagegenstimmten: 
Nur 3,7 Mrd. DM staatliche 
Zuschüsse setzten eine günsti­
gere wirtschaftliche Entwick­
lung voraus. In den Beratun­
gen wurde jedoch für den 
Haushalt der BfA noch einmal 
der Anteil der Leistungsemp­
fänger gekürzt, offensichtlich 
mit der festen Absicht, dies 
durch das neue Arbeitsförde­
rungsgesetz auch durchzuset­
zen.

Polizeipostenauswei­
tung in Ba-Wü

Nachdem mit der Verwal- 
tungsreform 1973 in Südwürt- 
temberg von 103 Ein-Mann- 
Polizeiposten 30 aufgelöst 
wurden, sollen jetzt 14 mit 
mindestens 2, in der Regel je­
doch mit mehreren Beamten 
wieder eingerichtet werden. Im 
Regbez. Freiburg sollen 26 sol­
cher Posten eröffnet werden. 
Insgesamt ist die Zahl der Poli­
zisten in Baden-Württemberg 
von 1976= 17700 auf 1980 = 
22400 angehoben worden.

BVG: Es genügt 
die Tat ...

Das Oberlandesgericht Karls­
ruhe verurteilte H. Rosen­
baum, J.Noth, V.Hurrle u.a. 
zu Schadensersatzzahlungen 
von über 27(X)0 DM. Dieser 
Gesamtschaden sei dem Land 
Baden-Württemberg bei den 
Fahrpreiskämpfen 1975 jn 
Heidelberg entstanden durch 
die Beschädigung von Polizei­
kleidung, Ausrüst ungsgegen- 
ständen u.a. Als Beweisgrund 

genügt die presserechtliche 
Verantwortlichkeit in Publika­
tionen des KBW, die zu De­
monstrationen aufgerufen hal­
ten. Völlig unerheblich ist 
nach dieser Rechtssprechung 
der Beweis der Tat. Es genügt 
„die Duldung der Veröffentli­
chung von Streikaufrufen . . . 
und Stellung im KBW ...“, 
bestätigt das BVG das Urteil 
des OLG bei J.Noth. Haftstra­
fen und Bußgeldzahlungen 
wurden gegen die o.g. wegen 
der Demonstrationen ebenfalls 
schon verhängt.

BP-Konzern will 
Preußag kaufen

Der britische BP-Konzern will 
von der staatlichen Westdeut­
schen Landesbank einen 40%- 
Anteil an der Preußag kaufen. 
BP, fünftgrößter Ölkonzern 
der Welt, würde dann 11 % der 
Rohöl- und 4% der Erdgasför­
derung der BRD kontrollieren. 
Hauptgeschäft der Preußag ist 
die NE-Metall-Förderung- und 
-Verhüttung in der BRD und 
über den Besitz der AMC 
(London) in der Dritten Welt. 
Über eine Beteiligung der 
staatlichen VEBA an BP 1979 
hat der BRD-Imperialismus 
seine Rohstoffinteressen gesi­
chert .

Ausbildungsplatz­
abgabe beseitigt

Das vom Bundestag 1976 ver­
abschiedete Ausbildungsplatz­
förderungsgesetz wurde vom 
Bundesverfassungsgericht am 
10. Dezember für nichtig er­
klärt. In diesem Gesetz ist die 
bisher nicht benutzte Möglich­
keit einer Sonderabgabe von 
Kapitalisten zur Finanzierung 
der Berufsausbildung vorgese­
hen. Nach den Vorschriften 
des Gesetzes konnte die Bun­
desregierung bei Bedarf an 
Ausbildungsplätzen eine sol­
che Umlage per Rechtsverord­
nung erheben. Die CDU und 
der Bundesrat waren dagegen. 
Die Regierung hat daraufhin 
das Gesetz für nicht durch den 
Bundesrat zustimmungspflich- 
tig erklärt und es durch den 
Bundespräsidenten in Kraft 
setzen lassen. Mit der Nichtig­
keitserklärung dieses Gesetzes 
hat das Gericht eine Reihe von 
Grundsätzen verfaßt, die sich 
für die Kapitalistenklasse noch 
als nützlich herausstellen wer­
den: 1. Eine Sonderabgabe 
dürfe nur von bestimmten Per­
sonen erhoben und nur für be­
stimmte, diese Personen be­
ll eilende Interessen verwendet

Mil täglichen Demonstrationen protestierten in der vorletzten 
Woche die Volksmassen im besetzten Palästina gegen die Auswei­
tung der arabischen Bürgermeister von Hebron und Halb ul Ka- 
wasmeh (r.) und Milhcm (1.). Die zionistischen Besatzer hatten 
die Bürgermeister schon vor Monaten nach einer Aktion von Fe­
dajin abgeschoben, was das israelische Oberste Gericht am 5.12. 
bestätigt hat. Truppen stürmten die Universität Bethlehem, wo 
tausende Studenten die palästinensische Fahne gehißt hatten, und 
schlossen die Hochschule „bis auf weiteres“. Die Studenten der 
Universitäten Bir Zeil und Nablus streikten. In Ramallah nahmen« 
die Kolonialbehörden ausländische Journalisten, die über eine 
Schülcrinnendemonslration berichten wollten, fest und erklärten 
die Stadl zum „Sperrgebiet“.

werden. Die Berufsausbildung 
steht danach nicht im allgemei­
nen Interesse, sondern nach 
Erklärung des Gerichtes im In­
teresse der Kapitalisten. In die­
ser Beziehung sei das Gesetz 
korrekt. Aus der Abgrenzung 
der „Sonderabgabe“ folgt 
u.a., daß es nicht verfassungs­
mäßig wäre, von den Kapitali­
sten eine „Sonderabgabe“ zur 
Tilgung der Staatsschuld z.B. 
zu verlangen. 2. Für nichtig er­
klärt wurde das Gesetz, da es 
v er f a h r en srec h 11 i c h c Vo r-
schriften enthalte, die zustim- 
mungspflichtig seien. Konkret 
gemeint ist die Feststellung der 
Lohnsumme der einzelnen Be­
triebe. Damit so etwas möglich 
sein soll, müssen schon minde­
stens alle Organe des bürgerli­
chen Staatsapparates dafür 
sein.

Heizungsbau Westber­
lin: 5,9% mehr Lohn

Eine Lohnerhöhung von 5,9% 
hat die IGM für die 10000 Be­
schäftigten einschließlich Aus­
zubildende im Bereich Hei- 
zungs-, Sanitär- und Klima­
technik in Westberlin für 1981 
abgeschlossen. Ecklohn 1980: 
13,36 DM/Std., Ausbildungs­
vergütung im 1. Lehrjahr (2. 
Hj.): 494 DM.

Streiks in französi­
schen Universitäten

„Straßburg im Streik, Toulou­
se im Streik, Generalstreik an 
den Universitäten!“, „Wir 
sind es leid auszuwandern“, 
unter diesen Rufen demon­
strierten am 12.12. über 8(X)0 

Studenten in Paris. In den letz­
ten Semesterferien hatte Uni­
versität sm inisterin Saunier-
Seile zahlreiche Studiengänge 
des 2. Zyklus (Staatsexamen/- 
Diplom) und 3. Zyklus (Auf­
baustudium) vor allem an klei­
neren Provinzuniversitäten ge­
strichen. Tausende mußten 
wechseln oder gar wegen feh­
lenden Geldes ihr Studium ab­
brechen.

Guerillatätigkeit 
in Afghanistan

Die Sowjetunion nimmt die 
zunehmende Isolierung ihrer 
Invasionstruppen in Afghani­
stan /um Anlaß, neueTruppeitf 
dort einzusetzen, die älter und 
speziell auf den Anli-Guerilla- 
Krieg vorbereitet sind. Aus- 
weiskont rollen und Raz/ien 
auch in der Hauptstadt Kabul 
werden verschärft, seil /um 
Kriegsdienst gepreßte afghani­
sche Soldaten /u Hunderten 
desertieren und islamische Be­
freiungskämpfer einen erfolg­
reichen Angriff auf den Flug­
hafen von Kabul durchgeführt 
haben. Die /ersetzende Wir­
kung solcher Aktionen wird 
Unterstüt/t durch an die Besat­
zer gerichtete Agitation der 
Bc frei u ngs k rä ft e. So werden 
in einem Flugblatt des „Anti­
sowjetischen Blocks der Völ­
ker“ die sowjetischen Soldaten 
/ur Verweigerung des Kriegs­
dienstes aufgerufen. Sic sollen 
die Heimkehr und den Abzug 
der sowjetischen Soldaten aus 
Afghanistan verlangen. Zu­
dem werden sie an die schlech­
te Versorgung in der UdSSR 
erinnert.
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NA TO-Ministerratstagung

2,2 Mrd. als „Gastgeberlandunter­
stützung“? Apel weiß Besseres.
Noch vor der NATO-Ministerratsta- 
gung am 9./10. Dezember in Brüssel 
hatte US-Verteidigungsminister
Brown, mit dem Wind der sozialimpe­
rialistischen Drohungen gegen die pol­
nische Arbeiterbewegung und der eige­
nen Gegen-Drohungen im Rücken, den 
Verbündeten ein hartes Gefecht ange­
kündigt: Die USA, so Brown, dächten 
nicht daran, wie bisher ,»Europas Ver­
teidigung“ zu tragen. - Die Mehrheit 
der kontinentaleuropäischen Imperiali­

US-Marinekorpssoldaten bei einer Retorger-Übung in der BRD. Die US- 
Imperialisten planen, ihre Truppen in Europa innerhalb kürzester Frist von jetzt 
325 000 auf über 600000 verdoppeln zu können.

sten will anders, als die US-Imperiali- 
sten wollen. Bereits in diesem Jahr hat­
ten Italien, Belgien und Dänemark ih­
ren Militärhaushalt real gesenkt. Für 
1981 weigert sich neben Belgien, den 
Niederlanden und Dänemark die BRD, 
bislang immer noch Hauptantreiber 
gegenüber den europäischen Verbün­
deten, die Militärausgaben um die rea­
len 3% zu erhöhen, die die NATO 
1978 festgelegt hatte. Dem SPD-Pres­
sedienst zufolge wird der westdeutsche 
Haushalt um real 0,8% auf 40,45 Mrd. 
DM plus einigen in anderen Etats ver­
borgenen Milliarden posten aufge­
stockt. Tatsächlich geht es aber allen 
Beteiligten um anderes als das nackte 
Geld.

Die US-Absichten hat Vize-Verteidi­
gungsminister Korner im Frühjahr in 
aller Deutlichkeit herausgestrichen: 
„Wir haben Pläne und Programme, 
die dahin zielen, die taktische US-Luft- 
waffenstärke in Europa innerhalb ca. 
einer Woche mehr als zu verdreifachen 
und die US-Landstreilkräfte in weniger 
als zwei Wochen zu verdoppeln. Dies 
würde bis 1984 eine größere US-Bo- 
den/Luft-Feuerkraft in Europa produ­
zieren als die der gesamten Bundes­

wehr. Aber die Fähigkeit der USA, 
dieses Ziel zu erreichen, hängt ernst­
haft davon ab, ob Standorte und Ein­
richtungen für die Lagerung der benö­
tigten Ausrüstung ...» ausreichende 
Einrichtungen für Empfang und Wei­
tertransport und weitreichende Gastge­
berlandunterstützung bereit stehen.“

Vor allem in Mitteleuropa verlangen 
die USA die Bereitstellung von Gelän­
de und Depots, direkten Zugriff auf 
Flughäfen und zivile Transporteinrich­

tungen, auf Treibstofflager, kurz auf 
die ganze Logistik, die einschließlich 
des NATO-Rohrleitungssystems CE- 
PES nationalem, nicht NATO-Ober- 
kommando untersteht. Sie beabsichti­
gen also nichts weniger, als „Europas 
Verteidigung“ abzugeben, sondern im 
Gegenteil eine entscheidende Stärkung 
ihrer Militärmacht in Europa durch die 
Möglichkeit schnellster Truppenver- 
stärkungen, nicht nur gegenüber dem 
sozialimperialistischen Rivalen, son­
dern gerade auch gegenüber den euro­
päischen Verbündeten - und vor al­
lem auf deren Rechnung. 8,5 Mrd. DM 
sollen diese bis 1984 für das verlangte 
„Infrastrukturprogramm“ zahlen, 2,2 
Mrd. DM davon die westdeutschen 
Imperialisten.

Die US-Imperialisten selbst könnten 
sich dann auf die Stärkung ihres strate­
gischen Atomwaffenpotentials, auf die 
Abwicklung des Mittelstreckenrake­
tenprogramms, auf den Ausbau ihrer 
Seeherrschaft und die Aufrüstung ihrer 
Truppen konzentrieren. Dies sind auch 
die Schwerpunkte ihres Haushaltes, 
den jetzt Senat und Repräsentanten­
haus noch einmal um 11 Mrd. DM ge­

genüber Carters Vorlage auf 304 Mrd. 
DM aufgestockt haben.

Zwar haben die US-Imperialisten in 
diesem Jahr die Errichtung von Depots 
in Mittelnorwegen für die Ausrüstung 
von ca. 10000 US-Marineinfanteristen 
durchgesetzt; bisher hatte Norwegen 
die Stationierung fremder Truppen 
und Ausrüstungen immer noch abge­
lehnt. Offene Unterstützung für ihr 
Programm finden sie jedoch außer bei 
Kanada nur bei den britischen Imperia­
listen: Selbst Inselmacht mit Besat­
zungstruppen in der BRD und West­
berlin, kann sich ihre militärische Posi­
tion gegenüber dem westeuropäischen 
Hauptkonkurrenten dadurch nur ver­
bessern. Die westdeutschen Imperiali­
sten aber fühlten sich stark genug ab­
zulehnen, zumindest jetzt und zumin­
dest ohne Gegenleistungen.

Sie sind für weitere Aufrüstung. Bei 
einer realen Steigerung von 30% zwi­
schen 1970 und 1980 ist ihr Militär­
haushalt der zweitgrößte innerhalb der 
NATO. Über die „Eurogroup“ in der 
NATO nehmen sie direkten Einfluß 
auf die Aus-und Aufrüstung der west­
europäischen Mächte. Ebenso über die 
„Rüstungskooperation“, deren eifrig­
ste Befürworter und großen Profiteure 
sie sind. Im September brachte ein Ge­
neralmajor Birnstiel den alten Vor­
schlag einer „Europäischen Verteidi­
gungsunion“ als militärischem Gegen­
stück zur EG erneut auf den Tisch: Es 
schiene ihm „an der Zeit zu überprü­
fen, ob Form und Inhalt des NATO- 
Bündnisses noch den veränderten poli­
tischen und strategischen Verhältnissen 
entsprechen und ob nicht das gestiege­
ne Gewicht Westeuropas im Konzert 
der Mächte eine stärkere Berücksichti­
gung seiner Interessen notwendig 
macht“. - Auf der NATO-Minister- 
ratstagung jedenfalls ließ sich Apel auf 
die Finanzierung des „Infrastruktur­
programms“ und die 3%-Erhöhung 
nicht festlegen. Einen militärischen 
Nachtragshaushalt kündigte er aller­
dings bereits an.

KMK
Kriegsvorbereitung 
als Unterrichtsfach

Am 5.12. hatte sich Bundesverteidi­
gungsminister Apel mit den Kultusmi­
nistern der Länder ausgeprochen und 
vereinbart, daß sich vier von ihnen an 
die Ausarbeitung einer Empfehlung 
über die Behandlung der Bundeswehr 
und der sog. Sicherheilspolitik im Un­
terricht machen. Man habe sich übet 
die Parteiengrenzen hinweg verstan­
den. Auf der nächsten Kultusminister­
konferenz soll dann beschlossen wer­
den, wie die Kriegsvorbereitung im Un­
terricht konkret aussehen soll.
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Die SPD hat bisher dieses heiße Ei­
sen gescheut. Große Teile der Gewerk­
schaften, auch die Lehrer in der GEW 
sind gegen Wehrkunde in der Schule. 
Allensbacher Meinungsforschern wird 
seit 1955 von 50% der Befragten versi­
chert, daß ,,Verteidigung der Demo­
kratie“ kein Krieg wen sei, und 70% 
sind auf jeden Fall gegen ,»Verteidi­
gung mit atomaren Mitteln“. Viele ha­
ben ihre Erfahrungen gerade aus der 
Bundeswehr, weshalb jetzt die Bil- 
dungsanst allen mit ein bezogen werden 
sollen.

„Die Integration der Streitkräfte in 
die staatliche und gesellschaftliche 
Ordnung hat nicht nur institutionelle 
Aspekte, sondern setzt die geistige und 
politische Verarbeitung der Landesver­
teidigung im Volk voraus. Eine gegen­
teilige Entwicklung würde einen ge­
fährlichen psychologischen Faktor für 
die Handlungsfähigkeit der Streitkräf­
te darstellen . . . Im Schul- und Bil­
dungsbereich müssen verstärkte An­
strengungen unternommen werden, die 
.lugend intensiver an Fragen der Lan­
desverteidigung und der WehrpDicht

Europäische Gemeinschaft

Schlachtbulletins unbefriedigend,
Bourgeoisie reformiert Agrarpolitik
Es ist eine wirklich konzertierte Ak­
tion, mit der jetzt auf Reform der EG- 
Agrarpolitik gedrängt wird. Nach ver­
schiedenen westeuropäischen Sozialde­
mokratien, nach der britischen Regie­
rung, nach den „Sachverständigen“ 
und des Kanzlers Regierungserklärung 
hat nun auch EG-Landw irtschafts- 
kommissar Gundelach sein Programm 
vorgelegt. Die Reformvorschläge glei­
chen sich bis ins Detail, und aus jeder 
Maßnahme blickt unverhüllt die Ab­
sicht hervor: Die Finan/bourgeois in 
der EG nehmen die beschleunigte Ent­
eignung von Millionenmassen selbstar- 
beitender Bauern und die Konzentra­
tion des Bodens und der landwirt­
schaftlichen Produktion in den Hän­
den kapitalistischer, Lohnarbeit aus­
beutender Großagrarier in Angriff. 

heranzuführen ...“ (Bericht des Ver- 
tcidigungsausschusscs über die Ausein­
andersetzungen um die Rekrutenverei­
digung in Bremen, 8.9.80).

Wegen ihrer zunehmenden Kriegs­
vorbereitungen, müssen die Imperiali­
sten die Handlungsfähigkeit ihrer Ar­
mee gewährleisten. Deshalb muß sich 
die westdeutsche Bourgeoisie auf das 
Risiko einlassen, die Vorbereitung des 
imperialistischen Krieges unter dem 
Namen Sicherheitspolitik im Unter­
richt zu behandeln. Gleichzeitig konn­
te sich die Kultusministerkonferenz 
nicht auf einheitliche Regelungen zur 
Darstellung der deutschen Grenzen in 
den Schul-Atlanten einigen. Die Mehr­
heit unter ihnen (CDU/CSU) vertritt 
u.a.: „Die Grenze zwischen der BRD 
und der DDR ist als Grenze besonderer 
Art zu kennzeichnen ... es werden nur 
solche Atlanten und Schulbücher zuge­
lassen, die eine deutliche Darstellung 
der Grenzen Deutschlands von 1937 
aut allen Karlen, die politische Gren­
zen aufweisen, enthalten . . .“. So lie­
fern sie gleich Beweismaterial für ihre 
Kriegsziele.

Jeder einzelne der sich aus den Vor­
schlägen herausschälenden Schwer­
punkte bedeutet Erzeugerpreissen­
kung, und ihre Kombination wird für 
wahrlich ungekanntes Ausmaß sorgen: 
- Die Landwirtschaftsminister erhö­
hen die EG-Agrarpreise in den näch­
sten Jahren nicht oder kaum.

Die sogenannte „Mitverantwor- 
tungsabgabe“, seil 1977 den /////(//wirt­
schaftenden Bauern auferlegt, im 
Wirtschaftsjahr 80/81 von 0,5 auf 2% 
des Erzeugerpreises erhöht, im näch­
sten Jahr noch weiter ausgebaut, wird 
auf alle ,,(jberschußprodukte“ ausge- 
w eit et, d.h. vor allem auf Fleisch und 
Getreide.

Die staatlichen Interventionskäufe 
werden ganz oder weitreichend einge­
stellt .

Letzteres ist der eigentliche Kern der 
Reform. Die Interventionen sind Be­
standteil der „Gemeinsamen Markt­
ordnungen“. die seil 1967 für die in­
zwischen meisten landwirtschaftlichen 
Produkte eingeführt wurden und die 
sich bei der langjährigen Steigerung 
der Produktivität und der realen Sen­
kung des Erzeugerpreisniveaus be­
währten. Seit Jahren jedoch kläfft 
noch bei jeder EG-Haushaltsdebatte 
die gesamte Pressemeute über „teure 
Subventionen für die Landwirtschaft“ 
und meint damit die Marktordnungs­
ausgaben, insbesondere die Interven­
tionsausgaben. Nun sind die Interven­
tionen allerdings alles andere als ein 
Geschenk an die Bauern: Diese verkau­
fen Produkte, die sie sonst auf dem 
Markt nicht verkaufen können, an die 
staatlichen Intervent ionsst eilen, und 
zwar zu einem Preis, der gewöhnlich 
um über 10% unter dem Erzeugerpreis 
liegt. Obwohl sich die Finanzbourgeoi­
sie damit billig den Zugriff verschafft, , 
drängt es sic, die Kosten für Aufkauf’ 
und Lagerung, die 1979 auf fast 12 
Mrd. DM anstiegen, loszuwerden. Er­
stens, weil die Interventionspreise, ob­
wohl sie so niedrig liegen, immer noch 
preisstützende Wirkung haben.

Dies gehl aus der folgenden Tabelle 
hervor. Der Aufkauf so beträchtlicher 
„überschüssiger“ Mengen, und sei cs 
zu niedrigstem Preis, verhindert im­
merhin noch stärkeren Druck auf die 
Erzeugerpreise.

Ausgewählte Interventionen 1978

Menge in
1 000 t

in % der 
Produktion

Weich weizen . . 542 L4
Roggen .......... 460 16,0
Rindfleisch . . . 330 5,1
Butter ............ 347 17,7
Magcrmilchp . 467 21,1
Quelle: Die Lage der I.andu in schall in der Ge­
meinschaft, Berich! 1979. Brussel 1980. Angaben 
für Rind Heisch (ohne Knochen) 1979.

Zweitens sind die Interventionsaus- 
gaben schwerlich so gezielt zur „Struk­
turbereinigung“ einzusetzen, wie die 
Bourgeois das wünschen. Warum also 
die Gelder, wenn, nicht direkt zur Ver­
nichtung der Kleinbauern und zur För­
derung der Großagrarier einsetzen?

Seil ungefähr 1975 stagniert die Bau- 
ernvernichtungsrate, ja teilweise sinkt 
sie sogar. Trotz nicht nur real, sondern 
selbst nominal fallender Einkommen 
klammern sich Hunderttauscnde von 
Bauern an einen Fetzen Land, der 
längst nicht mehr ihnen gehört, son­
dern den Banken. Die unterste Schran­
ke ihrer Existenz - der Arbeitslohn, 
den sie sich selbst zahlen hat sich 
immer weiter nach unten verschoben 
und ist weit eher durch die nationalen 
Sozialhilfesätze als etwa durch den 
Durchschnittslohn gekennzeichnet.
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Der Einsatz moderner, aber teurer Maschinerie ist für die kleinen und mittleren 
Bauern unverzichtbar und beschleunigt zugleich ihren Ruin.

Aber auf dem überfüllten Arbeits­
markt, bei einem Arbeitslosenheer von 
inzwischen über 7 Millionen in der EG, 
finden sie keinen Ausbeuter, der ihre 
Arbeitskraft kauft, und deshalb haben 
sie gar keine Wahl.

Unter diesen Bauern wird die beab­
sichtigte Reform mit der Wucht eines 
Fallbeils wirken. Die Verelendung wird 
wachsen und zweifelsohne auf den 
Lohnstandard drücken. Um den Ent­
eignungsvorgang von Hunderttausen­
den zu beschleunigen, will die EG- 
Kommission, ohne die finanziellen 
Mittel bedeutend zu erhöhen, andere 
Instrumente der EG-Agrarpolitik 
schärfen. Der Haushaltstitel „Förde­
rung der Aufgabe landwirtschaftlicher 
Erwerbstätigkeit und der Verwendung 
landwirtschaftlich genutzter Fläche zur 
St ru kt Urverbesserung* *, 1972 einge­
richtet als Ergänzung zu entsprechen­
den nationalen Programmen, soll 
durch einen Teil der freigesetzten Gel­
der aufgestockt werden. 21% der bäu­
erlichen Betriebsleiter sind über 65 
Jahre, weitere 23% zwischen 55 und 65 
Jahren. Man bietet ihnen ein paar 
Pfennige als Rente, setzt insgesamt ei­
nige Millionen Mark mehr ein - und 

In beiden Weltkriegen wurde oruniand unter den Ptlug genommen, die Milch- 
und Fettwirtschaft entsprechend eingeschränkt. Eklatanter Fettmangel, zwangs­
läufige Folge, fördert indes nicht gerade den Patriotismus. Die EG baut vor. Die 
Butterverkäufe an die SU und die Aktion „W'eihnachtsbutter“ sind gestoppt, die 
Lager (Bild: Butterlagerung in der BRD) werden weiter aufgestockt.

„mobilisiert“, so der amtliche Jargon, 
auf diese schnelle Weise allein rund ein 
Drittel des landwirtschaftlich genutz­
ten Bodens, bis zu 30 Mio. ha.

Um dann auch zu gewährleisten, 
daß das von den Bauernmassen befrei­
te Land den Richtigen billig zufällt - 
die Boden- und Pachtpreise sind mitt­
lerweile so hoch, daß selbst mittlere 
Bauern kaum hinzukaufen oder -pach­
ten können - , wird zugleich der Haus­
haltstitel „Modernisierung der land­
wirtschaftlichen Betriebe“ ausgewei­
tet. Bisher fehlt es den Bourgeois hier 
an Geldmitteln. Schließlich stehen zur 
direkten Förderung der Konzentration 
in der Landwirtschaft zahlreiche Po­
sten unter dem Stichwort „Beihilfen 
für ...“ zur Verfügung, die nach Be­
darf erhöht werden können.

Die angestrebte Reform der EG- 
Agrarpolitik ist die Neuauflage des be­
rüchtigten „Mansholt-Planes“ von 
1968, den die Finanzbourgeoisie auf­
grund des erbitterten Widerstandes der 
Bauern niemals vollständig hat durch­
setzen können. Wird sie jetzt können? 
Entschlossen ist sie bis zum Äußersten. 
Mit der bisherigen Agrarpolitik hat sie 
in der Konkurrenz auf den Weltagrar­

märkten beträchtlich aufholen kön­
nen, insbesondere bei Milchproduk­
ten, Fleisch und auch Getreide. Über 
acht Millionen Bauern haben dies in­
nerhalb von 20 Jahren mit ihrer Exi­
stenz bezahlt. Nun soll die Trennung 
der landwirtschaftlichen Produzenten 
von ihren Produktionsmitteln weitge­
hend abgeschlossen werden, damit 
auch die Trennung der Produzenten 
von den Lebensmitteln.

Es sind ausgerechnet die Sozialde­
mokraten, die sich zum entschieden­
sten Fürsprecher dieser Entwicklung 
aufwerfen, die weitere Millionen Bau­
ern ins Proletariat herabstößt. Wenn 
aber die Arbeiterbewegung die Bauern­
massen im Kampf gegen die Vernich­
tung ihrer Existenz nicht unterstützt, 
wird sie sie unvermeidlich an die Reak­
tion verlieren, wird jeder Fortschritt 
der Arbeiterbewegung selbst unendlich 
erschwert.

Krankenhaus
Heilung offiziell 
aufgegeben

„Die Bundesregierung wird das Kran­
kenhausfinanzierungsgesetz wieder 
einbringen, und zwar unter Konzentra­
tion auf die Kostendämpfung“, kün­
digte Bundeskanzler Schmidt in seiner 
Regierungserklärung an. Im Frühjahr 
hatte der Bundesrat nach mehrmonati­
gem Parlamentszirkus das neue Kran­
kenhausfinanzierungsgesetz (KHG) 
abgelehnt, keineswegs wegen der beab­
sichtigten Kostendämpfung, sondern 
weil die Bundesländer einen um 
500-700 Mio. DM jährlich höheren 
Bundesanteil an den Krankenhausinve­
stitionen verlangten.

Die Kostendämpfung im Kranken­
hauswesen ist alt. Mit der Verordnung 
über Pflegesätze von Krankenanstalten 
1954 z.B. sollten „nicht nur die Ko­
sten- und Ertragslage der Krankenan­
stalten, sondern auch die wirtschaftli­
che Leistungsfähigkeit der beteiligten 
Sozialversicherungen berücksichtigt * * 
werden (Erhard). Wegen der zu niedri­
gen Pflegesätze entstanden jährlich un­
gefähr 2 Mrd. DM Defizite allein bei 
den öffentlichen Krankenanstalten. 
Damit konnte einerseits Druck auf die 
Krankenhäuser ausgeübt werden, die 
Grenzen der Behandlung unter Kosten­
gesichtspunkten zu setzen, andererseits 
mußten diese Defizite aber aus dem 
Staatshaushalt beglichen werden.

Mit dem Krankenhausfinanzierungs­
gesetz von 1972 hat die Bundesregie­
rung dies abgestellt. Die laufenden Ko­
sten der Krankenhäuser mußten über 
die Pflegesätze abgedeckt werden. 
Staatliche Zuschüsse gibt es nur noch 
für Investitionen im Rahmen eines re­
duzierten Bedarfsplanes. Die Ausga­
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ben der gesetzlichen Krankenkassen 
für Krankenhauspflege stiegen sprung­
haft mit Raten bis zu 30% (1974) von 
9,3 Mrd. DM 1972 auf 21,9 Mrd. DM 
1978. Da die Bundesregierung bei der 
Festsetzung der Pflegesätze nur die Ko­
sten eines ,»sparsam wirtschaftenden 
und leistungsfähigen Krankenhauses“ 
berücksichtigt wissen wollte, erzwang 
sie Stillegung von Krankenhäusern, 
Bettenstreichungen, Steigerung der Ar­
beitsintensität, Verkürzung der Liege­
zeiten sowie eine einheitliche Rech­
nungsführung, um die ,»Wirtschaft­
lichkeit“ überprüfbar zu machen und 
durchsetzen zu können. Damit ist die 
Steigerungsrate auf 6% im Jahre 1979 
(1978: 6,8%; 1977: 6,27%) gedrückt,

wie die bei den Gesamtausgaben der 
Krankenkassen. Sic hält sich im Rah­
men der Einnahmcnem vv icklung, d.h. 
der Entwicklung des durchschnittli­
chen Grundlohnes der Versicherten, 
was erklärtes Ziel der Bundesregierung 
mit den Ehrenbcrgschcn Kostcndämp- 
fiingsmaßnahmen ist.

Die Erhöhung der Krankenkassen­
beiträge um durchschnittlich 0,5% ab 
1.1.1980 auf durchschnittlich 12,2% 
ist keineswegs ein Zeichen für etwa 
mißlungene Kostendämpfung, sondern 
Ergebnis der Rentenkürzung: 1 1% der 
Rentensumme wird an die Kranken­
kassen abgefühn, nach dem 21. Ren­
ten an pass ungsgesetz waren es 6 Mrd. 
DM weniger.

Da aber 30% des Haushaltsv olu- 
mens der Krankenversicherung für den 
Krankenhausbereich ausgegeben wer­
den. sicht Ehrenberg ,,gute Grunde“, 
dort die Ausgabensteigerung .,deut lieh 
unter diese Orientierungsmarkc“, d.h. 
unter die Entwicklung des Grundloh­
nes zu drucken. Dafür braucht die 
Bourgeoisie das neue Krankenhausfi- 
nanzicrungsgeseiz.

Die Krankenhäuser müssen in die 
,»Konzertierte Aktion im Gesundheits­
wesen“, die seit dem Kostendämp- 
fungsgesetz 1977 verbindliche Richtli­
nien für die Ausgabenentw icklung bei 
der ambulanten Versorgung und Arz­

neimittelverbrauch festlegt und die 
,,Struktur“ entsprechend ändert. Die 
nächsten Empfehlungen sollen auf der 
Grundlage des Jahreswirt schäft sbe- 
richles der Bundesregierung im März 
verhängt werden, und der Kanzler will 
die fehlenden Bereiche, Krankenhäu­
ser, Zahnersatz, Heil- und Hilfsmittel, 
dabei haben. Ausgehend davon müs­
sen die Krankenkassen und die Träger 
der Krankenhäuser in ,»Selbstverwal­
tung“ die Pflegesätze, d.h. die nötigen 
Kürzungen bei der Versorgung der 
Versicherten aushandcln.

Daß bei dieser Kostendämpfung eine 
Heilung von Krankheiten gar nicht 
mehr möglich ist, wird im Gesetzestext 
jetzt offiziell zugegeben und festgelcgt.

Im gegenwärtig noch gültigen Geset­
zestext heißt es: ,,Krankenhäuser sind 
Einrichtungen, in denen durch ärztli­
che und pflegerische Hilfeleistungen 
Krankheiten, Leiden oder Körperschä­
den fesigestclh, geheilt oder gelindert 
werden sollen . ..“ (§2,1). Im neuen 
Gesctzcnt w urf ist dagegen geplant: 
....... Krankenhäuser im Sinne dieses 
Gesetzes sind Einrichtungen, in denen 
durch ärztliche und pflegerische Hilfe­
leistungen Krankheiten erkannt, kran­
ke Menschen behandelt oder ihre 
Krankheilsbeschwerden gelindert wer­
den sollen . . . “ (§3).

Sparprämien
Prämien gestrichen — 
Wertpapiere gefördert

Die Sparförderung gehört zu den Sub­
ventionen, die von der Bundesregie­
rung im Zuge der Haushaltsgesetzge- 
bung als erstes gekürzt wurden. Die 
Wohnungsbauprämien werden von 18 
auf 14°o gesenkt; das Sparprämienge- 
setz, nach dem bisher Spareinlagen zu 
14% prämiert werden konnten, wird 
ganz gestrichen und damit auch die 
Möglichkeit einer Doppelförderung 
über das 624-DM-Gesetz und das Ptä- 

miensparen. Ebenso ist der steuerliche 
Sonderausgabenabzug für kleine Le­
bensversicherungen von der Streichung 
betroffen. Die Festlegungsfrist für 
,,unechte Bausparer“ wurde von sie­
ben auf zehn Jahre verlängert. Minde­
rungen der Haushaltsausgaben werden 
erst in den auf 1981 folgenden Jahren 
wirksam. So sollen 1984 durch die Ge­
setzesänderungen etwa 1,45 Mrd. DM 
an Sparförderung eingespart werden.

Die Regierung erklärt, die Sparförde­
rung sei ,,uneffektiv“ geworden. Die 
Sparquote - 1979 betrug sie 13,1 % - 
sei so hoch, daß von einem durch Prä­
miensparen bewirkten ,,Konsum ver­
zieht“ nicht mehr die Rede sein könne. 
Mit anderen Worten: Aus den Arbei­
terhaushalten werden sowieso keine 
Mittel in lohnendem Umfang für den 
Geld- und Kapitalmarkt mehr flüssig 
gemacht werden können über die mit 
dem 624-DM-Gesctz erreichte Wir­
kung hinaus. Soweit es um die An­
schaffung eines Autos geht, werden sie 
nach der Streichung der dafür immer­
hin noch etwas lohnenden Doppel lor- 
derung schlicht auf den Bankkredit 
verwiesen. Das belebt das Bankge­
schäft und steigert deren Zinsertrag. 
Die Anschaffung von Wohnungseigen­
tum ist bei den erreichten Preisen fin­
den Arbeiterhaushalt sowieso Illusion.

Anders dagegen ist die Wirkung auf 
den Kleinbcsitz und die Teile der Mit­
telschichten, die tatsächlich von ihrem 
Einkommen Geld eben übrig haben, 
das sic nicht verbrauchen. Im durch­
schnittlichen Vermögensstand je Spa­
rer bei den Sparkassen im vergangenen 
Jahr ist die Kluft deutlich: Arbeiter mit 
Sparguthaben wurden mit einem 
durchschnittlichen ,,Vermögen“ von 
6288 DM registriert, die Selbständigen 
wiesen 19 789 DM und die ,,freien Be­
rufe“ sogar 25 349 DM auf. /

Diese besser gestellten Einkommens­
schichten werden durch die Kürzung 
bzw. Streichung der gesetzlichen Spar­
prämien mit Wucht in neue Anlagefor­
men gedrängt: Wertpapiersparen, Ter­
mineinlagen, Bundesschatzbriefe oder 
Aktien z B. Da die Verzinsung dieser 
Anlageformen - die Aktie ausgenom­
men - hoch ist, hat das Geschäft mit 
Termineinlagen und Wertpapieren in 
den letzten Jahren sowieso zugenom­
men. Der Anteil der prämienbegünstig- 
ten Einlagen ist dagegen von 12,2% al­
ler Spareinlagen 1975 auf 8,9% im letz­
ten Jahr gesunken. Durch die Strei­
chung der Sparprämien will die Regie­
rung dieser Entwicklung druckvoll 
nachhelfen. Durch den Erwerb von 
Bundesschatzbriefen oder Wertpapie­
ren möchte vielleicht in den etwas bes­
ser gestellten Schichten das Interesse 
wachsen, daß die Staatsschuld durch 
Steuer gedeckt wird und die Kapitalin­
vestitionen im Ausland sicher und loh­
nend sind.
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Lohnbewegung 1981 
IG Metall 
experimentiert

Die IG Metall wird in dieser Lohnbe­
wegung in ihren Tarifbezirken mit un­
terschiedlichen Forderungen gegen die 
Kapitalisten auftreten. Im Nordver­
bund fordert die IG Metall 7,7% und 
auf der Festgeldseite 125 DM; d.h. sie 
fordert praktisch sowohl für die Frau­
enlöhne wie für die niedrigsten Män- 
ncrlölme Festgeld. Im Tarifbezirk Hes­
sen fordert die IG Metall 8%, für die 
Lohngruppen bis 5 aber eine Vorweg­
anhebung um 25 DM, für die Ange­
stellten eine Streichung aller Geldbe­
träge unter 1415 DM aus der Gehalts­
tabelle, eine etwas andere Form der 
Vorweganhebung. Diese Forderung ist 
ebenfalls sowohl für die Frauenlöhne 

vwirksam, wie für die niedrigen Män­
nerlöhne. In Baden-Württemberg for­
dert die Tarifkommission 8% und auf 
der Festgeldscite 107 DM. Allerdings 
munkelt man dort von der Absicht der 
IG Metall, die 107 DM nicht etwa ge­
bunden an eine bestimmte Lohngruppe 
zu verhandeln, sondern sozusagen zu­
erst durchzusetz.cn, so daß, je nach­
dem, wie weit die IG Metall auf der 
Prozentseite zurück muß, die Fcstgcld- 
seite in immer höhere Lohn- und Ge­
haltsgruppen reichen würde. Die West­
berliner IG Metall zieht sich mit einer 
reinen Prozent forderung aus der 
Schußlinie der Kapitalisten. Für NRW,

Lohngruppen und deren Geldbeträge (in Pf.) in der Metallindustrie

Tarifgebiet
3

Lohngruppen
10 11 121 2 4 5 6 7 8 9

Bayern........... 711 757 813 813 842 907 935 1029 1 122 1244
Berlin............. 761 794 822 878 935 1028 1 121 1243
Hamburg....... 767 795/804 842 888 935 1010 1 103 1244
Hessen........... 757 785 827 874 935 1029 1 122 1244
Niedersachsen 753 766 793 824 842 879 930 1023 1 116 1237
NRW............. 767 785 823 860 898 935 1010 1 103 1244
N.westl. NDS 762 795 842 888 935 1029 1085 1244
N.württ/N. baden 763 763 797 821 849 888 935 1001 1066 1 130 1 196 1263
Pfalz/Rhein-
l.-Rh.hessen .. 757 776 799 837 870 935 1029 1 122 1244
Saari.(1) ....... 767 785 827 870 935 1029 1 122 1244
Schlesw.Hol .. 753 795 870 898 935 1010 1094 1244
Südbaden .... 763 763 797 821 849 888 932 1027 1 118 1240
Südwürttb.-
Hohenzollern . 763 763 797 821 849 888 932 1027 1 118 1240
Unterwesergeb 762 771 795 813 860 888 935 1010 1 122 1244

wo im vorigen Jahr der Verlust der 
Festgeldscite verhandelt wurde, steht 
bei Redaktionsschluß dieses Heftes die 
Forderung noch nicht fest. Kenner der 
Tariflagc auf der Kapitalistenseitc hof­
fen, daß NRW reine Prozente aufstellt 
und dann in NRW ein Mustcrabschluß 
gelingt, dem sich die anderen fügen 
müßten. Tatsächlich würde eine reine 
Prozentforderung für NRW die Gc- 
samtlage ziemlich schwierig machen. 
Aber auch so ist die Lage der durch die 
IG Metall zusammcngeschlosscnen Be­
legschaften in dieser Lohnbewegung 
nicht sehr erfreulich.

Da nicht zu erwarten ist, daß die 
vollständige Überwälzung der Tarif­
lohnerhöhung auf die effektiv gezahl­
ten Löhne und Gehälter gelingt, bieten 
diese Forderungen, selbst wenn sic sehr

weitgehend realisiert würden, einen 
ausreichenden Schulz des realen Lohn­
standards nicht. Da ferner bei der Ein­
st ellungspolilik im ganzen letzten Jahr 
schon zu beobachten war, daß gerade 
im Bereich des Ecklohnes von den Ka­
pitalisten auf Spreizung der Lohnver­
teilung hingearbeitet wird, und da die 
Festgeldscite der Forderungen aber in 
diese Zone in keinem Fall hineinreicht, 
wirken die Forderungen den Spal­
tungsbemühungen der Kapitalisten ge­
rade in diesem Bereich praktisch nicht 
entgegen, woraus in nicht allzu ferner 
Zukunft größere Probleme entstehen 
können. Die Forderung für Baden- 
Württemberg schließlich, die eine Fcst- 
geldseitc praktisch nur für die niedrig­
sten Frauenlöhne ansetzt, geht an­
scheinend davon aus, daß die großen
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Betriebe des Fahrzeugbaus z.B. für die 
Prozentseite der Forderung kämpfen 
sollen und diejenigen Betriebe, in de­
nen im großen Maßstab Frauen zu 
Niedrigstlöhnen beschäftigt sind, für 
die Festgeldseite. Diese Verschieden­
heit in der Taktik könnte sich leicht zu 
einer handfesten Spaltung auswachsen. 
Denn im Falle der niedrigen Frauen­
löhne sind durchaus nicht irgendwel­
che zurückgebliebenen, von den Be- 
sitzverhältnissen her etwa aufgesplit­
terte Einzelkapitalisten der Gegner, 
sondern Monopolbrocken wie die 
AEG und die Siemens AG, die ihre In­
teressen zu wahren wissen und wo man 
sich kaum vorstellen kann, daß sie an­
ders zu schlagen wären als in einer ein­
heitlichen Bewegung aller Belegschaf­
ten der metallverarbeitenden Industrie.

Flugzeugindustrie
MBB erwirbt nationales
Flugzeugmonopol

Seit 1968 wird die Konzentration in der 
Flugzeugindustrie systematisch durch 
die Bundesregierung beeinflußt. Die 
Fusionierung von Messerschmidt, Boi­
kow und Blohm war ein Jahr später 
das Resultat. Die Bundesregierung hat 
dies durch Sperrung von Förderungs­
mitteln erreicht. Sie hat jetzt bei der 
Fusionierung zwischen MBB und VFW 
mit der gleichen Taktik gearbeitet. 
MBB hat VFW übernommen und den 
ehemaligen Eignern 10% der Anteile 
von MBB übertragen. Diese Entwick­
lung wurde auch dadurch beschleu­
nigt, daß VFW zu 35% für die zivile 
Luftfahrt produziert und sich mit dem 
Kurzstreckenjet VFW 614 nicht durch­
setzen konnte.

37000 Beschäftigte mit einem Ge­
samtumsatz von 4,3 Milliarden DM 
kann der neue Konzern aufweisen. Die 
Bundesregierung geht von mehreren 
Hundert Millionen Mark Einsparun­
gen im Airbusprogramm durch die Zu­
sammenlegung der beiden Firmen aus. 
Der Airbus wird durch westdeutsche 
und französische Konzerne produziert. 
Der westdeutsche Anteil ist jetzt durch 
die Fusionierung zu 100% bei MBB. 
Im nächsten Jahr sollen 40 bis 50 Flug­
zeuge dieses Typs montiert werden. 
Der Airbus alleine ist kein Konkurrent 
gegen den großen Flugzeugkonzern 
Boeing mit seinen verschiedenen Ma­
schinentypen. Alleine 134 Boeing-727, 
dem Airbus-Konkurrenzmodell, hat 
der amerikanische Flugzeugkonzern 
noch in diesem Jahr ausliefern können 
Für die Boeing-767 stehen bereits vor 
Produktionsbeginn 152 Festaufträge 
und 136 Optionen fest. 70% aller Ver­
kehrsflugzeuge stellt Boeing her. Vom 
Groß-Jet 74n will Boeing insgesamt j 
558 Flug/eugc \erkaufen. Der europai- | 

sehen Flugzeugindustrie steht neben 
weiteren großen amerikanischen Flug­
zeugkonzernen wie McDonnell Dou­
glas und Lockheed auch japanische 
Konkurrenz bevor. Die japanischen 
Konzerne arbeiten jetzt zusammen an 
einem Triebwerk für die Boeing-737.

Die europäischen Konzerne werden 
also ihre Zusammenarbeit vergrößern. 
Ein nationaler Flugzeugkonzern MBB 
kann hierbei eine maßgebliche Rolle 
spielen. Die Konzentration in den an­
deren europäischen Ländern ist jetzt 
ebenfalls fortgeschritten, eine engere 
Zusammenarbeit in Europa entschei­
dend. Langfristig werden auch engere 
Vereinbarungen getroffen werden, um 
den großen, zentralisierten, amerikani­
schen Konzernen durch dezentralisier­
te Produktionsmethoden mit schnellen 
und großen Kapazitäten entgegenzu­
treten. Bei der Produktion des Airbus 
wird die Sektionsbauweise eingeführt. 
Das heißt, fertige Großbauteile werden 
zum Schluß an einem Ort zusammen­
gefügt.

Aber wieder beim Airbus noch beim 
Kampfflugzeug Tornado werden ge­
samteuropäische Projekte durchge­
führt. Der Tornado ist ein Gemein­
schaftsprodukt von Westdeutschland, 
Großbritannien und Italien. Eine ge­
samteuropäische Kooperation bei dem 
taktischen Kampfflugzeug der neunzi­
ger Jahre, der TKF-90, ist zwischen 
verschiedenen europäischen Ländern 
in Verhandlung. Vor allem die Bundes­

regierung will mit MBB erhebliche Tei­
le dieses Programms ,,erringen“. Die 
Ausgangsbedingungen sind nicht 
schlecht. 644 Kampfflugzeuge vom 
Typ Tornado werden an die NATO ge­
liefert. Der TKF-90 wäre dann der An­
schlußauftrag für MBB.

Ähnlich sieht es bei der Hubschrau­
berproduktion aus. Mit dem PAH-1, 
einem Panzerabwehrhubschrauber, 
hat MBB eine Waffe produziert, die 
internationale Anerkennung findet. 
MBB zeigt sich jetzt gesprächsbereit, 
den Nachfolger in den nächsten Jahren 
als gesamteuropäische Neukonzeption 
anlaufen zu lassen.

Österreich 
Finanzminister 
steigt auf

Am 11. Dezember - genau einen Mo­
nat nach Beginn der Haushaltsdebatte 
1981 im Finanzausschuß des österrei­
chischen Parlaments - gab Finanzmi­
nister und Vizekanzler Androsch sei­
nen Rücktritt bekannt. Dem Rücktritt 
haftet scheinbar der Hauch der Feue­
rung an. Androsch war seit Anfang 
1978 vor allem unter Beschuß der Op­
positionspartei ÖVP geraten, weil er 
mit seiner Steuerberatungsgesellschaft 
„Consultatio“ allzu offen in allerlei 
Bestechungsaffären verwickelt war. 
Zudem ist er aufgrund seiner Plünder­
politik bei den Volksmassen tief ver­
haßt und paßt nicht so recht in die sich 
„sozialistisch“ gebärdende Regierung 
von Bundeskanzler Kreisky. Sein 
Rücktritt ist also ein scheinbares Zuge­
ständnis an die Volksmassen, um sie 
geräuschloser zu plündern.

Doch der Schein trügt. Androsch 
scheidet aus seinen Regierungsämtern, 
nur, um auf höherer Ebene tätig zu 
werden. Mit Austritt aus der Regierung 
wechselt er in den Vorstand der größ­
ten österreichischen Bank, der bundes­
eigenen Crcditanstalt-Bankverein. 
Dort wird er Mitte 1981 den Vorsitz 
übernehmen. Voraussichtliches Jahres­
einkommen: 3 Mio. Schilling Gehalt + 
3 Mio. S Aufsichtsratsbezüge (ca. 
840000 DM). Bevor er sich dieser lu­
krativen Tätigkeit widmen kann, muß 
er allerdings bis Ende Januar im Amt 
bleiben, bis der Haushalt 81 den Natio­
nalrat passiert hat.

Der Haushalt 1981 ist der bisher um­
fassendste Plünderhaushalt der sozial­
demokratischen Regierung. Zwecks 
„Sicherung der Arbeitsplätze“ in der 
verstaatlichten Industrie sollen die 
Volksmassen 1981 rund 13,5 Mrd. S 
zusätzliche Tribute zahlen. Die wich­
tigsten Posten sind: Erhöhung der Bei­
träge für die Sozialversicherung (3,2 
Mrd. S), Erhöhung der Gebühren für 
Bahn und Post (3,2 Mrd. S), Kürzung 
der Familiengelder (2,5 Mrd. S), Erhö­
hung der Mehrwertsteuer auf Heizöl 
(1,3 Mrd. S), Bankensteuer (1 Mrd. S), 
Kürzung der Prämien für Prämienspa­
ren (600 Mio. S), Erhöhung der Stem- 
pelgebühren (560 Mio. S), Einführung 
der Benzinsteuer (500 Mio. S), Erhö­
hung der Beiträge für die Arbeitslosen­
versicherung (500 Mio. S). Unter Beru­
fung auf steigende Ölpreise hat An­
drosch in der Haushaltsdebatte des 
Parlaments kürzlich die weitere Erhö­
hung öffentlicher Tarife und Gebüh­
ren angekündigt, unabhängig von sei­
nem Rücktritt.



Kirchliche Entwicklungshilfe

Zweck der „Barmherzigkeit“: . ein klein wenig
den Fuß zwischen die Tür bekommen ... “

Päpstliches über 
Barmherzigkeit

Mit seiner Enzyklika über das 
„göttliche Erbarmen“ hat Wojtyla 
eine neue Probe von der Pfaffen­
kunst geliefert, mit bebender Stim­
me die „Mißstände“ des Imperia­
lismus anzuprangern und - sofort 
den Weg zu seiner praktischen Be­
seitigung zu verstellen. „Es ist un­
leugbar, daß die heutige Wirt­
schaftsordnung und die materiali­
stische Zivilisation auf Grundlagen 
aufgebaut sind, die . .. einen unzu­
länglich funktionierenden Mecha­
nismus aufweisen. Eine solche 
Wirtschaftsordnung und Zivilisa­
tion macht es der menschlichen Ge­
sellschaft unmöglich, über so radi­
kal ungerechte Situationen hinaus­
zuwachsen.“

Dadurch, daß die unterdrückten 
Klassen und Völker sich ihre Rechte 
revolutionär nehmen, sei aber auch 
nicht geholfen, wie üble Erfahrun­
gen beweisen würden: „Es ist ja of­
fensichtlich, daß im Namen einer 
sogenannten Gerechtigkeit (z.B. ei­
ner geschichtlichen oder Klassenge­
rechtigkeit) manchmal der Nächste 
vernichtet, getötet, seiner Freiheit 
oder der elementarsten Menschen­
rechte beraubt wird.“ Der „Ge­
rechtigkeit“ müsse vielmehr durch 
„Barmherzigkeit“ ein „neuer In­
halt“ gegeben werden. Gott er­
barmt sich des sündigen Menschen, 
und der reiche Sünder erbarmt sich 
des armen Sünders.

Damit das nicht allzu penetrant 
nach Kolonialismus stinkt, legt 
Wojtyla großen Wert darauf, im 
„Erbarmen“ werde gerade die 
„Würde des anderen“ anerkannt. 
„Ein echter Akt erbarmender Liebe 
(setzt) in uns die Überzeugung vor­
aus, daß wir zugleich von denen Er­
barmen empfangen, denen wir es 
erweisen.“ Eine Überzeugung, die 
nebenbei das Gewissen des from­
men Imperialisten trösten mag. Ob 
sich aber z.B. die Katholiken La­
teinamerikas damit abspeisen las­
sen, daß Befreiung aus eigener 
Kraft unmöglich und stattdessen 
Erbarmen und Almosen vonnöten 
seien?

„Wußten Sie“, fragt das Bischöfliche 
Hilfswerk Misereor anläßlich der dies­
jährigen Fastenaktion, „daß 500 Mil­
lionen Menschen hungern?“ Und 
gleich darauf, fast als Antwort auf die 
Frage nach dem Grund: „Wußten Sie, 
daß jeder zweite Bundesbürger Über­
gewicht hat?“ Die Bischöfe haben ei­
nen Vorschlag, wie die beiden Extreme 
zu vermitteln wären: „Anders leben, 
damit andere überleben!“

Der Versuch, der Arbeiterbevölke­
rung der imperialistischen Länder die 
moralische Verantwortung für das 
Elend in der Dritten Welt zuzuschie­
ben, nimmt in der Propaganda der 
kirchlichen Entwicklungshilfe-Organi­
sationen die Stelle eines Kehrreims ein. 
Misereor z.B. hatte laut eigener Aussa­
ge „von Anfang an zwei Zielrichtun­
gen“: „die Menschen in der Bundesre­
publik zur Umkehr zu bewegen und 

zur Gestaltung menschenwürdiger Ver­
hältnisse in den Entwicklungsländern 
beizutragen.“ „Neben der »Teilhabe 
an der Leibsorge des Herrn4“, zitiert 
Misereor seinen Gründungsvater, Erz­
bischof Frings von Köln, „sollte hier 
bei uns dem einzelnen ins Gewissen ge­
redet werden, damit er so »sein Heil 
wirke in der Barmherzigkeit, die er übt 
und die er darum findet4.“

Selbst das päpstliche Lehramt sieht 
sich mittlerweile genötigt, in der gegen­
wärtigen Ordnung der Weltwirtschaft 
einen Zustand „schwerer moralischer 
Unordnung“ zu erkennen. Wenn 
„Konsumverzicht44 ein Heilmittel wä­
re, so wäre umgekehrt der Konsum der 
Arbeiterklasse Bestandteil, wenn nicht 
Ursache dieser „Unordnung“. Das ge­

meinsame Interesse der internationalen 
Arbeiterklasse und der unterdrückten 
Völker am Sturz des Imperialismus ist 
in einen sündhaften Gegensatz ver­
kehrt, der nur durch „Barmherzig­
keit“ zu überbrücken ist. Dem Kapita­
listenhirn erscheint die Reproduktion 
der Arbeitskraft ohnehin als „Dieb­
stahl“ an der Akkumulation des Kapi­
tals. Protestantische Theologen na­
mentlich stimmen heute unter dem Ti­
tel „neuer Lebensstil“ erneut das calvi- 
nistische Hohelied auf die „Sparsam­
keit“ an. Das Evangelische Missions­
werk räumt immerhin ein, daß es „an 
Zynismus grenzen“ würde, „dem So­
zialrentenempfänger denselben Kon­
sumverzicht anzuraten wie dem Pa­
stor“, fährt aber fort: „Langfristig ge­
sehen muß damit gerechnet werden, 
daß auch den Beziehern niedrigerer 
Einkommen im Rahmen einer Beseiti­

gung der Kluft zwischen reichen und 
armen Ländern Einkommensvermin­
derungen oder doch zumindest ... so­
ziale Härten zuzumuten sind.“ In die­
sem Zeichen soll die „vor allem im 
Protestantismus verlorengegangene 
Sitte des Fastens“ neu belebt werden.

Ein katholischer Experte sieht kei­
nen Widerspruch darin, in einem 
„Dialogprogramm“ Kapitalisten ver­
bände beim Kapitalexport zu beraten 
und kurz darauf festzustellen, „daß 
die Not in der Dritten Welt unsere Be­
völkerung nicht nachhaltig genug be­
troffen macht.44

Historisch fallen die Entwicklung 
des Christentums von der europäischen 
zur Welt-Religion und die Unterwer­
fung fast des ganzen Erdballs unter
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den kapitalistischen Weltmarkt zusam­
men. Die Mau-Mau-Revolutionäre in 
Kenia charakterisierten treffend die 
Rolle der Mission bei der kolonialen 
Unterjochung: ,,Früher besaßen wir 
das Land und die Weißen das Evange­
lium. Dann kamen die Missionare, 
lehrten uns beten und die Augen schlie­
ßen, und unterdessen stahlen die Wei- ' 
ßen das Land.“ Die Vorstellung, ein 
„gerechterer“ Zusammenhang der 
Welt müsse unter Mitwirkung von Kir­
chen, deren Zentren nach wie vor die 
imperialistischen Länder sind, „gestif­
tet“ werden, ist eine würdige Fortset­
zung jener „zivilisatorischen Mission 
des christlichen Abendlandes“.

Die kirchlichen Entwicklungshilfe- 
Organisationen wurden alle um 1960 in 
direkter Reaktion auf die nationale Be­
freiungsbewegung gegründet: 1958 Mi- 
sereor, 1959 das evangelische Pendant 
„Brot für die Well“, F961 - in unmit­
telbarem Zusammenhang mit Kenne­
dys „Allianz für den Fortschritt“ - 
„Advenial“ zur Unterstützung der 
katholischen Kirche in Lateinamerika, 
1962 die kirchlichen „Zentralstellen“, 
die Bundeshaushaltsmittel erhallen i 
und vergeben. Frings 1958 zur Grün- i 
düng von Misereor vor der Bischofs- I 
konferenz: „Die farbigen Völker sind | 

erwacht. Der Bolschewismus bietet 
sich ihnen als Bundesgenosse im 
Kampf um nationale Freiheit und wirt­
schaftlichen Aufschwung an.“ Zwar 
fügte er hinzu: „Es gehl ... nicht um 
eine Aktion, um dem Bolschewismus

VR China: Eine ehemalige Kirche wird 
heute nützlich verwendet

zuvorzukommen, sondern schlicht um 
die Betätigung der christlichen Barm­
herzigkeit.“ Aber dem revolutionären 
Kampf um nationale Freiheit sollte 
eben gerade durch „Barmherzigkeit“ 
begegnet werden.

Anfangs stand dabei direkte „Not­
hilfe“ gegen Hungerkatastrophen und 

Seuchen im Vordergrund, die über das 
dichte Netz von Missionsstationen 
(derzeit sind knapp 8000 katholische 
Missionare aus der BRD in Übersee 
„tätig“) und Pfarreien verteilt wurde. 
Bereits in den 60er Jahren zeigte sich 
aber, daß die Kirchen durch ein paar 
Almosen gegen die nationale Befrei­
ungsbewegung wenig ausrichten konn­
ten und andererseits in Lateinamerika 
einzelne Priester auf die Seite der Re­
volution übergingen. Es schien daher 
unausweichlich, die Spaltung der Be­
freiungsbewegung von innen heraus in 
Angriff zu nehmen. Mil der Enzyklika 
„Populorum Progressio“ schuf Paul 
VI. dafür 1967 auf katholischer Seite 
einige ideologische Voraussetzungen. 
Insbesondere wurde, um eine gewisse 
Beweglichkeit zu erlangen, von dem 
Satz: „Jede Revolution zeugt neues 
Unrecht“ die folgende „Ausnahme“ 
zugelassen: „Fall der eindeutigen und 
lange dauernden Gewaltherrschaft, die 
die Grundrechte der Person schwer 
verletzt und dem Gemeinwohl des Lan­
des ernsten Schaden zu fügt.“

Die kirchliche Entwicklungshilfe 
w urde seitdem zunehmend auf zahlrei­
che kleinere „Projekte“ (von durch­
schnittlich einigen zigtausend DM Vo­
lumen) verteilt, von denen viele den

16. Jahrhundert: Blutige Eroberung Amerikas im Zeichen 
des Kreuzes und theologische Kritik der Conquista

Ende des 15. Jahrhunderts planten 
die portugiesischen und spanischen 
Könige, finanziert von der aufstre­
benden Handelsbourgeoisic, den 
Vorstoß nach Nordafrika. Als gött­
liche Legitimation reichte ihnen da­
für noch der Segen der „Reconqui­
sta“, der Eroberung der Mittelmeer­
küsten zum Kampf gegen die arabi­
schen Staaten. Der Rechtsanspruch 
war schon im Firmenzeichen der Un­
ternehmung angelegt, und er be­
schränkte sich keineswegs auf Süd­
spanien und die Niederwerfung des 

klinischen Königreichs Granada, son­
dern auch gleich auf die „christlichen 
Provinzen“ des untergegangenen rö­
mischen Reiches in Nordafrika.

1493 kehrte Columbus nach Spanien 
zurück, mit Nachrichten über die neu 
entdeckten Gebiete, die reichlich Beute 
versprachen. Damit das geplante Kolo­
nialunternehmen auch seine göttliche 
Ordnung habe, wurde wenige Wochen 
nach der Rückkehr Columbus am 
4.5.1493 von Papst Alexander VI. die 
dazu erforderliche Bulle ins Werk ge­
setzt. Sie trug den Titel: „Unter ande­
ren der göttlichen“, und der erste Satz 
lautete: „Unter anderen der göttlichen 
Majestät wohlgefälligen Werke ... ist 
die Verbreitung des katholischen Glau­
bens und der christlichen Religion 
. ..“ Damit wurden Spanien alle Ge­
biete 100 Meilen westlich der Azoren 
zur Besitznahme und Missionierung 
zöget eilt.

Diese Papst bulle wurde zum Send­
schreiben der „Conquista“, der spani­
schen Eroberung und Plünderung 
Amerikas. In ihrer Ausführung morde­
ten, brandschatzten, versklavten und 
plünderten die Conquistadorentrup- 

pen unter der runrung der Alvarado, 
Cortes, Monlejo, Pizarro, Almargo 
etc.

In rd. 60 Jahren rafften sie Gold im 
Werte von ca. 448 Mrd. Pesos in Spa­
nien zusammen, nach Schätzungen der 
Werl für die Bezahlung von ca. vier 
Jahren der gesamten, spanischen Ar­
beitskraft in der damaligen Zeit. Dabei 
war das nur der Teil des Goldes, der in 
Spanien und Europa ankam, wo es als 
gesellschaftliches Tauschmittel einge­
setzt werden konnte und vor allem in 
Spanien zu einer gewaltigen Geldinfla- 
tion führte. Die Indianer dagegen be­
nutzten das Gold wegen der reichhalti­
gen Vorkommen als Gebrauchsgegen­
stand und verwendeten als Zahlungs­
mittel z.B. Kakaobohnen.

Millionen Indianer Las Casas be­
ziffert bereits 1542 ihre Zahl auf über 
20 Millionen - wurden unter der Con- 
quista entweder umgebracht, weil die 
Ausbeulung ihrer Arbeitskraft nicht 
das ökonomische Interesse der Con- 
quistadoren war oder die indianischen 
Jäger und Sammler sich der erzwunge­
nen Ackerbau- und Bergwerksarbeit 
w idersetzten, oder sie starben unter der
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„Ärmsten der Armen“ tatsächlich ein 
wenig nützen mögen. Einige Beispiele 
aus dem jüngsten Projektkatalog von 
„Brot für die Welt“: Unterstützung ei­
ner Gartenbau-Genossenschaft von 15 
Bauern in Botswana; Förderung von 
Genossenschaften in Rwanda; Bau von 
Bewässerungsbrunnen für „Unberühr­
bare“ in Indien; Hilfe für indianische 
Dorfgemeinschaften in Ecuador.

Das Raffinierte an dem neuen Dreh 
ist, daß die Kirchen unter lautstarkem 
Verweis auf ihr „Engagement für die 
Armen“ unabhängige Staaten und Be­
freiungsbewegungen umschwänzeln 
und gleichzeitig den „Beweis“ führen, 
daß ohne Hilfe aus den imperialisti­
schen Ländern an Befreiung und Un­
abhängigkeit nicht zu denken sei. So 
schreibt Misereor in seinem jüngsten 
Jahresbericht, in dem viel von „self-re- 
liance“, Stützen auf die eigene Kraft, 
die Rede ist, über eine katholische 
Agrarkreditorganisation für arme Bau­
ern in Ecuador: „Die Arbeit von 
FEPP stand also vor einem echten Di­
lemma: entweder Aufgabe des strengen 
Anspruchs auf self-reliance auch im 
wirtschaftlichen Sinn oder immer wei­
tergehende Entfernung der Arbeit von 
der Basis und damit von den eigentli­
chen Zielgruppen.“ Aus dem Dilemma 

half - Misereor. 1979 bewilligte diese 
Organisation 228,4 Mio. DM für 2921 
Projekte, was ebensoviel Punkte sind, 
an denen der „barmherzige“ Einfluß 
deutscher Bischöfe wirken kann.

Misereor, Adveniat (für Lateiname-

Westdeutscher Missionar in Ecuador

rika), Brot für die Welt (Spenden) und 
der evangelische KED (Kirchensteuer­
mittel) sowie die beiden Zentralstellen 
(staatliche Haushaltsmittel) haben 
1979 ca. 560 Mio. DM „Entwicklungs­
hilfe“ geleistet, was immerhin einem 
Zehntel der staatlichen Leistungen ent­
spricht. Zu je etwa 120 Mio. DM 

stammten die Mittel aus Kirchensteuer 
und Bundeshaushalt, der Rest waren 
Kollekten und Einzelspenden.

Häufig sind kirchliche Entwick­
lungsprojekte darauf angelegt, einzel­
nen Gruppen armer Bauern oder Slum­
bewohner nach einem „Modell“ zu 
helfen, das sie an bürgerliche Rechts­
verhältnisse fesselt und vor allem nur 
mit imperialistischer Finanzzufuhr 
funktionieren kann. So werden in Bra­
silien Advokatengruppen ausgesandt, 
um die Besitzansprüche von Kleinbau­
ern gegen Übergriffe der Großgrund­
besitzer zu verteidigen, während die 
brasilianische Bischofskonferenz ihre 
eben eingeführte Unterscheidung zwi­
schen „Land der Ausbeutung“ und 
„Land der Arbeit“ gleich wieder ab­
schwächt: „Die Unterscheidung leug­
net nicht den rechtmäßigen Landbe­
sitz, solange die Rechte der Arbeiter 
beachtet werden.“

Anfang 1979 veranstalteten beide 
Kirchen mit Parteien, Gewerkschaften 
und Kapitalistenverbänden einen Kon­
greß, auf dem u.a. darüber beraten 
wurde, wie die kirchliche Entwick­
lungshilfe zur Einmischung in die inne­
ren Angelegenheiten der jungen unab­
hängigen Staaten genutzt werden 
kann. Aus dem Protokoll: „Im Ver-

Last der Sklavenarbeit und durch Seu­
chen. Die Reiche der Inkas und Azte­
ken w urden durch die kolonialen Plün­
derer zerstört. Schließlich sind ganze 
Landstriche so entvölkert, daß der 
Handel und die Einfuhr afrikanischer 
Sklaven zum profitablen Geschäft der 
spanischen und portugiesischen Han­
delsbourgeoisie wird und zur Voraus­
setzung für die Anlage von Plantagen 
und für die Ausbeutung von Gold- und 
Silberminen.

Aber, gerade der ausdrückliche 
päpstliche Segen für die Plünderung 
und Versklavung der Indianer unter 
Einführung von Marterpfahl und 
Scheiterhaufen in Amerika und die Be­
teiligung von ca. 5000 Mönchen und 
Priestern an der Conquista führten zu 
einer tiefen Spaltung der Kirche im 16. 
Jahrhundert. Bartholomäus de Las 
Casas wurde zum theoretischen Ver­
fechter der innerkirchlichen Kritik an 
der „Ungerechtigkeit der Conquista“. 
Zunächst selbst Conquistador mit 
Priesterweihe und im Genuß von Skla­
venhaltung und geraubtem Gold, än­
derte er seinen Standpunkt und wird 
zum Kritiker der Conquista. Unter ver­
schiedenster scharfer Kritik von Teilen 
des Klerus und des Feudaladels wird er 
Bischof und erhält von Kirche und 
Krone den Titel des „Berichterstatters 
und Beraters in allen Angelegenheiten 
der Indier“.

1542 verfaßte er die Schrift: „Kürze­
ster Bericht über die Verwüstung und 

Entvölkerung der indischen Länder“, 
gerichtet an Karl V. („Las Casas, Le­
ben und Werk“, aus dem Tschechi­
schen, Leipzig 1958) Sie wurde in ver­
schiedene europäische Sprachen über­
setzt.

Schließlich sieht sich Karl V. genö­
tigt, eine Kommission beim „Indischen 
Rat“ einzurichten und vor dieser Kom­
mission einen Disput zwischen Las Ca­
sas und dem Hofchronisten Sepulveda 
durch führen zu lassen. Die Disputa­
tion von Valladolid endet damit, daß 
die Inquisition, die allein in der Stadt 
Sevilla von 1481 bis 1524 1000 Men­
schen verbrannte und 20000 folterte 
und einsperrte, das Buch Sepulvcdas: 
„Über die Gründe, welche die Indier 
zu einem gerechten Krieg geben“, als 
Irrlehre verurteilt.

Las Casas wendet die naturrechtli­
che Staatstheorie des Thomas von 
Aquin gegen die kirchliche Absegnung 
der Conquista und vertritt: „Und so 
führen die Spanier, die verblendet und 
von Gott verlassen, gegen sie Krieg, 
nicht sehend, daß wie nach dem natür­
lichen Recht, so auch nach dem göttli­
chen und menschlichen, die Sache der 
Indier eine gerechte ist, wenn sie mit 
Waffen bemüht sind, die Spanier zu 
vertreiben, zu zermalmen und aus ih­
rem Gebiet zu verjagen.“ Er endet sei­
nen mehrtägigen Vortrag mit dem 
Satz: „. . . daß kein Ungläubiger ver­
pflichtet sein wird, den Glauben Jesu

Chrisli anzunehmen, wenn die Ver­
künder dieses Glaubens Krieger, 
Mörder, Räuber, Tyrannen sein wer­
den . . . “

So weitreichend auch die theologi­
sche Kritik Las Casas war, so nahe­
liegend dafür die ökonomischen Be­
weggründe: Las Casas übergab Karl 
V. seine Schrift mit der Begründung, 
Spanien müsse cs machen „wie Flan­
dern“ und die Indianer als „freie Un­
tertanen der Krone“ behandeln. Er 
rechnete dem König vor, daß langfri­
stig eine Besiedelung mit spanischen 
Bauern und Mönchen unter „Einge­
meindung“ der Indianer dem König 
mehr Einnahmen brächten als die 
Conquista. Mit einem am Wider­
stand der Indianer und den Conqui- 
stadoren gescheiterten Siedlungspro­
jekt nach diesem Muster war Las Ca­
sas auch der Vorläufer der jesuiti­
schen Kolonialsicdlungcn in Para­
guay und in Gebieten, die sich der 
Conquista am längsten widersetzt 
hatten.

Daß Las Casas als „englischer und 
holländischer Agent“ angegriffen 
wurde, hatte also seine sachlichen 
Gründe: Er vertrat in Spanien ver­
geblich, was die aufstrebende hollän­
dische und englische Bourgeoisie 
schließlich mit Erfolg durchführten: 
Übergang von der Rohstoffplünde­
rung zur Ausbeutung der Arbeits­
kraft der in den Kolonien unter- 

I drückten Völker.
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lauf der Diskussion wurde deutlich, 
daß kirchliche Hilfswerke beispielswei­
se auch einem sozialistisch organisier­
ten Ujamaa-Dorf in Tansania helfen 
würden, wenn es um Hilfe bittet. Die 
Unterstützung erfolge schon aus der 
Überlegung heraus, ein klein wenig den 
Fuß zwischen die Tür zu bekommen 
und Freiheilsräume zu schaffen bzw. 
zurückzuerobern.“ Um so größer ist 
dann die Entrüstung, wenn „in einer 
Reihe von kommunistisch regierten 
Ländern“ - als Beispiel wird vorzugs­
weise Mozambique angeführt - ,,freie 
gesellschaftliche Kräfte überhaupt 
nicht an der Entwicklung des Landes 
teilnehmen (dürfen).“ Adveniat em­
pört sich in seinen Broschüren über die 
,,Verletzung der Menschenrechte“ 
durch die lateinamerikanischen Mili­
tärdiktaturen, ohne daß die imperiali­
stischen Mächte, deren Kreaturen die 
Diktatoren sind, auch nur erwähnt 
werden.

Mit der Entwicklung der nationalen 
Befreiungsbewegung sind nicht nur die 
Missionen unter Beschuß, sondern 
auch ein großer Teil des niederen Kle­
rus und kirchlich aktiver Laien unter 
ideologischen Druck gekommen. In 
Lateinamerika sollen heute 5()°o der 
Priester der mehr oder weniger klar an­
tiimperialistischen ,,Theologie der Be­

EKD zum südlichen Afrika: 
Alter Wein in neuen Schläuchen

1978 entlud der Rat der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland langge­
hegten Zorn über den Weltkirchen­
rat: Dessen .. Kommission für das

Antirassismus-Programm“ hatte Ende 
1977 ein „Hintergrundpapier“ vorge­
legt: „Südafrika heute - Hoffnung 
um welchen Preis?“ Dem vorgeschla-

Die Kolonialisten plündern die RohstotIquellen: Diamanicnmine in Kimberley

Vorwärts, christliche Soldaten, 
aut in I leidenland.
Gebetbuch in der Fasche,
Gewehr in der Hand,

Nutzt die glorreichen Zeiten, 
wo gut der Handel läuft, 
Verbreitet die Friedensbotschaft 

nm einem Maxim-Gewehr.

freiung“ anhängen. Dort wie auch im 
südlichen Afrika sind nationaldemo- 
kratische Revolutionen ohne Einbezie­
hung christlicher Kräfte kaum denk­
bar. In Afrika gibt es heute rund 5 600 
von Mission und Vatikan unabhängige 
nationale Kirchen.

Insbesondere die Tätigkeit von ,, Ad­
veniat“ zieh ausdrücklich aut die Un-

tergrabung einer solchen Einheits­
front, sei es, indem fortschrittliche 
Katholiken durch Finanzierung aus 
dem Ausland von den Volksmassen ab­
gespalten werden, sei es - häufiger - 
dadurch, daß gezielt die proimperiali­
stischen Kräfte der dortigen Kirchen 
gefördert werden. Adveniat-Chef Bi­

schof Hengsbach 1977 nach der Rück­
kehr von einer Lateinamerika-Reise: 
„Die sogenannte Theologie der Befrei­
ung führt ins Nichts. In ihrer Konse­
quenz liegt der Kommunismus.“ Der­
selbe Hengsbach stand jahrelang einem 
Studienkreis „Kirche und Befreiung“ 
vor, der sich die ideologische Bekämp­
fung der fortschrittlichen Strömungen

im lateinamerikanischen Katholizis­
mus zur Aufgabe gestellt hatte. Nach­
dem der Papst 1979 in Puebla die Bi­
schöfe zurückgepfiffen hat, sicht 
Hengsbach die Sache als erledigt an: 
„Die Hinlührung der Fragen um die 
Theologie der Befreiung zur integralen 
oder auch evangelisaiorischen Befrci-

genen Preis jedenfalls wollte und 
konnte der Rat der EKD, so wahr ihm 
Gott helfe, nimmermehr zusammen: 
Die Kommission erörterte, unter Ein­
fluß v.a. der unabhängigen afrikani­
schen Kirchen, das „Konzept des ge­
rechten Krieges“, und nicht genug, der 
Ökumenische Rat vergab Geldspenden 
an Bcfreiungsorganisationen im südli­
chen Afrika, die den bewaffneten 
Kampf organisierten.

Nicht, daß die evangelischen Kir­
chen immer schon und an sich gegen/ 
Gewalt für die „gerechte Sache“ wa­
ren: Wo immer die Kolonialisten zur 
Unterwerfung fremder Volker aufbra­
chen, liehen sic dem Gewehr Gottes Se­
gen, der Soldateska die Bibel und der 
Kolonialmacht eine Armee von Missio­
naren. „Befreiung ist nicht gleich Be­
freiung“, meint der Rat der EKD 
ging es nicht um die „Befreiung“ der 
heidnischen „Eingeborenen“, über die 
die Berliner Mission noch 1912 verbrei­
tete, man verstehe, „warum der hol­
ländische Bur in ihnen nicht Men­
schen, sondern ,schcpsels‘, d.h. Ge­
sell (^pfe sah“ , also sei „Gewalt . . .
nicht gleich Gewalt“: Wenn der be­
waffnete Befreiungskampf schon nicht 
zu verhindern sei, sei es Aufgabe der 
Kirche, die „Sunde“ deutlich zu ma­
chen. So mahnt der Rat der EKD die 
afrikanischen „Brüder“, und was 
empfiehlt er?

Die Forschungsstätte der Evangeli­
schen Studiengemeinschaft wurde mit 
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1 andsknechilied der Kolonialiruppen wahrend der Eroberung Zimbabwes

Nordostbrasilien: Die Kirche hat Land gekauft und darauf Genossenschaften ar­
mer Bauern gebildet. Gelöst werden kann die Landfrage so nicht.



ung (im Geiste!) ist durch Puebla so 
weit fortgeschritten, daß damit bei­
spielsweise auch die Aufgaben eines 
Studienkreises ,Kirche und Befreiung* 
. . . nicht in dieser Weise weitergeführt 
werden müssen.“

Um die ,,barmherzig“ kostümierte 
Einmischung zu unterbinden, haben 
verschiedene Länder der Dritten Welt 
Maßnahmen zur Verselbständigung 
der Nationalkirchen von Vatikan und 
Mission ergriffen. Aus China wurden 
nach der Revolution alle Missionare 
ausgewiesen und die unkontrollierte 
Finanzierung kirchlicher Einrichtun­
gen aus dem Ausland verboten. Die 
patriotischen Katholiken trennten sich 
von Rom und setzten ihre eigenen Bi­
schöfe ein. In Mozambique wurden - 
wie in vielen anderen Ländern - die 
kirchlichen Schulen und Krankenhäu­
ser verstaatlicht. Wirkliche Unabhän­
gigkeit der nationalen Kirchen vom 
Ausland ist eine unabdingbare Voraus­
setzung, damit die Teilnahme von 
Christen an der nationalen Befreiungs­
bewegung und am Aufbau ihrer Län­
der nicht fortwährender Unterwiihlung 
ausgesetzt ist. Und auch dafür, daß die 
Revolutionäre die ideologische Ausein­
andersetzung mit der Religion - statt 
mit Landesverrat - führen können.

Kirchliche Barmherzigkeit für die 
vietnamesischen Besatzer

Kaum hatten die vietnamesischen In­
vasoren 1979 große Teile des Demo­
kratischen Kampuchea besetzt, Hun- 
derttausende zur Flucht gezwungen 
und durch den Krieg eine Hungers­
not heraufbeschworen, da sahen die 
christlichen Kirchen ihre Stunde ge­
kommen: „In dieser Situation ver­
handelten im Oktober 1979 Vertreter

US-Kardinal Spellmann in Saigon 
kurz vor der Befreiung
der englischen Hilfsorganisation OX­
FAM und der französischen Hilfsor­
ganisation Comite Catholique contrc 
la Fairn pour le Developpement mit 
der neuen kambodschanischen Re­
gierung und boten eine sofortige um­
fassende Hilfe für die hungernde Be­
völkerung an . . . Aus der BRD wa­
ren die Hilfswerke ,Misereor*, katho­
lische Zentralstelle für Entwicklungs­
hilfe e.V., Deutscher Caritasver- 
band, evangelische Zentralstelle für 
Entwicklungshilfe e.V., ,Brot für die 
Weh* und die Deutsche Wellhunger­
hilfe an der Aktion beteiligt.** 
(Herder-Korrespondenz)

Die kirchliche Barmherzigkeit 
schert sich nicht um die Ursachen des 
Hungers, die vietnamesische Beset­
zung. Denn die Zusammenarbeit mit 
den Besatzern und ihrem Marionet- 
tenregime in Phnom Penh eröffnet 
aussichtsreiche Perspektiven: „Die 
Regierung stimmte zu, daß Vertreter 
der Hilfsorganisationen an Ort und 
Stelle die Verteilung der Hille beob­
achten und sich überall im Lande be­
wegen können ... Mit der Zeit hat 
sich ein Vertrauensverhältnis zwi­
schen den Verantwortlichen im 
Landwirtschaftsministerium und den 
Vertretern der Hilfsorganisationen 
gebildet . . .“ (a.a.O.). Die Münche­
ner Katholische Kirchenzeitung ver­
merkt am 8.6.1980 „erste Lebenszei­
chen der Kirche in Kambodscha“ 
und berichtet, daß Bibeln und liturgi­

sche Hilfsmittel ins Land geschafft 
werden.

Das Demokratische Kampuchea 
dagegen, das den Befreiungskampf 
gegen die vietnamesischen Besatzer 
führt, kommt nicht in den Genuß der 
Werke christlicher Nächstenliebe: 
„Bei einer Hilfsmaßnahme in Gebie­
ten, die von Pol Pot-Anhängern kon­
trolliert werden, müßten wir großen 
Wert auf direkte Kontrolle legen, 
weil wir wenig Vertrauen in eine 
Gruppe setzen können, die so offen­
sichtlich die Mißachtung von Men­
schenleben demonstriert hat**, er­
klärten Kirchenvertreter (epd-Presse- 
dienst 20/21/79). Für die Kirchen ist 
weniger der vietnamesische Inva­
sionskrieg schuld an den Leiden des 
kampuchcanischen Volkes, sondern 
die Regierung des Demokratischen 
Kampuchea. Die katholische Zeit­
schrift Mission aktuell (5/80) 
schreibt, „daß Pol Pot ein Agent der 
Vietnamesen ist, der in das kambod­
schanische Politbüro eingeschleust 
wurde, um das Volk der Khmer von 
innen her auszurotten**. Der kirchli­
che Haß richtet sich gegen das Demo­
kratische Kampuchea, weil es nach 
der Befreiung 1975 das Land selb­
ständig aufgebaut und keinen Raum 
für kirchliche Spaltungsversuche ge­
lassen hat.

Hoffnungsvoll sehen die Kirchen 
ihre Aussichten in Vietnam, seit die 
Staatsmacht nicht mehr revolutionär 
ist und das Regime ganz Indochina 
mit Expansionskriegen überzogen 
hat: „Die Zukunft der Kirche (in 
Vietnam; Red.) kann angesichts ihrer 
derzeitigen Lage nicht im Widerstand 
gegen den Staat liegen. So beantwor­
teten die Bischöfe denn auch die et­
was versöhnlichere Haltung der Re­
gierung mit einem Hirtenbrief, in 
dem sie die Gläubigen zur Mitarbeit 
beim Aufbau des Staates aufriefen. 
Aus ähnlichen Überlegungen heraus 
wurde im Januar 1980 in Ho-Chih- 
Minh-Stadt ein ^Aktionskomitee der 
Katholiken für die Verteidigung des 
Vaterlandes4 von 33 Priestern, 4 Or­
densschwestern und 12 Laien gegrün­
det.“ (Herder-Korrespondenz 10/80) 
Den revolutionären Befreiungskampf 
des vietnamesischen Volkes hatte die 
katholische Kirche stets bekämpft: In 
den fünfziger Jahren organisierte sie 
eine Massenflucht von Katholiken 
aus dem befreiten Nordvietnam. Die 
US-Marionetten in Südvietnam, dar­
unter der Katholik Diem, fanden in 
der Kirche stets eine Stütze.
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einer Antwort aut das „Hintergrund­
papier“ beauftragt. Es „gelte, mit 
denen praktische Solidarität zu üben, 
die als Opfer des Rassismus keinen 
gewaltsamen, sondern einen leiden­
den Widerstand leisten“. Natürlich 
schwante den Pfaffen, daß der Rat­
schlag zum Leiden den Steppen brand 
des Befreiungskampfes im südlichen 
Afrika nicht löschen kann. In Zim­
babwe unterstützte die ERD deshalb 
die sog. „interne Lösung“; für Aza- 
nia schlägt sic außer anderen „ge­
waltfreien Möglichkeiten“ die „Ver­
minderung der Ängste der weißen 
Minderheit vor der Herrschaft der 
schwarzen Mehrheit durch eine faire 
Beteiligung aller Bevölkerungsgrup­
pen an Verfassungsgesprächen“ vor. 
Betonung auf fair. Der Vizepräsident 
der ERD-Rirchenkanzlei Wilkens 
will nämlich nicht außer Acht gelas­
sen wissen, daß die Geschichte „un­
ter der göttlichen Führung das buri- 
sche Volk zusammengebracht und 
ihm in einer blutigen Heldenge­
schichte das Land zum Eigentum ge­
geben“ habe und daß sich daraus 
„ein gleiches geschichtliches Heimat­
recht“ für Europäer und Afrikaner, 
für die kolonialen Unterdrücker wie 
für die Unterdrückten herleite. In 
diesem Sinne leistet die ERD ihren 
„praktischen Solidarit ät s“ beit rag - 
indem sie die weißen Pfarrer zum ge­
meinsamen Abendmahl mit den 
M'lnvar/pn Cipmpinden anhäli



Nachrichten aus der Arbeiterbewegung

F: Arbeitszeit­
verkürzung bei B.S.N. 
Für die 2500 Schichtarbeiter 
bei B.S.N. Frankreich in der 
Flaschen- und Glasproduktion, 
wurde am 4.12.1980 ein Tarif­
vertragsrahmen zur Verkür­
zung der wöchentlichen Ar­
beitszeit von 40 auf 33,3 Stun­
den an vier Tagen abgeschlos­
sen. In jedem Werk laufen 
jetzt Verhandlungen über die 
Durchführung des Vertrages. 
Dabei gehen die Kapitalisten 
von der Devise aus: Mehr und 
besser arbeiten, dann auch 
mehr ausruhen, d.h. sie wollen 
keine zusätzlichen Arbeiter 
einstellen, höchstens Schicht­
führer, und den Lohn senken. 
Im Werk Gironcourt haben 
69% der Arbeiter diese Bedin­
gungen abgelehnt.

Streikbewegung 
in Peru

Die Lohnabhängigen verschie­
dener Ministerien werden in 
unbefristeten Streik treten, 
wenn die Regierung ihre For­
derungen nach Lohnerhöhung 
und Wiedereinstellung entlas­
sener Arbeiter nicht unverzüg­
lich erfüllt. Zur Bekräftigung 
hatten sie bereits am 3. und 
4.12. die Arbeit niedergelegt. 
40 000 Beschäftigte des Ge­
sundheitsministeriums streiken 

Nur durch die Dienst Verpflichtung von rund einem Drittel der 
Fluglotsen konnte die griechische Regierung den vollständigen 
Zusammenbruch des Flugverkehrs verhindern. Am 13.12. waren 
die Fluglotsen auf den fünf internationalen Flughäfen Griechen­
lands in einen 48stündigen Streik für Lohnerhöhung und bessere 
Arbeitsbedingungen getreten. Nachdem Abschluß eines natio­
nalen Lohnabkommens mit Lohnerhöhungen“ unterhalb der 
Inflationsrate (derzeit 32%) flammen in den verschiedenen Berei­
chen immer wieder Streiks aut. Die 3()(M)() Arbeiter im Fernmel­
dewesen streiken seit dem 15.12. für Lohnerhöhungen und die 
Fünftagewoche. Der Streik der 73 000 Lehrer steht bereits in der 
/weiten Woche. In Athen ließen die Taxifahrer die Wagen liegen: 
Sic wenden sich gegen die neuen Steucierhöhungen.

Ca. 1300 Beschäftigte der 
Glasindustrie in Bayern strei­
ken um mehr Lohn. Die Ge­
werkschaft IG Chemie-Papier- 
Keramik fordert für die 18000 
Beschäftigten Lohnerhöhun­
gen bis zu 11,5%. 90% ihrer 
15 000 Mitglieder hatten sich 
für den Streik ausgesprochen. 
Am 8.12. begannen die Beleg­
schaften des Werkes Wernberg 
der Flachglas AG, der Fa. 
Schöninger in Luhe und des 
Flabeg-Werkes in Fürth den 
Streik. Am 10.12. folgte die 
Belegschaft des Flabeg-Werkes 
in Furth i. Wald. Die Kapitali­
sten bieten Erhöhungen zwi­
schen 7,4 und 7,9%.

nunmehr seit vier Wochen, 
u.a. für die Auszahlung rück­
ständiger Löhne. - Aufre­
gung herrscht an der Londoner 
Metallbörse, da der Streik der 
Arbeiter in der Kupfermine 
Cuajone, in der rd. die Hälfte 
des peruanischen Kupfers ge­
fördert wird, ebenfalls schon 
Wochen anhält. Am 2.12. leg­
ten auch die 5000 Arbeiter der 
beiden US-Ölgesellschaften 
Belco und Occident Oil die Ar­
beit nieder; sie besetzten Öl­
plattformen und -bohrtürme, 
um die US-Konzerne zu Tarif­
verhandlungen u°d zur Ein­
haltung bisheriger Verträge zu 
zwingen.

102 Kindertages­
stätten bestreikt

Westberlin. Über 1 300 Erzie­
her beteiligten sich an Arbeits­
niederlegungen für Verbesse­
rung der Arbeitsbedingungen 
und zur Verhinderung der 
Überbelegung der Kitas. Die 
Pläne zur 20%igen listenmäßi­
gen Überbelegung der Kitas 
wurden vorläufig fallengelas­
sen. In der Haushaltsdebatte 
war für die CDU der Einheits­
beitrag für Kinderbetreuung 
von 40,- DM schuld an der Si­
tuation, die SPD dagegen warf 
der CDU vor, sie habe alles 
verdorben, weil sie die Pläne 
zur Erhöhung der Kinderzahl 
in den Gruppen so herauspo­
saunte. Für Gehaltsabzug und 
Disziplinarmaßnahmen sind 
alle Parlamentarier. Jugendse­
natorin Reichel will ihren Etat 
mit ,,enger belegten“ Kitas 
durchziehen. Die Eltern unter­
stützten die Streiks überall. 
ÖTV und GEW solidarisierten 
sich, riefen aber nicht dazu 
auf, da es gegenwärtig keine 
kündbaren Tarifverträge gibt. 
Bezirksstadträte behaupteten 
daraufhin, die ÖTV sei gegen 
den Arbeitskampf und hielten 
damit Erzieher von einer Betei- ' 
ligung ab.

Warnstreik bei 
der Lufthansa

Am 15.12. hat das fliegende 
Personal der Lufthansa und 
ihrer Tochtergesellschaft Con­
dor für 2 Stunden einen Warn­
streik durchgeführt. Der Streik 
wurde von der Pilotenvereini­
gung Cockpit, die der DAG 
angeschlossen ist, durchge­
führt, um die Lufthansa zu 
Tarifverhandlungen über die 
Arbeitsbedingungen im Flug­
zeug, einschließlich der Beset­

zung des Cockpits, zu zwin­
gen. Die Lufthansa will den 3. 
Mann, den Flugingenieur, im 
Cockpit des neuen Airbus weg­
rationalisieren, um ihren Kon­
kurrenten nachzuziehen. Der 
4. Mann im Cockpit, der Navi­
gator, ist in den letzten Jahren 
fast völlig verschwunden. 
Prinzipiell will die DAG aber 
nicht auf der Forderung nach 
,,3 Mann im Cockpit“ beste­
hen bleiben, was dem Streik an 
Kraft nimmt, wo es doch we­
sentlich gegen die zunehmende 
Belastung des Flugpersonals 
geht. Die ÖTV hat bereits ei­
nen Rationalisierungsschutz­
vertrag mit der Lufthansa für 
das Boden- und Luftpersonal 
abgeschlossen, der vor Kündi­
gung schützt, aber Rationali­
sierungen nicht verhindert. -

Kassel: Enka-Faser- 
werk besetzt

Auf Beschluß einer außeror­
dentlichen Vertrauensleute­
konferenz der IG Chemie in 
Kassel ist seit dem 12.12. das 
Enka-Faserwerk Kassel von 
der Belegschaft besetzt. Das 
Werk mit 840 Beschäftigten 
soll geschlossen und die Pro­
duktion in Emmen (Niederlan­
de) konzentriert werden. Die 
Produktion läuft während der 
Besetzung weiter. Wie der Be­
triebsrat erklärte, fordert die 
Belegschaft die Erhaltung aller 
Arbeitsplätze. Über einen So­
zialplan will sie nicht verhan­
deln. Die Belegschaft wird un­
terstützt aus den Betrieben des 
ganzen nordhessischen Rau­
mes, in dem die Arbeitslosig­
keit hoch ist, und aus allen Ab­
teilungen des Enka-Konzerns, 
der in den letzten Jahren schon 
lausende Arbeitsplätze ver­
nichtet hat.



A utomobilindustrie

Schmückers Konzept gegen
Japanerkonkurrenz
Auf der letzten Betriebsversammlung 
im Werk Wolfsburg sprach sich Ar­
beitsdirektor Briam für eine Selbstbe- 
schränkung der Japaner aus. „Wenn 
die japanischen Produzenten aus einer 
europäischen Fabrik europäische 
Märkte beliefern würden, könnte nie­
mand etwas dagegen einwenden. Sic 
würden dann etwa unter gleichen Be­
dingungen produzieren wie europäi­
sche Anbieter. Das Gleiche gilt umge­
kehrt.“ So sollen ab 1982 20000 Passat 
bei dem japanischen Autokonzern Nis­
san (Datsun) jährlich vom Band lau­
fen. Die Aufgaben für die Inlandspro- 
duktion legte Briam folgendermaßen 
fest: Wir brauchen nicht billiger die 
Produkte verkaufen, sondern in der 
Qualität müssen wir besser sein als die 
Japaner, die Arbeitsabläufe müssen 
verbessert werden, den technologi­
schen Vorsprung müssen wir ausbauen 
und halten. Das Ziel ist, unter den glei­
chen Bedingungen wie die Japaner zu 
produzieren. So wollen die VW-Kapi- 
ta list en in den ost asiatischen Markt 
vorstoßen, an Lizenzen und Zuliefe­
rung ohne eigenen Kapitaleinsalz pro­
filieren, den Export außerhalb Japans 
selbst in die Hand nehmen, um dann 
mit eigener Produktion und eigenen 
Werken nachzustoßen. In Zeilen des 
Absalzrückgangs versuchen die VW- 
Kapitalisten, ihren Kapitalexport er­
heblich zu steigern. So sind starke Zu­
wachsraten in Mexiko und Südafrika 
erzielt worden. Der Umsatz des VW- 
Konzcrns wird bei 33 Milliarden Mark 
liegen. Davon entfällt auf die erstmals 
ein bezogene Tochtergesellschaft Ar­
gem ina ein Volumen von rund I Mil­
liarde Mark. Da das Auslandsgeschäft 
um 20% gestiegen ist, erhöhte sich der 
Auslandsantcil am Umsatz von 59,3 
Prozent auf 64 Prozent.

Betriebsrats\ orsit/endet Ehlers er­
klärte zur japanischen Konkurrenz, 
daß auf Dauer VW und die anderen 
europäischen Autofirmen nur durch 
eine ol lensiv e \ erleidigung der eigenen 
Wettbewerbsfähigkeit bestehen kön­
nen. Der VW -Vorstand haue /u erken­
nen gegeben, daß er der japanischen 
Herausforderung offensiv begegnen 
wolle. Über Probleme, die Schmückers 
Ziel, ,,unter den gleichen Bedingungen 
wie die Japaner zu produzieren“ aul- 
wirlj, hat sich der Betriebsratsv ersit­
zende nicht geäußert, außer daß „hier 
kein Arbeitsplatz verloren gehen 
dürfe“. Diese Flanke ist gefährlich, die 
VW-Kapitalisten kündigen an, daß sie 
die verschärfte Konkurren/schlachl 

auf dem Rücken der Automobilarbei- 
ter austragen wollen.

Weder Ehlers noch ein Vertreter der 
IG Metall ging auf die Vorbereitung 
der Lohnauseinandersetzung ein. Die 
DAG hat bereits eine 7% Forderung 
propagiert. Schmücker wird versu­
chen, mit den Verbesserungen, die mit 
der Lohndifferenzierung erreicht wur­
den, und mit dem Hinweis auf die 
„hohen“ VW-Löhne Druck auszu-

iiben. Auf der Betriebsversammlung in 
Braunschweig wurde erörtert, daß eine 
Sockel-Prozent-I orderung bis Lohnni­
veau H (16,06 DM) gegenüber einer 
reinen Prozentforderung Vorteile hät­
te, vor allem in den unteren Lohngrup­
pen. Damit würde am Lohngruppen­
schlüssel selber nichts geändert, aber 
doch ein gewisses offenes Problem aus 
dem Abschluß über die Lohndifferen­
zierung ein Stück weit gelöst.

Siemens München
Betriebsrat bekämpft
Rationalisierungspläne

München. Auf der Betriebsversamm­
lung des Siemens-Werkes Hot mann­
st raße am 9.12., die bis zwei Stunden 
nach Arbeilsschluß dauerte, war die 
Kritik an den Rationalisierungsplänen 
der Cieschäftsleitung so heftig, daß 
Standorileitcr Hofmann sich „genö­
tigt“ sah. Soviel haben die Siemens- 
Kapitalisten jetzt herausgelassen: 
6-8% Personalabbau planen sie beim 
Unternehmensbereich Daten- und In- 
formationstechnik (UB D), 3% im Un- 
ternehmensbereich Kommunikations­
technik (UB K). Aul einer I eilbetriebs­

versammlung des Werkes Hofmann- 
straße war sogar von !O°'o bei den Ar­
beitern des UB K die Rede. Zusätzlich 
dazu wollen sic ab Januar in verschie­
denen Bereichen mit Hilfe der Rationa- 
lisierungsberatungsfirma McKinsey 
mit einer „Aufwand-Nutzen-Analyse“ 
auf die Angestellten und Zeitlohner im 
,, Gern ei n k os t e n bereic h “ losgehen.

Erhöhung des Profils durch mehr 
Umsatz bei weniger Beschäftigten ist 
der ganze Zweck. Von zu wenig Arbeit 
kann keine Rede sein. Bei Kommuni- 
kationstechnik haben die Siemens-Ka­
pitalisten seil Beginn des Geschäftsjah­
res 12°o mehr Aufträge hereingeholt. 
Den Umsatz haben sie bei nur 4,5% 
mehr Belegschaft um 12ao hochgetrie­
ben. Anträge auf Überstunden und 
Ausdehnung der Schichtarbeit bei den 
Angestellten haben in den letzten Mo­
naten zugenommen.

Bei Daten- und Informationstechnik 
ist der Umsatz um 15% gestiegen. 
(Süddeutsche Zeitung v. 3.12.) Hier 
jammert Siemens über die Konkurrenz 
von IBM im Compuierbereich. Durch 
Senkung der „Gemeinkosten“ will Sie­
mens den Marktanteil von jetzt 22% 
(BRD) beträchtlich ausweiten. Die 
Produktion in diesem Bereich wollen 
die Kapitalisten in den nächsten drei 
Jahren stück/ahlmäßig verdreifachen.

Die ,, Aufwand-Nut/en-Analyse“ 
will der Siemens-Konzern in verschie­
denen Werken durch führen, in Mün­
chen unter anderem im Bereich Kom­
munikationstechnik (I83(X) Beschäf­
tigte) in der Hofmannstraße, im Be­
reich Bauelemente (ca. 8000 Beschäf­
tigte) in der Balanstraße, in den Wer­
ken Mart inst raße, frankfurter Ring 
und im Werk in Traunreut. McKinsey 
ist bereits in der Hofmannstraße bei ei­
nem Pilotprojekt. Die Jagd auf die 
„Gemeinkosten“ läuft nach folgen­
dem Schema ab:

1. Schrill („Ist-Aufnahme“): Der zu 
untersuchende Bereich wird in Unter- 
suchungseinheiten (UE) mit je ca. 20 
Beschäftigten unterteilt. Analysiert 
wird: - welche Leistung erbringt der 
Einzelne bzw. die Abteilung - welche 
Kosten entstehen. 2. Schrill („Ist-Zu­
stand prüfen“): Der Leiter jeder UE 
muß „Einsparungs- und Effi/ienzstei- 
gerungsideen“ in Höhe von 40% des 
bisherigen Aufwands erbringen. 3. 
Schritt („Lösungen vorschlagen“): 
Die Rationalisierungsvorschläge wer­
den in drei Kategorien unterteilt: A = 
Arbeit kann Wegfällen; B= Arbeit 
kann vereinfacht werden; C= Arbeit 
bleibt, wie sie ist. Die Leiter der UEs 
müssen eine Namensliste der Beschäf­
tigten erstellen, die sie zur „Freiset­
zung“ vorschlagen. 4. Schrill 
(,, Durch tuhrung‘ ‘ )• Genaue Fest le- 
gung, wann und wie die Rationalisie­
rungsmaßnahmen durchgeführt wer­
den. (nach: „Informationen - Argu­
mente“ von IGM-Betriebsräten und
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Forderung des Betriebsrats am l.Mai 1980.

Vertrauensleuten der Hofmannstraße 
vom 5.12.)

Diese Rationalisierungsmethode be­
ruht im Wesentlichen darauf, Meister 
und Vorarbeiter in die Lenkungsaus­
schüsse der Untersuchungseinheiten 
einzubeziehen und zu erpressen, die 
letzten Poren im Arbeitsprozeß preis­
zugeben.

Die IG Metall-Betriebsräte und Ver­
trauensleute der Hofmannstraße haben 
in einem Extra-Flugblatt zur Betriebs­
versammlung folgende Forderungen

Frauen in die Bundeswehr

Apel will mit „Freiwilligkeit“ 
zur allgmeinen Dienstpflicht
München. Die „geburtenschwachen 
Jahrgänge“ sollen der Grund sein, wa­
rum jetzt Frauen in die Armee gehen 
sollen. So hört man es von Apel und 
der übrigen sozialdemokratischen Re­
gierungsriege, vom Bundeswehrver­
band und der Opposition. Frauen auf 
„freiwilliger Basis“ in die Armee zu 
ziehen, ist ein Schritt, die allgemeine 
Dienstpflicht einzuführen.

In Vorbereitung des 1. Weltkrieges 
sowie auch des Zweiten halten die 

Am 6.12. demonstrierten insgesamt mehr als 3 500 Menschen in Hamburg, Bonn 
und München gegen jede Form von Militärdienst für Frauen.

erhoben: Abschluß einer Betriebsve­
reinbarung mit den Punkten: 1. Keine 
Kündigungen in Folge der ,,Aufwand- 
Nutzen-Analyse“. 2. Gleichwertige 
und zumutbare Arbeit bei Umbeset­
zungen (keine Abgruppierung). 3. Er­
forderliche Umschulungen während 
der Arbeitszeit bei vollem Lohnaus­
gleich. 4. Abbau der Überstunden. 
Auf der Betriebsversammlung haben 
Arbeiter und Angestellte immer wieder 
auf den Abschluß einer solchen Be­
triebsvereinbarung gedrängt.

deutschen Imperialisten die Dienst­
pflicht für Frauen gesetzlich verankert. 
Frauen wurden in der Rüstungspro­
duktion, im Zweiten Weltkrieg auch 
als Flakhelfer und Luftschutzwart ein­
gesetzt. In der Geschichte der BRD ist 
der gegenwärtige Anlauf nicht der er­
ste. „Frauen in die Bundeswehr“ war 
in der Diskussion der bürgerlichen Po­
litiker um die Wiederbewaffnung, um 
die Wehrverfasssung der 50er Jahre, in 
der Debatte um eine sich abzeichncndc

Not Standsverfassung (Schröder-Ent­
wurf) ab 1960. K.-U. v. Hassel erwog 
1963 gegenüber dem NDR die Frauen- 

I dienstpflicht, womit er erhebliches 
i Aufsehen erregte. Die FDP, die in der 

Großen Koalition in der Opposition 
! saß, lehnte 1968 ,Jegliche Verpflich- 
i Hing von Frauen in den Streitkräften“ 
i ab.

Die Adenauer-Regierung konnte 
zwar gegen den Widerstand der Ge­
werkschaftsbewegung die Wiederbe­
waffnung durchsetzen, jedoch eine 
Dienst pflicht für Frauen nicht. Die Fa­
schisten hallen die Frauen dienstpflich­
tig gemacht und ihre Arbeitskraft für 
den Krieg vernutzt. Nach diesen Erfah­
rungen der Arbeiterbewegung konnte 
ein Dienst von Frauen in der Bundes­
wehr nicht durchgesetzt werden.

In der Notstandsgesetzgebung 1968 
wurde ein Dienst von Frauen unter 
Einschränkungen beschlossen: „Kann 
im Verteidigungsfalle der Bedarf an zj-1 
vilen Dienstleistungen im zivilen 
Sanitäts- und Heilwesen sowie in der 
ortsfesten militärischen Lazarett Orga­
nisation nicht auf freiwilliger Grundla­
ge gedeckt werden, so können Frauen 
. . . herangezogen werden. Sic dürfen 
auf keinen Fall Dienst mit der Waffe 
leisten“. (GG Art. 12a, Abs. 4)

Aus verschiedenen Aufsätzen der 
„Europäischen Wehrkunde“ läßt sich 
entnehmen: „In letzter Zeil wurde die 
Frage, ob Frauen in den Streikräften 
Dienst leisten sollen, schon mehrfach 
aufgeworfen, ohne daß direkt auf den 
sich abzeichnenden Personalmangel 
der Bundeswehr . . . Bezug genommen 
wurde“. (7/80) Oder in Heft 3/80: 
„Die Bundesrepublik Deutschland 
nimmt mit ihrer Entscheidung, keine 
Frauen in der Bundeswehr . . . eine 
Sonderrollc innerhalb der NATO- 
Staaten ein“. In Westdeutschland, in 
Italien und Österreich, wo der Faschis­
mus herrschte, gibt cs keinen Dienst 
von Frauen in der Armee. Die Imperia­
listen konnten ihn nicht durchsetzen. 
Mit der „Sonderrolle“ liegen die west­
deutschen Imperialisten im Hintertref­
fen gegenüber ihren Konkurrenten. In 
der Zeitschrift des Deutschen Bun­
deswehr-Verbandes „Die Bundes­
wehr“ 9/80 heißt es: „Minister Apel 
stellt inzwischen selbst die berechtigte 
Frage, warum Frauen eigentlich nicht 

| Transport flieger bei der Bundeswehr 
werden sollten“. Daß das kein Dienst 
an der Waffe sein soll? Um das zu er­
forschen, hat Apel kürzlich einen 
„Fragebogen“ an das Heeresamt und 
andere Behörden versenden lassen.

CDU-MdB Würzbach sieht „eine 
Öffnung des Soldatenstatus für Frauen 
auf freiwilliger Basis . . . im Licht des 
Art. 3 GG (Gleichberechtigungsgebot), 
dem Recht auf freie Entfaltung der 
Persönlichkeil nach Art. 2, Abs. I
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GG“. Als eine „Lösung“ der steigen­
den Frauenarbeit slosigkcit sieht es ein 
H.-.l. Berg in „Wehrstrafrecht“: ..Der 
Rückgriff auf die parlamentarische 
Entstehungsgeschichte zeigt aber, daß 
das grundsätzliche Problem eines 
Dienstes von Frauen in den St reit kral­
len nie unter dem Gesichtspunkt einer 
freien, von den Zwängen des Notstan­
des unabhängigen Berufswahl der 
I rauen gesehen wurde“. Apel will den 
„freiwilligen Dienst“ in der Bundes­
wehr als einen Beitrag zur „Emanzipa­
tion“ verkaufen:......... cs gäbe . . . ge­
nügend Verwendungen innerhalb der 
Bundeswehr, bei denen auch I talien 
ihre Frau stehen können“.

Der Gcwerkschaflstag der IG Druck 
und Papier verabschiedete einen An­
trag der Bundesfrauenkonferenz: 
„Auch die Bestrebungen, Frauen auf 
freiwilliger Basis in den Bereich der 
Bundeswehr einzubeziehen, lehnen wir 
ab. Einmal stellen sic den ersten Schritt 
in Richtung allgemeine Dienstpflicht 
dar und zum anderen könnte die der­
zeitige Bet üls- und Ausbildungsnot der 
I rauen ausgenutzt werden . . . hier 
wird das berechtigte Streben nach 
Gleichberechtigung mißbraucht. Denn 
es ist absurd an/unehmen, daß den 
Frauen das, was ihnen im Arbeit sieben 
vorenlhallen wird . . . ausgerechnet in 
der Bundeswehr gewährt wird 
denn die Bundeswehr ist auf Befehl 
und Gehorsam aufgebaui“.

PLK Werneck 
Patienten wehren sich 
gegen Arbeitstherapie

Im Januar dieses Jahres hat ein Patient 
des Psychiatrischen I andeskranken- 
hauscs Wcrneck, Landkreis Schwein­
furt, an den Bayerischen Landtag ein 
Beschwerdeschreiben geschickt. In die­
sem Schreiben heißt cs u.a.: ..Ihre Ner- 
\enkrankcnhaiiser sind seht krank. Es 
ist ja fast mittelalterlich: die Behand­
lung und Unterbringung.“ \ crschiedc- 
ne Patienten hatten sich geweigert, ei­
ne Arbeitstherapie weiter mit zuma­
chen, da sic tut ihre Arbeitsleistung 
nut zehn bis zwölf Mark im Monat be­
kamen. Daraufhin habe der Stations­
arzt erklärt, daß im l alle einer Verwei­
gerung der Arbeit die Patienten in ge­
schlossene Abteilungen verlegt wur­
den .

Dieses Beschwerdeschrciben behan­
delte der Petition^aitsschuß des l and- 
tages nun im November und soll jetzt, 
mit der Mehrheit der Stimmen der | 
CSU. /u den Akten gelegt werden.

Die Regierung von Uniert ranken, i 
die über die SPD eine Abschrift des 
Schreibens des Patienten zur Untersu­
chung erhalten hat erklärte, man ha­

be die Zustände überprüft und die an­
geführten Beschwerden als unhaltbar 
zurückgcwiesen.

Das bayerische Innenministerium 
geht hier allerdings etwas offener an 
die Frage der ,,Arbeitstherapie“ her­
an. Diese, so wird erklärt, sei in beson­
derer Weise dazu geeignet, den Patien­
ten auf ein Leben in Freiheit vorzube- 
reiten. Arbeitsun willige machten alle 
Anstrengungen des Krankenhauses zu­
nichte.

Diese „Anstrengungen des Kranken­
hauses“ sind bereits im bayerischen 
Psychiatrieplan festgehalten: Beschleu­
nigte Wiedereingliederung in die Pro­
fitproduktion - allenfalls geregelte 
Aussortierung - soll verstärkt durch­
gesetzt werden. Allein in Bayern wurde 
die durchschnittliche Verweildauer in 
Nervenkliniken von 1975 bis 1978 um 
60 Tage auf 115 Tage gesenkt.

Weitere Maßnahme nach dem Psy­
chiatrieplan: Arbeitserprobung „unter 
den Bedingungen des freien Arbeits­
marktes“ zwecks Beschleunigung der 
Rehabilitation. Da aber dies „für den 
Arbeitgeber unter Umständen eine er­
hebliche zusätzliche Belastung“ dar­
stelle, müßten bestimmte Probleme ge­
löst werden: ,,... insbesondere die 
Frage der gerechten Entlohnung . . . 
und die Fragen eines etwaigen Aus­
gleichs für den . . . erheblich belasteten 
Arbeitgeber.“

Eine Ausgleichsmaßnahme für die 
Kapitalisten ist bereits beschlossen: die 
Übernahme einer Haftpflicht „wegen 
Beschädigung von Gegenständen und 
Einrichtungen eines Betriebes . . .“ Al­
lerdings übernimmt der Bayerische 
Haft pflicht verband die Haftung nur, 
wenn die Arbeit „mit einem Entgelt 
unter der Höhe verbunden ist, welche 
eine Krankenversicherungspflicht be­
gründet.“ Womit das Problem der ge­
rechten Entlohnung auch gelöst wäre.

Stationierungsstreitkräfte 
Tarifabschluß nach 
Streiks bei den Besatzern

Nach zähen Verhandlungen und nach­
dem über 8()(X) Beschäftigte bei den 
Besät zu ngsst reit kraft en über mehrere 
Wochen mit Warnstreiks ihren Forde­
rungen Nachdruck verliehen hauen, ei­
nigten sich am 13.12. ÖTV und IGM 
über ein neues I ohngeluge mit dem 
Bundesfinanzministerium als Vcrhand- 
lungsfuhrer und den Besatzungssircii- 
kraften.

Der Tarifvertrag tritt ab August 
1981 in Krall. Bisher bestanden elf 
Lohngebietc. die höchsten 1 ohne wur­
den bezahlt in den Ballungsgebieten 
Stuttgart und Frankfurt, die niedrig- • 
sten in den ..1 andlohngebieien“ Bav- 
ern, Bremen, Niedersachsen, Nord- I 

rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz. 
Diese „Landlohngebiete“ werden an 
die Ballungsgebiete nun angepaßt, wo­
durch im ganzen Bundesgebiet vier 
Lohngcbiete bestehen bleiben. Durch 
die Einschränkung der Anzahl der 
Lohngebietc entstehen für einige Ar­
beiter in den „Landlohngebieten“ Hö­
hergruppierungen von bis zu 14ao. Zu- 
geständnissse machten die Gewerk­
schaften bei den sog. Gewerbegrup­
pen. Die Arbeitgeber hatten ursprüng­
lich die Aufsplitterung auf 13 vorge­
habt (bisher vier): mit dem neuen Ta­
rifvertrag wurden sechs Gewerbegrup­
pen vereinbart, sowie eine Sonderrege­
lung für Kraftfahrer.

Insgesamt ist damit die Spreizung 
des Lohngefüges geringer geworden. 
Statt bisher 222 unterschiedlichen Löh­
nen gibt es ab August 1981 168. Das er­
ste Verhandlungsangeboi des Bundes­
finanzministeriums hatte ein Lohnge­
füge mit 561 verschiedenen Löhnen

vorgeschlagen, verbunden mit Abgrup­
pierungen. Dem Ziel einer bundesein­
heitliche Ecklohngruppe auf dem Ni­
veau des Öl lent liehen Dienstes bzw . 
vergleichbarer Indusiriebranchen sind 
ÖTV und IGM mit diesem larifab- 
schluß einen kleinen Schritt näher ge­
kommen. Die Besat/ungssi reit krähe 
hatten die Verhandlungen eröffnet mit 
dem Versuch, die Ziv^beschäftigten 
durch ein völlig zerfetztes 1 ohngetuge 
von den anderen Branchen in der BRD 
noch mehr abzuspalten. Daran haben 
Bund und Besatzer ein einheitliches In­
teresse. Die Koordination auf Seiten 
der .Arbeitgeber begann erst schwieri­
ger zu werden, als die Beschäftigten im 
Rahmen der Warnstreiks darangingen, 
die Logistik insbesondere der US-Ar­
mee /u beeinträchtigen. Dies kurz vor 
dem Zeitpunkt. als die US-Armee die 4 
AW ACS-Hugzeuge in Ranisiein in der 
Pfalz stationierte. Die Besatzungs- 
streit krähe werden versuchen, durch 
vermehrte Kündigungen und Beauftra­
gung von Kontrakt firmen mehr Spiel­
raum /u gewinnen.
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Sinti

Forderungen des Hungerstreiks nicht erledigt — 
Verband deutscher Sinti läßt nicht locker

„Kulturtag mit Sinti“ am 22.11.1980 in Dachau bei München. Links Romani Rose vom Vorstand des Verbandes deutscher 
Sinti. 400 Einwohner und Sinti aus der Umgebung beteiligten sich an den Veranstaltungen.

Dachau. Vernichtung aller Akten der 
ehemaligen Landfahrerzentrale oder 
ihre Verlagerung ins Bundesarchiv; öf­
fentliche moralische Wiedergutma­
chung für das heute noch anhaltende 
Unrecht infolge der Tätigkeit der baye­
rischen Landfahrerzentrale und ihrer 
rassistisch diffamierenden Akten - 
das waren die Forderungen, für die 14 
ohti am 4.4.80 im ehemaligen KZ Da­
chau in den Hungerstreik traten. Das 
bayerische Innenministerium und die 
drei Landtagsfraktionen sahen sich zu 
Zugeständnissen gezwungen: „... alle 
Politiker . . . (sind) aufgerufen, ihren 
Beitrag zur Toleranz und gegenseitigen 
Verständigung gegenüber den Sinti zu 
leisten“. Das Innenministerium werde 
dem Wunsch der Sinti nachgehen, über 
alle Akten aus der NS-Zeit Auskunft 
zu bekommen. Die Parteien sicherten 
zu, eine Anfrage über den Verbleib der 
Akten der Landfahrerzentrale im 
Landtag zu stellen. - Keine einzige 
dieser Zusagen - die ohnehin schon 
eine Verkrüppelung der Forderungen 
der Sinti bedeuteten - ist bis heule 
eingelöst worden.

In der Woche nach dem Hunger­
streik erhob der Verband deutscher 
Sinti die Forderung nach einem Kultur­
zentrum in Dachau zur Förderung der 
Kultur und Sprache der Sinti, zur Do­
kumentation ihrer Geschichte und Ver­
folgung und zur Ausbildung junger 
Sinti. Der Dachauer Stadt rat entschied 
im Juni mit seiner CSU-Mehrheil auf 
Antrag des OB gegen diese Forderung 

Begründung: Dachau könne sich 
mit seiner KZ-Vergangenheit die zu­
sätzliche ,,Belastung“ durch ein Kul­
turzentrum der Sinti nicht leisten. Im 
bayerischen Landtag erklärte der Ab­
geordnete Hundhammer am 17.7. für 
die CSU: „Ich würde cs als Beleidi­
gung empfinden, wollte man sagen, die 
Landfahrerordnung sei etwa \erlas­

sungswidrig gewesen“. Die NS-Aktcn 
der Landfahrerzentrale hätten sich in 
vielen Wiedergutmachungsverfahren 
als ,,wichtige Dokumente“ erwiesen, 
ihre Vernichtung sei deshalb falsch.

SPD und FDP haben in der Land- 
tagsdebatie die Forderung nach einem 
Kulturzentrum unterstützt. Die SPD 
hat im August den Bericht einer Ar­
beitsgruppe „Lage und Forderungen 
der Sinti, Roma und verwandter Grup­
pen in der Bundesrepublik Deutsch­
land“ veröffentlicht, in dem die soziale 
und rechtliche Diskriminierung der 
Sinti bestätigt wird. - Aber: kein 
Stadtrat oder Landtag mit SPD/FDP- 
Mehrheit hat das Angebot gemacht, 
die Forderung nach einem Kulturzen­
trum der Sinti etwa in seinem Tätig­
keitsbereich zu erfüllen.

Der „Durchfahrerplatz für Landfah­
rer“ der Landeshauptstadt München 
an der Kranzberger Allee.

Der Verband deutscher Sinti nutzt 
die durch den Hungerstreik erreichte 
Öffentlichkeit. Auf zahlreichen Veran­
staltungen unter anderem in Kiel, 
Bremen, Aurich, Hildesheim, West­
berlin , Munster, Osnabrück, Düssel­
dorf, Mannheim, Darmstadt, Nürn­

berg, Ulm, Dachau, zumeist durchge­
führt von Schulen, Volkshochschulen 
oder Komitees zur Unterstützung der 
ForderungenderSinti - sind Vertreter 
des Verbandes aufgetreten, um die 
fortgesetzte Praxis polizeilicher Schi­
kanen gegen Sinti, die Behinderung 
fahrender Sinti und ihre Ghctloisic- 
rung in Elendsquarticren anzugreifen: 
so z.B. den Großeinsatz von 20 Polizi­
sten zur Durchsuchung eines Sinti-La­
gers bei Straubing wegen des „Ver­
dachts auf Fischwilderei“ im Novem­
ber, den das bayerische Innenministeri­
um in einer Presseerklärung als „ver­
hältnismäßig“ gegenüber den als Aso­
zialen und Arbeitsscheuen diffamier­
ten Sinti rechtfertigte. In München hat 
der Verband durchsetzen können, daß 
das Sozialreferat ,,Wohn-Container“ 
aufstellen muß für 40 Sinti, die in vier 
Wohnwagen und selbstgebauten Hüt­
ten leben müssen.

Am 3.12. hat der Verband deutscher 
Sinti auf einer Pressekonferenz in 
Wiesbaden ein neuerliches Tätigwer­
den von „Zigeunerspezialisten“, in 
diesem Fall bei der Kriminalpolizei 
Frankfurt und beim Bundeskriminal­
amt, aufgedeckt: Drei Beamte dieser 
Dienststellen hatten auf einer Veran­
stalt ungsreihe der Volkshochschule 
Friedberg anhand dienstlicher Akten 
eine besondere „Kriminalität der Zi­
geuner“ beweisen wollen. Dabei ist 
auch herausgekommen, daß von der 
Polizei zum Zweck „anthropologi­
scher Untersuchungen“ über rassische 
Besonderheiten nackte Sinti-Frauen 
fotografiert wurden. Der Verband 
deutscher Sinti fordert in Schreiben an 
den hessischen Innenminister, den 
Bundesinnenminister und den Bundes- 
justizminister Aufklärung über diese 
Polizeiaktionen und über die Existenz 
von Polizeisonderabteilungen für Zi­
geunerfragen .
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Westberlin
Heftige Kämpfe gegen 
die Wohnungsnot

Am vergangenen Wochenende kam es 
in Westberlin zu zwei Straßenschlach­
ten zwischen Hausbesetzern und Poli­
zei. Senat und Polizei hatten bislang ei­
ne derart harte und umfassende Kon­
frontation vermieden, wohl wissend, 
daß die Sympathien der breiten Volks­
massen nicht auf ihrer Seite sind. Am 
Montag mußte der Senat Verhandlun­
gen anbieten, die aber abgelehnt wur­
den, solange noch Demonstranten in 
Haft seien. Die Gewerkschaft der Poli­
zei und auch die CDU sprachen von 
„unverantwortlicher Wohnungsbau­
politik des Senats“. Seit November 
1979 sind an die 30 leerstehende Häu­
ser genommen worden, und schon seit 
Wochen rechnete der Besetzerrat mit 
Angriffen der Polizei, hatte eine Tele­
fonkette organisiert und Treffpunkte 
im Falle des Überfalls angegeben. Drei 
Häuser konnte die Polizei bislang räu­
men, ohne größeren Widerstand, weil 
die Bewohner damals noch nicht so gut 
organisiert waren.

Ursache für die Bewegung ist die 
Wohnungsnot, insbesondere für die 
ärmsten Teile der Volksmassen, die 
vom Senat planmäßig verschlimmert 
wird und von den Wohnungsbaugesell­
schaften und Grundstücksspekulanten 
schonungslos genutzt wird. Nur 40% 
des Bedarfs an Sozialbauwohnungen in 
Westberlin ist überhaupt gedeckt. 40% 
des Bestands ist älter als 60, 15% älter 
als 80 Jahre; nur 50% haben Bad, WC 
und Sammelheizung. Die Altbauwoh­
nungen sind zum größten Teil Sanie- 
rungs- und damit Spekulationsobjekte. 
Die Besitzer lassen sie planmäßig ver­
fallen, um die letzten Mieter, die dem 
Abriß im Wege sind, zu vertreiben. 
Gerade diese Wohnungen, oft schon 
Bruchbuden, werden besetzt, um Ab­
riß zu verhindern. Denn zum einen 
steht überhaupt nicht genug Ersatz zur 
Verfügung. In ganz Westberlin betrug 
der Reinzuwachs an Wohnungen 1978 
nur 1611, in Wedding z.B. und in 
Kreuzberg war der Saldo negativ: 
- 1282 bzw. -417 Wohnungen.

Zum anderen sind die Mieten im So­
zialen Wohnungsbau für die meisten 
Bewohner der Sanierungsviertel un­
tragbar. Schon jetzt zahlen 80% der 
Mieter 25% ihres Lohnes für Kaltmie­
te, 34% der einkommensschwachen 
Haushalte müssen 35% und mehr zah­
len. Im sanierten Block 100 in Kreuz­
berg sind die Mieten innerhalb der letz­
ten drei Jahre von 4,50 DM/nr auf 8 
DM/m2 angestiegen. Die Kostenmieten 
sind noch immens höher: bis zu 30 
DM/m2 im Sozialen Wohnungsbau, 
wobei der Restbetrag für die Woh-

nungsbaugesellschaften durch Steuern 
finanziert wird. 1968 betrug die Ko­
stenmiete noch 3,30 DM. Die Haupt­
ursache: 85% der Finanzierung läuft 
über Schuldenaufnahme des Senats bei 
den Banken, und die Zinszahlungen 
für die Hypotheken betragen bis zu 
75% der Kostenmiete. Hinzu kommt 
noch großzügige Subventionierung 
von Sanierungsprogrammen; das Lan­
desmodernisierungsprogramm sieht 
z.B. für 1000 DM privates Kapital 
2400 DM Zuschuß vor.

Der Senat versucht sich jetzt als Op­
fer der Baukapitalisten hinzustellen: 
„Die Bauwirtschaft ist allein für den 
besorgniserregenden Preisauftrieb ver­
antwortlich ...“ (Reg. Bürgermeister 
Stobbe). Daß mit diesem plumpen Ma­
növer die Bewußtheit der Bewegung 
unterschätzt wurde, beweisen die Aus­
einandersetzungen.

Kommunalpolitik
Anträge gegen
Konzessionsabgaben

Mannheim. Auf der Protestversamm­
lung des Komitees gegen die Fahrpreis- 
und Gebührenerhöhungen in Mann- 
heim/Ludwigshafen wurden die Stadt­
räte von FDP, DKP und den Grünen 
beauftragt, bei der im Februar anste­
henden Haushaltsdebatte zu beantra­
gen, daß die „Gewinnabführung der 
MW (Mannheimer Versorgungs- und 
Verkehrsgesellschaft) in Form der 
Konzessionsabgabe unterbleibt und 
diese Gelder für eine soziale Tarifge- 
staltung verwendet werden“. Auch das 
Komitee selber will Anträge dazu in 
der Haushaltsdebatie stellen, was in 
Baden-Württemberg nach § 81 der Ge- ! 
meindeordnung möglich ist.

Die Konzessionsabgabe (KA) wird 
bezahlt von den kommunalen Ver­
kehrs- und Versorgungsunternehmen 
an die jeweilige Kommune und zwar 
nach der Konzessionsabgabeordnung 
von 1941. Bezahlt wird für das Recht 
der „Benutzung der öffentlichen Wege 
zur Verlegung von Versorgungsleitun­
gen“ sowie für das Einräumen einer 
Monopolstellung im Kommunalbe­
reich. Die KA beträgt „höchstens“ 
15% auf die Haushallstarife, dagegen 
nur 1,5% auf die Preise der Sonderab­
nehmer, der großen Konzerne. Die 
MW ist eine lOO%ige Tochter der 
Stadt Mannheim. Trotzdem zieht diese 
aus der MW ca. 26 Mio DM pro Jahr 
KA, daneben noch zusätzlich ca. 10 
Mio. jährlich an Gewerbe- und Grund­
steuer. Angesichts der relativ sinken­
den Gewerbesteuereinnahmen und sin­
kender Finanzausgleichszahlungen 
drängen die kommunalen Spitzenver- 
bände auf die Beibehaltung der KA 
(Volumen in der BRD 2 Mrd. DM/- 
Jahr). Sie sei ein „unverzichtbares Fi­
nanzierungsmittel für die kommunalen 
Haushalte“ (in: Der Städtetag 8/80).

All diese Summen werden von den 
Versorgungsunlernehmen auf die Tari­
fe überwälzt und drücken sie nach 
oben. Allein die Abschaffung der KA 
würde die jetzige Erhöhungswelle 
überflüssig machen.

Berufsausbildung
Lehrlingslöhne - der 
größte „Kostenfaktor“

Seit 1972 zum ersten Mal hat das Bun­
desinstitut für Berufsausbildung unter 
der Schirmherrschaft des Wissen­
schaftsministers eine genauere Unter­
suchung der Ausbildungslöhne durch­
geführt. Eine weitere Auskunft über 
die Kosten, die durch die Berufsausbil­
dung den Kapitalisten entstehen, kön­
nen die Autoren nicht geben, da keine 
Daten darüber vorliegen. Die Auswer­
tung der Betriebserhebung 1972 hatte 
ergeben, daß die Kapitalisten ihre Ko­
sten für die Ausbildung folgenderma­
ßen aufschlüsseln (Industriebetrieb): 
Lehrlingslohn 40%, Versicherungen 
20%, Berufskleiduung, Gebühren, ex­
terne Kurse und Exkursionen 3%, be­
trieblicher Unterricht 6%, Ausbil­
dungswerkstatt 12%, Kosten im Be­
trieb 17%, Ausbildungsverwaltung 
usw. 2%. In Anbetracht dessen ist das 
Ministerium der Auffassung, daß mit 
den Lehrlingslöhnen der größte Unko­
stenfaktor für die Kapitalisten erfaßt 
ist.

Folgende Ergebnisse zeigen sich. Er­
stens: Der durchschnittliche Lehrlings­
lohn betrug 1979 für alle Ausbildungs­

23



jahre 478 DM pro Monat, in der Indu­
strie und im Handel waren es 515 DM, 
im Handwerk 439 DM. Zweitens: 
6,8% der Lehrlinge erhielten weniger 
als 350 DM pro Monat, 8,5% mehr als 
650 DM im Monat. Der Durchschnitts­
lohn der männlichen Lehrlinge liegt 
mit 481 DM im Monat um 38 DM mo­
natlich über dem der weiblichen. Drit­
tens: Im Überschlag zahlten die Kapi­
talisten 8,7 Milliarden Mark an Lehr­
lingslöhnen im Jahr 1979 (nur auf 
Grund von Tarifverträgen). Dem ste­
hen Zahlungen aus Steuermitteln und 
Mitteln der Arbeitslosenversicherung 
an die Kapitalisten für die Berufsaus­
bildung in Höhe von insgesamt 840 
Millionen Mark gegenüber. Diskutiert 
wird, wie die Kapitalisten auch von den 
restlichen 99% der Kosten befreit wer­
den können, ohne daß ihnen das Mo­
nopol der Berufsausbildung genom­
men wird.

Schaubild 1: BAFöG-Zahlungen 1972- 1981 für statistischen Vier-Personen-Ar- 
beitnehmer-Haushalt mit mittlerem Einkommen (Alleinverdiener, 1 Student, 1 
Kind unter 15 Jahren); gerastert: Darlehensanteil; ungerastert: Zuschuß. Diffe­
renz zum Höchstbetrag muß von Eltern aufgebracht werden.
Schaubild 2: Höhe der BAFöG-Zahlungen für Familiennettoeinkommen (Bsp. 
wie oben), a: Stand 1.1.80, b: BAFöG 80, wenn seit 1972 Höchstsatz nach Infla­
tionsrate und Freibeträge nach Einkommensentwicklung angepaßt worden wä­
ren, c: GEW-Forderung, d: BAFöG 80, wenn Höchst betrag und Freibeträge seit 
1972 nch Einkommensentwicklung angepaßt worden wären. 2516,21 DM: bei 
Berechnung 1980 zugrundeliegendes Nettoeinkommen von 1978 (Statistisches 
Jahrbuch).

Erfaßt sind in der Lohnverteilung je­
weils die 25 am stärksten mit männli­
chen bzw. weiblichen Lehrlingen be­
setzten Ausbildungsberufe, in denen 
sich 66% der männlichen und 85% der 
weiblichen Lehrlinge befinden. Stand: 
1.10.1979. Quelle: Berufsausbildung in 
Wissenschaft und Praxis, Oktober 80.

Studenten
Regierung beschließt 
BAFöG-Senkung

„Wir werden die Ausbildungsförde­
rung auch in einer Zeit erhallen, in der 
die erheblich gestiegenen Aufwendun­
gen für mehr als 800000 Schüler und 
Studenten unseren finanziellen Spiel­
raum begrenzen.“ So liest sich in der 
Regierungserklärung die Übereinkunft 
der Koalitionsparteicn, den Haushalts­
posten für BAFöG und Graduierten­
förderung für 1981 und 1982 auf je­
weils 2,4 Milliarden Mark einzufrieren 
und ,,strukturelle Reformen“ ins Auge 
zu fassen.

Konkret heißt dies zunächst, daß 
Förderungssätze und Elternfreibeträge 
1981 nicht angehoben werden sollen. 
Dies hätte drastische Kürzungen der 
Zahlungen und ein weiteres Absinken 
der Quote der Studenten, die über­
haupt BAFöG beziehen, zur Folge. Da 
bei der Berechnung des BAFöG immer 
die Ellerneinkommen zwei Kalender­
jahre vor dem Bewilligungszeitraum 
zugrundegelegt werden, würden dann 
1981 die von 1978 auf 1979 gestiegenen 
Ellerneinkommen an unveränderten 
Freibeträgen gemessen - was auf den 
Bundeshaushalt dreifach sanierende 
Wirkung hätte: 1. würde sich die Ge- 

fördertenquotc voraussichtlich auf 
deutlich unter 30% drücken lassen, 2. 
sänken die einzelnen auszuzahlenden 
Beträge erheblich, was 3. die Eltern 
duich steigende Zuzahlungen an ihre 
studierenden Kinder ausgleichen müß­
ten.

Für das in Schaubild 1 durchgerech- 
ncic Beispiel ergibt sich z.B.: Da das 
Nettoeinkommen des 4-Personen-Ar­
beit nchmerhaushahs des Statistischen 
Bundesamtes von 1978 auf 1979 um 
151,02 DM auf 2667,23 DM gestiegen 
ist, sinkt das BAFöG von 1980 auf 
1981 um 83,06 DM aut ganze 66,02 
DM. Gut die Hälfte der Lohnerhö­
hung 1979, die damals statistisch 6% 
betrug, werden also 1981 vom BAFöG 
abgezogen und müssen somit von der 
Lohnerhöhung 1981 abgezogen wer­
den. Bereits in den vergangenen Jahren 
sind die BAFöG-Senkungen und die 
Verringerung der Ge fördertenquotc 
(von 1973 bis 1980 von 39,2% auf 
32,4%) hauptsächlich durch das Hin­
terherhinken der Freibeträge hinter der 
Einkommensentwicklung zustandege- 
kom men.

Was die geplanten ,,strukturellen 
Reformen“ im System der Ausbil­

dungsförderung betrifft, für die zwi­
schen den Parlamentsfraktionen im 
Moment noch unterschiedliche Überle­
gungen hin- und hergeschoben werden, 
hat noch die letzte Bundesregierung ge­
wisse Vorarbeit geleistet mit einer im 
Juli beschlossenen Verordnung, mit 
der die Eintreibung der BAFöG-Darle- 
hen verschärft werden soll.

Mit Sicherheit spekuliert die Bun­
desregierung darauf, daß die Studen­
tenbewegung allein nicht die Kraft ent­
fallen könne, um auch nur den Ein­
bruch der letzten Jahre wieder auszu­
gleichen. An rund einem Dutzend 
Hochschulorten aber haben in den 

letzten Wochen Studenten einzelner 
Hochschulen oder Bundesländer de­
monstriert. Teilweise waren es die 
größten Demonstrationen seit Jahren, 
und fast überall wurden sic auch von 
Gewerkschaften unterstützt. Die GEW 
hat mit einer breit angelegten Unter­
schriftensammlung für 750 DM 
Höchstförderung und 1500 DM El­
tern frei bet rag begonnen.

Das Deutsche Studentenwerk hat 
auf seiner letzten Mitgliederversamm­
lung am 4./5. Dezember 1980 die Plä­
ne der Bundesregierung zurückgcwie- 
sen und für 1981 die Erhöhung der 
Höchstförderung um 100 DM auf 720 
DM und des Elternfreibetrages um 180 
DM auf 1 450 DM gefordert - ,,unter 
Berücksichtigung der angespannten 
Haushallslage“. Den Unterhaltsbedarf 
eines Studenten (ohne Ausgaben für 
Genußmittcl und Auto) bezifferte das 
Studentenwerk im Juni 1980 mit 765 
DM. Gleichzeitig fordert das Deutsche 
Studentenwerk erstmals, die Anhe­
bung der Freibeträge prinzipiell „an 
der Einkommensentwicklung und 
nicht lediglich an der Entwicklung der 
Lebenshaltungskosten zu messen.“
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Einzelhandel
Schinderei für die Beschäftigten, sinkender 
Konsum für die Volksmassen
,.Enttäuschung über schwachen Auf­
takt des Weihnachtsgeschäfts ... Der 
Vorjahresumsatz wurde nicht er­
reicht“, das schrieb die „Welt“ am 
1.12.80. Horten verzeichnete einen 
Umsatzrückgang um 13,597o. Der zu­
sätzliche Anteil des Umsatzes, den die 
Einzelhandelskapitalisten durch das 
Weihnachtsgeschäft erzielen, geht in 
den letzten Jahren zurück. Betrug er 
1970 noch 5,6%, so lag er 1979 nur 
noch bei 4,3%. Der Anteil für Nah- 
rungs- und Genußmittel am Gesamt­
umsatz ging von 1962 bis 1979 um 
5,6% (in Preisen von 1970) zurück, der 
Anteil für Bekleidung, Schuhe und 
Wäsche sogar um 6,4%. Dagegen stieg 
der Anteil für Kraftfahrzeuge, Kohle 
und Mineralölerzeugnisse im Ver­
gleichszeitraum um 3,8%. Für die 
Volksmassen drückt sich die Veren­
gung der Reproduktionsbasis auch 
darin aus, daß der Anteil der Erspar­
nisse 1977 gegenüber 1976 um 0,8% 
zurückging und auf der anderen Seite 
der Kauf auf Kredite (offene Buchkre­
dite, Anschreiben) seit 1972 bis 1979 
um 6% gestiegen ist.

Für die Beschäftigten im Einzelhan­
del bedeutet das Weihnachtsgeschäft 
eine enorme Steigerung der Arbeitshet­
ze bei gleichem Lohn. Die meisten Ver­
käufer müssen im Dezember jeden 
Samstag bis 18 Uhr arbeiten. Für viele 
gibt es nicht einen einzigen freien Tag 
in der Woche, Überstunden werden 
angeordnet, Nichtverkaufspersonal 
muß im Verkauf mitarbeiten. Regel­
mäßig steigt in den ersten Januarwo­
chen der Krankenstand an und viele 
Beschäftigte müssen Urlaub nehmen.

In einer 1978 vom Ehrenbergmini­
sterium veröffentlichten Studie über 
die gesundheitlichen Auswirkungen 
der Arbeit als Kassierer und Verkäufer 
werden schwere gesundheitliche Schä­
den festgestellt. So heißt es in dem Be­
richt: „Die Kassiererinnen litten nicht 
nur unter chronischer Erschöpfung der 
Nackenmuskulatur, Schultern, Arme 
usw., sondern auch der Muskulatur am 
ganzen Körper und zwar in viel höhe­
rem Maß als Vergleichspersonen, ob­
wohl ihr Durchschnittsalter niedriger 
war. Die Stärke der Beschwerden in 
der lokalen Muskulatur und am ganzen 
Körper war proportional der Zeitdauer 
der Tätigkeit als Kassiererin.“ Vom 
Verkaufspersonal, das bis zu 84% der 
Arbeitszeit im Stehen arbeiten muß, 
leiden 56% an Beschwerden der Füße, 
der Beine und der Wirbelsäule. 66% 
haben ein Venenleiden in den Beinen. 
Für die Entlastung der Verkäufer emp­

fiehlt Ehrenberg, möglichst viele Sitz­
gelegenheiten anzubieten. Aber was 
nützen Sitzgelegenheiten, wenn man 
keine Zeit zum Sitzen hat. Für die Kas­
siererinnen kann Ehrenberg nicht um­
hin, ein Zugeständnis an die Forderun­
gen der Gewerkschaft zu machen. Er 
empfiehlt das Verbot der Umpackkas­
sen. Grundlegende Verbesserungen der 
Arbeitsbedingungen hat Ehrenberg 
nicht vor. Er legt einen Entwurf für ei­
ne Arbeitsstättenrichtlinie vor. Darin 
wird zum Beispiel gefordert, daß die 
Höhe des Geldschalters und der Tasta­
tur so niedrig wie möglich ist. So etwas 
ist natürlich eine Arbeitserleichterung, 
aber die Kapitalisten nutzen es, die Ar­
beit noch weiter zu verdichten.

In fast allen größeren Einzelhandels­
geschäften gibt es heute elektronische 
Kassen. Gekoppelt an Zentralrechner 

Arbeiter auf der Rampe eines Karstadtlagers in Hamburg beim Entladen

Kassiererin bei Karstadt Hamburg an einer Mehrbereichskasse

ermöglichen diese neuen Kassensyste­
me den Einzelhandelskapitalisten Ra­
tionalisierungen im größeren Maßstab. 
In diesen Kassen können alle Angaben 
über die Kundenzahl, die zeitliche Ver­
teilung der Einkäufe, den Umsatz, die 
Leistung pro Kasse und den Verkauf 
bestimmter Artikel erfaßt und gespei­
chert werden. Schon vor Jahren haben 
die Einzelhandelskapitalisten die 
Mehrbereichskassen eingeführt. In al­
len neu eröffneten und umgebauten 
Karstadthäusern gibt es diese Kassen. 
Lohnsenkung und Arbeitsverdichtung 
wird dadurch erreicht, daß die Arbeit 
des Verkaufspersonals weiter aufgeteilt 
wird. Früher bestand die Tätigkeit der 
Verkäuferin darin, Ware zu etikettie­
ren, Regale aufzufüllen, zu bedienen 
und zu kassieren. Es gab weniger ein­
seitige Belastungen. Heute ist die Ar-
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Beschlüsse des HBV-Gewerkschaftstages 
September 1980

A 115 Ladenschlußgesetz: Die Delegierten des HBV-Gewerkschaftstages wen­
den sich entschieden gegen alle Versuche, das derzeitige Ladenschlußgesetz 
auszuhöhlen ... Die Tarifkommissionen werden aufgefordert, in künftigen 
Verhandlungen um neue Tarifverträge die Arbeitszeiten im Einzelhandel im 
Rahmen des geltenden Ladenschlußgesetzes festzuschreiben.
A 154 Steuerpolitik: Der Hauptvorstand wird beauftragt, den Gesetzgeber 
aufzufordern, den Grundfreibetrag der Lohnsteuer zu verdoppeln.
A 157V)tv Gewerkschaftstag möge beschließen, den Hauptvorstand aufzufor­
dern, gegenüber der Bundesregierung darauf hinzuwirken, daß der Lohnsteu­
ergrundfreibetrag auf 25% des Durchschnittslohns angehoben und dynami­
siert wird.
A 190 Teilzeitarbeit: ... sind folgende Forderungen zu realisieren:
- Gleiche sozialversicherungs- und tarifvertragliche Stellung der Teilzeitar­
beitskräfte mit den Vollzeitkräften, wobei die Arbeitgeber auch die Arbeit­
nehmeranteile zur Sozialversicherung zu tragen haben, wenn das Monatsein­
kommen 10 Prozent der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze in der Renten­
versicherung erreicht.
- Begrenzung des Arbeitsumfangs entsprechend der verringerten Arbeitszeit. 
Überwachung durch die Arbeitnehmervertretung
- Keine Umwandlung von Voll- in Teilzeitarbeitsplätze
- Übernahme aller Arbeitskräfte auf Abruf in Arbeitsverhältnisse mit fester 
Arbeitszeit
- Schaffung von genügend Kinderhorten, Kindertagesstätten und Gesamt­
schulen. Verbesserung der Altenbetreuung.
A 197 Renten: Der Hauptvorstand wird aufgefordert, mit allem Nachdruck 
dafür einzutreten, daß die bruttolohnbezogene Rentenformel und Anpassung 
der Renten beibehalten und die Renten weder durch eine allgemeine Besteue­
rung noch durch Krankenversicherungsbeitrag für Rentner gekürzt werden.
A 253 Verkürzung der Schichtarbeitszeiten . . . Anrechnung der Pausen als 
bezahlte Arbeitszeit.
A 273 Tarifpolitik: Die zuständigen Tarifkommissionen der Gewerkschaft 
HBV sollen bei künftigen Lohn- und Gehaltsverhandlungen eine stärkere An­
hebung der unteren Lohn- und Gehaltsgruppen durchsetzen, die eine erhöhte 
Absicherung der niedrigen Einkommen garantiert, bestehende l ngerechtig- 
keiten in der Tarifstruktur beseitigt und ein Auseinanderwachsen der unteren 
und höheren Einkommen verhindert.
Der Grundsatz ,,Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ ist in allen Bereichen zu 
verwirklichen. Unbegründete Altersabschläge sind ebenso wie alle Ortsklas­
senabschläge zu beseitigen.
A 278 Der HBV-Vorstand wird aufgefordert, in den gemeinwirtschaftlichen 
Unternehmen umfassende Tarifverträge über Bildschirmarbeit abzuschließen, 
die z.B. beinhalten: Einschränkung der Arbeitszeit auf höchstens 4 Stunden 
am Bildschirm, Mischarbeitsplätze, ärztliche Vorsorge, keine Lohn- und ta­
riflichen Herabstufungen.

beit weiter unterteilt. Im wesentlichen 
besteht die Tätigkeit eines Verkäufers 
aus entweder Etikettieren und Regale 
auffüllen oder Bedienen als Fachver­
käufer oder aus Kassieren. Bei elektro­
nischen Kassen muß die Kassiererin im 
Schnitt 17 Artikel pro Minute bearbei­
ten. Außerdem wird die Tätigkeit des 
Nur-Packens nicht so hoch eingestuft, 
wie die Tätigkeit des Bedienens und 
Kassierens. Häufig ist es vorgekom­
men, daß Verkäufer, die jetzt aus­
schließlich kassieren, nicht in die ent­
sprechende tarifliche Gehaltsgruppe 
hochgruppiert worden sind.

Welches Ausmaß die Rationalisie­
rung im Einzelhandel angenommen hat 
und wie im Verhältnis dazu die Ar­
beitsbelastung der Beschäftigten zuge­
nommen hat, darüber geben die Zah­
len über Verkaufsfläche pro Beschäf­
tigtem und der Umsatz pro Beschäftig­
tem Aufschluß. So hat der Horten- 
Konzern im Jahr 1977 die Zahl der Be­
schäftigten um 3,5% verringert und 
gleichzeitig die Verkaufsfläche auf 
20,8 nr pro Beschäftigtem erhöht.

Umpack-Kasse

Ganz deutlich hat sich das im Kampf 
der Einzelhandelsbeschäftigten in den 
Lohnkämpfen gegen Lohnsenkung 
und Rationalisierung der Einzelhan- 
delskapitalistcn der letzten Jahre geäu­
ßert. Die ersten Warnstreiks wurden in 
fast allen Tarifbezirken durchgeführt. 
Teilweise konnte die besondere Anhe­
bung der unteren Lohngruppen durch­
gesetzt werden. Auch in den Beschlüs­
sen des HBV-Gewerkschaftstages in 
diesem Jahr kamen die Forderungen 
der Einzelhandelsbeschäftigten zum 
Ausdruck. Zu den Arbeitsbedingungen 
der Kassierer heißt es:
- Verbot der Umpackkassen
- Anerkennung der Erkrankungen an 
Arm- und Schultergelenken als Berufs­
krankheiten
- 15minütige Erholungspause nach ei­
ner Stunde ständiger zusammenhän­
gender Arbeit
- regelmäßige ärztliche Kontrollun­
iersuchungen
- Abgruppierungsschutz bei ander­
weitiger Tätigkeit.

Mitgliederentwicklung HBV / Gesamtorganisation

Jahr Mitglieder 
insgesamt

Veränderungen 
in %

dav.Männer 
in %

dav.Frauen
in %

1948(Gründung)
1949 30000
1953 100000
1968 142000
1970 157671 (+11,0) ca.51,01 ca.48,99
1971 171341 + 8,7 51,55 48,45
1972 191071 + 11,5 51,58 48,42
1973 210038 + 9,9 51,28 48,82
1974 236642 + 12,7 50,09 49,91
1975 257123 + 8,7 49,47 50,53
1976 274783 + 6,9 48,87 51,13
1977 292158 + 6,3 48,27 51,73
1978 300000 (+ 2,7) ca.48,00 ca.52,00
1979 333931 53,00
1980 345000

26



Stichwort Konzentration im Einzelhandel und 1970. Man kann vermuten, daß die Struktur bis heute ähn­
lich ist, daß sich die Spitze etwas nach unten verschoben hat und 
etwas mehr Beschäftigte jetzt in Großbetrieben arbeiten.

Beschäftigte im Einzelhandel nach Stellung im Beruf

Die größten Einzelhandelskapitale

Unternehmen
1977/78

Warenhäus./
Filialen

Umsatz 
in Mrd.DM

Beschäf­
tigte

Verkaufs­
fläche pro 

Beschäftigte

Karstadt 148 8,41 66400 18,4 m2
Kaufhof 7,38 57448 16,5 m2
Hertie 6,29 52000 17,3 m2
Horten 50 3,66 28704 20,8 m2
Aldi 1200 7,00
C&A 104 3,92
Tengelmann 1047 3,77
Massa 14 1,54 6000 43,0 m2
Woolworth 197 1,48
SB-Kauf 26 1,26 3576 52,6 m2

Steuerpflichtige Unternehmen und Umsätze 
des Einzelhandels nach Umsatzgrößenklassen

Umsatzgrößenklassen steuerpflichtige Unternehmen
von... bis DM in Klammern Anteil am Umsatz in %

12000 __ 20000 29709 ( 0,5) 13314 ( 0,1) 9355 ( 0,1)
20000 - 50000 96229 ( 3,1) 46849 6 0,8) 35750 ( 0,4)
50000 - 100000 133925 ( 7,9) 63145 ( 2,2) 49544 ( 1,3)

100000 - 250000 135469 (20,0) 114132 ( 9,0) 98127 ( 5,9’
250000 - 500000 45868 (14,7) 67161 (11,3) 69411 ( 8,9)
500000 - 1 Mio 14861 ( 9,4) 37225 (12,4) 45415 (11,5)
1 Mio - 2 Mio 5308 ( 6,8) 14642 ( 9,6) 22407 (11,0)
2 Mio - 5 Mio 2583 ( 7,4) 6613 ( 9,6) 9907 (10,8)
5 Mio - 10 Mio 719 ( 4,7) 1919 ( 6,3) 2864 ( 7,1)
10 Mio - 25 Mio 341 ( 4,9) 882 ( 6,4) 1388 ( 7,5)
26 Mio — 50 Mio 105 ( 3,6) 247 ( 4,1) 339 ( 4,2)
50 Mio - 100 M 36 ( 2,3) 93 ( 3,1) 115 ( 2,8)
100 M - 250 M 22 ( 3,0) 67 ( 5,0) 84 ( 4,7)
250 M - 1 Mrd 5 ( 2,4) 18 ( 3,7) 32 ( 5,2)
1 Mrd und mehr 6 ( 9,4) 12 (16,3) 14 (18,5)

In den letzten 10 Jahren haben Zehntausende von Kleinbetrieben 
im Einzelhandel schließen müssen. Die Hauptgemeinschaft des 
Deutschen Einzelhandels (Kapitalistenverband) schreibt in ihrem 
Geschäftsbericht 1979: „Die Wirklichkeit im Einzelhandel sieht 
so aus: 1% der Unternehmen hatten 1962 einen Marktanteil von 
rund 28% erzielt, der 1976 auf 46% wuchs... Mit anderen Wor­
ten: Anfang der 80er Jahre werden etwa 1% aller Einzelhandels­
unternehmen über einen Marktanteil von 50% verfügen.“

Beschäftigte im Einzelhandel
Die Beschäftigten im Einzelhandel sind sehr zersplittert. Trotz 
der Konzentration der Kapitale arbeiten heute noch mehr als 1 
Million Beschäftigte in Betrieben, die weniger als 10 Beschäftigte i 
haben. Der Rest arbeitet in Betrieben, die mehr als 10 Beschäftig­
te haben. Genauere Zahlen kann man für heute nicht bekommen, 
weil die letzte Arbeitsstättenuntersuchung 1970 durchgeführt 
worden ist. Das Schaubild zeigt die Entwicklung zwischen 1961

Beschäftigte
(in 1000)

1970 1975 1976 1977 1978 1979

Tät. Inh. u.
Fam.ang. 639 576 575 574 573 572
Arbeitnehmer 1604 1611 1612 1623 1630 1654

gesamt 2243 2187 2187 2197 2203 2226
dav. Teilzeit 401 454 462 472 483 500

Lager von Karstadt Hamburg, schneller Warenumschlag senkt 
die Kosten.

Konzentration im Einzelhandel in EG-Ländern
In den vier europäischen Ländern BRD, Frankreich, Großbritan­
nien und Italien hat sich die Konzentration im Einzelhandel ganz 
unterschiedlich entwickelt. In den Betrieben zwischen 10 und 
1 000 und mehr Beschäftigten arbeiten in Großbritannien am mei­
sten in den Unternehmen von 1000 und mehr Beschäftigten. 
Ganz anders in Italien, wo 46,5% der Beschäftigten noch in Be­
trieben von 10 bis 49 Beschäftigten arbeiten. Frankreich und die 
BRD liegen in etwa gleich, bei beiden Ländern liegt der Prozent­
satz der Beschäftigten in Betrieben mit 1000 und mehr bei 38%.

In der BRD bei 38,1% und in Frankreich bei 38,7%. Die Zahlen 
sind einer Statistik der Europäischen Gemeinschaft von 1974 ent­
nommen, in der aber nicht die Konzentration der Beschäftigten 
in Betrieben unter 10 Beschäftigten enthalten ist, so daß das Bild 
natürlich schief wird, wenn man nicht beachtet, daß wahrschein­
lich in allen diesen Ländern die größte Anzahl der Arbeiter, An­
gestellten und kleinen Selbständigen im Einzelhandel in kleineren 
Betrieben arbeiten. Interessant ist die Anzahl der Teilzeitbeschäf­
tigten in diesen Ländern. Dort wo die Konzentration der Beschäf­
tigten am höchsten ist, dort ist auch die Anzahl der Teilzeitbe­
schäftigten am höchsten. In Großbritannien liegt die Teilzeitbe- 
schäftigung berechnet auf die Gesamtzahl der Beschäftigten in 
Betrieben zwischen 10 und 1000 und mehr bei 34,6%. In der 
BRD liegt sie bei 33,3%, in Frankreich nur bei 11% und in Italien 
bei 5,3%. Eine Rolle spielt wahrscheinlich auch, daß in Italien 
und Frankreich die Ladenöffnungszeiten anders sind und wegen 
der längeren Mittagspausen die Vollzeitbeschäftigten sowieso 
hauptsächlich in den Ladenstoßzeiten arbeiten.
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Internationale Nachrichten

Einkommenssteuer­
boykott der Bauern 

Die dänischen Bauern sind ins­
gesamt mit 80 Mrd. Kronen 
verschuldet (= 20 Mrd. DM). 
Gegenwärtig müssen viele Bau­
ern für Kredite an Getreide- 
und Futtermittelhändler 30% 
Zinsen zahlen. Für Betriebs­
mittelinvestitionen (Maschinen 
und Gebäude) liegen die Zin- ; 
sen zwischen 20 und 25%. Der 
Landwirtschaftsverband ver­
handelte mit der Regierung 
über Zinsverbilligung für Be­
triebsmittel, die auf höchstens 
10% begrenzt werden sollten. 
Dafür hätte die dänische Re- ! 
gierung ca. 7 Mrd. Kronen (2,3 . 
Mrd. DM) bereitstellen müs- ! 
sen. Die Verhandlungen wur- ' 
den jetzt vom Landwirt­
schaftsverband für gescheitert 
erklärt, nachdem die Regie­
rung noch eine Sondersteuer 
von den Bauern beschlossen 
hatte, wegen angeblicher Ex- 
tragewinne. Diese sollen Bau­
ern aus dem EG-Fond zuge­
kommen sein, als die dänische 
Krone abgewertet wurde. 
Sämtliche EG-Preise bleiben 
aber in den Investitionsstellen 
hängen. Der Bauer bekommt 
nur den Marktpreis. Da die 
Dreistigkeit der dänischen Re­
gierung im Beutelschneiden 
keine Grenzen kennt, hat nun 
der Landwirtschaftsverband

Seit dem 27.10.80 befinden 
sich sieben irische republikani­
sche Kriegsgefangene im Hun­
gerstreik, um die seit 1976 ver­
weigerte Anerkennung als 
Kriegsgefangene zurückzuer­
halten (s. Pol. Berichte 4/80). 
Am 1.12. haben sich ihnen drei 
Frauen aus dem Gefängnis Ar­
magh, ebenfalls im britisch be­
setzten Norden Irlands, ange­
schlossen. Die Männer sind in­
zwischen aus dem Maze-Ge­
fängnis in den Gefängnisflügel 
des Musgrave-Park-Militär- 
hospitals verschleppt worden.

Demonstration am 13.12. in Hamburg
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Obote neuer Präsident 
von Uganda

Aus den Parlamentswahlen am 
7.12. in Uganda ist der Volks­
kongreß unter Führung von 
Milton Obote als Sieger her­
vorgegangen. Die Hauptoppo- 
silionspartei, die katholisch­
konservative Demokratische 
Partei, errang 37% der Parla­
mentssitze. Obote war nach 
der Unabhängigkeit des Lan­
des vom britischen Imperialis­
mus Präsident von Uganda 
und verfolgte den Kurs des 
Aufbaus aus eigener Kraft und 
des genossenschaftlichen Zu­
sammenschlusses der Bauern.

beschlossen, daß seine Mitglie­
der keine Einkommenssteuern 
mehr zahlen, ausgenommen 
die, die dazu bereit und dazu 
in der Lage sind, die Steuer zu 
zahlen.
Italien: Streiks gegen 

Steuererhöhungen
Kein Vorwand ist zu schäbig: 
Zwecks ,,Hilfe für die Erdbe­
bengebiete“ hat die italieni­
sche Regierung die Mineralöl­
steuer erhöht und einen Geset­
zentwurf eingebracht, nach 
dem die Kfz-Steuer und Ge­
bühren für Pässe, Führerschei­
ne usw. um 50% steigen sollen 
und auf Haushalisstrom eine

Die Forderung der Kriegsge­
fangenen nach Anerkennung 
als solche findet die breite Un­
terstützung der Bevölkerung in 
ganz Irland. Am 6.12.80 mar­
schierten 30000 zur britischen 
Botschaft in Dublin, im be­
setzten Norden finden ständig 
Demonstrationen und Streiks 
unter Beteiligung Zehntausen­
der statt, zuletzt am 11.12. ein 
Generalstreik in den republi­
kanischen Vierteln Belfasts. 
Diese breite Unterstützung 
zwang Premierministerin
Thatcher, sich am 9.12. mit

1971 wurde er von Idi Amin 
gestürzt und lebte bis Anfang

dieses Jahres im tansanischen 
Exil. - Gegenwärtig stehen

Zusatzabgabc zu entrichten 
ist. Benzin (dessen Preis bei 
den In flat ionszusch lägen zum 
Lohn nicht berücksichtigt 
wird) kostet jetzt 850 Lire 
(1,79 DM). Die für 1981 ange­
kündigte Senkung der Lohn­
steuersätze wird auf 1982 ver­
schoben. Vor wenigen Wochen 
erst waren Zinseinnahmen aus 
Wertpapierbesilz völlig von 
Steuern befreit worden, ge­
schätzter Einnahmenausfall: 
8,2 Mrd. DM. Nach Bekannt- 
werden des Plünderungspro­
gramms traten Belegschaften 
in Mailand und Genua (Alfa, 
Ansaldo, Italsider) in den 
Streik.

dem Premier der Republik Ir­
land Haughley zwecks Gesprä­
chen über „eine Gefängnisre- I 
form und andere Dinge“ zu 
treffen. Laut Abschlußkom­
munique einigten sie sich auf 
„Kommissionen, die die Än­
derung institutioneller Struk­
turen“, d.h. die Verbrämung 
des Kolonialstaates im irischen 
Norden „untersuchen“ sollen. 
Haughley äußerte im An­
schluß „Optimismus“, That­
cher erklärte im Unterhaus, I 
der politische Status werde 
nicht zurückgegeben werden, 
ebenso wie es bei der „Einheit 
des Vereinigten Königreichs“ 
keine Änderung geben könne. 
Dessen ungeachtet ist Thatcher 
unter dem Druck der irischen 
und britischen Bevölkerung, 
der sie zwang, eine Delegation 
des Innenministeriums zu den 
Hungerstreikenden zu schik- 
ken, die sie seit einer Woche 
bekniet, faulen Kompromissen 
zuzustimmen. Die republikani­
schen Gefangenen antworteten 
am 14. und 1 5.12. mit der Aus­
weitung des Hungerstreiks 
durch weitere 30 Kriegsgefan­
gene im Maze-Gefängnis. 

noch 10000 tansanische Solda­
ten in Uganda, die 1979 nach 
Grenzkonflikten ins Land ein­
marschierten und Präsident 
Amin vertrieben. Die Wirt­
schaft des Landes ist zusam­
mengebrochen: Zucker- und 
Teeplantagen sind vernachläs­
sigt, die Kaffeernte ist 1979 auf 
10300 t. gegenüber 250000 t 
vor 10 Jahren gefallen, es gibt 
keine Devisen für nötige Im­
porte. Der Aufbau wird durch 
die gefallenen Weltmarktpreise 
für Kaffee erschwert. - Obote 
hat angekündigt, bessere Be­
ziehungen zu den ostafrikani­
schen Nachbarländern, beson­
ders Kenia, herzustellen.

Zimbabwe: Die 
Hunde bellen ...

Ein unter Vorsitz eines euro­
päischen Richters in Salisbury 
einberufenes Gericht mußte 
den Generalsekretär der ZA- 
NU und Arbeitsminister Teke- 
re von einer Mordanklage frei­
sprechen und die Noiwehrsi­
tuation, in der ein weißer Far­
mer erschossen worden war, 
anerkennen. Die Imperialisten 
toben und drohen. Nun wür­
den die Weißen das Land ver­
lassen, Zimbabwe im Chaos 
versinken. Neu isi das nicht. 
Währenddessen hat Zimbabwe 
einen Freundschaft svert rag 
mit Tansania abgeschlossen 
und Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Wirtschaft, des 
Handels, der Wissenschaft, 
der Luftfahrt und des Nach­
richtenwesens vereinbart.

Staatsbesuch Bresch­
news in Indien

Bei der Ankunft Breschnews in 
Neu-Delhi mußte die Fahrt­
route wegen Demonstrationen 
gegen die Invasion Afghani­
stans geändert werden. Vor 
dem Besuch war spekuliert 
worden, es könne den Sozial­
imperialisten gelingen, Indien 
als Preis für sowjetische Öllie­
ferungen zu einer Billigung ih­
rer Aggression zu pressen. 
Daraus ist nichts geworden. Im 
Abschi ußkommunique wird 
Afghanistan nicht erwähnt, 
und noch wenige Tage vorher 
hatte die indische Regierung 
bekräftigt, daß „das afghani­
sche Volk ohne ausländische 
Einmischung über sein Schick­
sal bestimmen“ soll. Mit der 
vereinbarten Verdoppelung 
des Warenaustausches bis 1985 
werden die Sozialimperialisten 
ihren wirtschaftlichen Einfluß 
auf Indien verstärken.



Türkei

Durch die Militärherrschaft sehen 
die Imperialisten die Beute gesichert
Durch den Militärputsch vom 12.9. se­
hen die westlichen Imperialisten die 
Kreditwürdigkeit dieses Landes wieder 
gesichert und verbürgt. Der IWF war 
bereits Ende September zu diesem Er­
gebnis gekommen und bewilligte neue 
Kredite in Höhe von 92 Mio. $.

Die BRD-Imperialisten machten zu­
nächst einen bescheidenen Anfang: Sie 
schlossen - wie früher bereits das 
Deutsche Kaiserreich - mit der Mili­
tärjunta ein Abkommen am 18. Sep­
tember über Ausrüstung und Ausbil­
dung der türkischen Polizei. Am 17. 
November findet in der westdeutschen 
Botschaft in Ankara die Unterzeich­
nung eines Militärhilfe-Abkommens 
statt, nach dem die BRD der Türkei im 
Zeitraum von 1981 bis 1984 eine Son­
derhilfe von 600 Mio. DM zur Moder­
nisierung der Armee zur Verfügung 
stellt. Davon sollen u.a. 80 Kampfpan­
zer Leopard 1 bezahlt werden, die 
Krauss-Maffei in München herstellt.

Am 2. Dezember beseitigt die Mili­
tärjunta - wie von den Imperialisten 
verlangt - Beschränkungen und „bü­

rokratische Hürden“ für ausländische 
Kapitalanlagen in der Türkei: Investi­
tionen bis 50 Mio. $ können getätigt 
werden, wenn sie „den Privatsektor in 
der Türkei stärken“. Es muß in auslän­
disch-türkischen Gemeinschaftsunter­
nehmen angelegt werden, in denen das 
ausländische Kapital bis zu 49% betra­
gen darf. Auch Beteiligungen an den 
staatlichen Unternehmen sind gestat­
tet . Für die Gewinnrückführung gibt es 
keinen Zwang.

Die Imperialisten quittierten nicht 
kleinlich: Am 4. Dezember gewährten 
die USA eine Wirtschaftshilfe von 200 
Mio. $. Einen Tag später wurde ein 
britischer Kredit im Rahmen der 
OECD-Umschuldung von 397 Mio. $ 
freigegeben, und am 12. Dezember ge­
währte die westdeutsche Regierung die 

ebenfalls im Rahmen der OECD-Ver- 
einbarungen vorgesehene Stundung 
von 1,2 Mrd. DM auf zehn Jahre. In 
dieser Summe sind 754 Mio. DM kom­
merzielle Schulden der Türkei enthal­
ten. Das gesamte ausländische Kredit­
volumen an die Türkei beläuft sich da­
mit nach Angaben der Bundesstelle für 
Außenhandel auf 2,9 Mrd. $ für 1980.

Mitte des Jahren waren die Imperia­
listen zu dem Schluß gekommen, daß 
die parlamentarisch gebildete Regie­
rung Demirel nicht in der Lage sein 
würde, die vom IWF verlangten und 
auch eingeleiteten drastischen Eingrif­
fe in die Wirtschaft des völlig verschul­
deten Landes durchzuhalten. Die 
BRD-Botschaft kabelte am 29. Juli aus 
Ankara an das Auswärtige Amt: „Die 
Regierung steht vor der Frage der Qua­
dratur des Kreises.“ Die gewünschte 
Ankurbelung der Wirtschaft sei kaum 
möglich, nicht etwa wegen der Aufla­
gen des IWF, „sondern weil eine Reihe 
anderer Faktoren wie ausufernde 
Streiks, exzessive Lohnforderungen, 
unsichere Absatzaussichten u.a. mehr 

ein ungünstiges Investitionsklima 
schaffen.“

Nur zehn Tage nach dem Putsch 
hatte sich die Lage für die Imperiali­
sten schlagartig geändert: Die BRD- 
Botschaft meldet in einem Schreiben 
vom 22. September dem Auswärtigen 
Amt „gedämpften Optimismus“, 

weil die Wirtschaftspolitik jetzt 
ohne die Instabilität der vergangenen 
Monate sicher besser greift, vornehm­
lich im Bereiche der Produktionssteige­
rung. Es gibt zur Zeil keine Streiks 
mehr . .. “

Die durch die IWF-Auflagen in der 
ersten Hälfte dieses Jahres eingeleitete 
und jetzt mit Waffengewalt durchge­
setzte Politik ruiniert den Kleinbesitz 
und trifft mit voller Wucht das Prole­
tariat. Nach Berichten der verbotenen ' 
Zeitung „Demokrat“ meldeten in den i 

ersten sieben Monaten des Jahres 515 
Firmen Konkurs an, und in Istanbul al­
lein gingen 6000 der 22000 kleinen Lä­
den pleite. Allein in den ersten drei 
Monaten sank die Kaufkraft der Löh­
ne um 15%, die Verteuerung der Le­
benshaltung seit September durch Auf­
hebung der Preiskontrollen und staatli­
che Preiserhöhungen wird auf bis zu 
150% geschätzt. Streiks der Arbeiter in 
verschiedenen Industrien wurden mit 
Waffengewalt niedergeworfen, das 
Streikrecht ist aufgehoben, und neben 
den politischen Organisationen der tür­
kischen Arbeiterklasse wird auch der 
Gewerkschaftsverband DISK, der die­
se Streiks führend organisierte, blutig 
und durch Inhaftierung eines großen 
Teils seiner Funktionäre unterdrückt.

Krieg im Tschad 
Waffenstillstand und 
französische Drohung

Seit März 1980 war erneut Krieg im 
Tschad. Mehrere tausend der etwa vier 
Millionen Einwohner des west afrikani­
schen Staates sind seitdem in den 
Kämpfen umgekommen. Die Haupt­
stadt N’Djamena ist fast vollständig 
zerstört, die Hälfte der etwa 130000 
Einwohner ins benachbarte Kamerun 
geflohen. Der Großteil der zu 90% 
bäuerlichen Massen beteiligte sich 
nicht an den auf N'Djamena konzen­
trierten Auseinandersetzungen, die 
von jeweils ca. 4000 Mann starken 
Streitkräften unter Führung des Staats­
chefs Oueddei und des ehemaligen 
Verteidigungsminister Habre bestritten 
wurden. Habre mußte sich am 15.12. 
in hoffnungsloser militärischer Lage 
nach Kamerun abseizen und unter­
schrieb am Tag daraufein Waffenstill­
slandsabkommen. Friede und nationa­
le Einheit sind damit jedoch keines­
wegs gesichert, die Ausgangslage dazu 
ist schwieriger als im August 1979.

Damals beendete das Abkommen 
von Lagos 16 Jahre bewaffneten 
Kampfes des tschadischen Volkes ge­
gen die Unterwerfung unter den fran­
zösischen Imperialismus. Erstmals 
konnte eine „Provisorische Regierung 
der Nationalen Einheit“ (GUNT) aus 
allen nationalen politischen Tendenzen 
unter Berücksichtigung der Stammes- 
vieltali gebildet werden. Die 3000 
Mann französischer Intervenlionstrup- 
pen mußten abziehen. Der militärische 
Rückzug minderte jedoch nicht den 
ökonomischen Würgegriff, die vom 
Kolonialismus hinterlassenen Wider­
sprüche zwischen den armen, arabi­
schen Viehzüchtern der Sahelzone so­
wie den schwarzen, seßhaften Stäm­
men der Baumwollbauern und der 
Klein bourgeoisie im wirtschaftlich 
stärkeren Süden blieben bestehen. Pro­
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duktion und Vertrieb des entscheiden­
den, 70% der Exporterlöse bringenden 
Agrarproduktes Baumwolle wurden 
weiterhin von der ,,französischen Tex­
tilgesellschaft“ kontrolliert. Die Nah­
rungsmittelindustrie wird zu 85% von 
französischem Kapital beherrscht, 
französische Monopole besitzen die Li­
zenzen zur Ausbeutung der Bauxit- 
und Wolframvorkommen. Die Außen­
schuld von 1 Mrd. FF, 60% mehr als 
das Haushaltsvolumen 1979, bot aus­
gezeichnete Anknüpfungspunkte für 
Erpressungsversuche. So folgten z.B. 
einer ,,Hilfe“ von 49 Mio. FF Ende 
1979 sofortige Verhandlungen über Öl­
förderungsrechte. Daß die kleinbürger­
lichen Führer der GUNT keine Maß­
nahmen zur Unterstützung der armen 
Bauern und zur Entwicklung des struk­
turschwachen Nordens ergriffen, ver­
tiefte die bestehenden Spaltungslinien.

Seit Aufnahme des bewaffneten 
Kampfes durch die Frolinat 1966 hat­
ten es die französischen Imperialisten 
mehrmals verstanden, die Widersprü­
che in der Front, die Vernachlässigung 
der sozialen Interessen der Bauern zur 
Spaltung im Volk und Herauskaufen 
von Stammesführern zu nutzen. 1975

USA

Seit acht Jahren Lohnsenkungen — 
Gewerkschaften festigen ihre Einheit
Über 40% der Stimmen der US-Ge- 
werkschaftsmitglieder hat Reagan auf 
sich vereinigen können. Dieser Ein­
bruch in die Gewerkschaftsbewegung 
gelang, obwohl Reagan erklärter Ge­
werkschaftsfeind ist und als Gouver­
neur von Kalifornien Tarifrechte für 
Farmarbeiter und Lehrer bekämpfte. 
Er hat angekündigt, mit seinem 
,,Recht auf Arbeit“-Gesetz das Streik­
recht zu unterhöhlen, union shops (Be­
triebe, in denen jeder Gewerkschafts­
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verhelfen sie Malloum gegen die ban­
kerotte Regierung Tombalbaye zur 
Macht, 1978 intervenieren sie zugun­
sten Habres und ermutigen diesen, der 
seine Machtposition nach Errichtung 
der GUNT gefährdet sieht, im März 
1980 zum Putsch. Militärisch schwach 
wegen ihrer geringen Verankerung un­
ter den Bauern ersucht die verbleiben­
de Koalition unter Oueddei Libyen um 
Beistand. Als sich ihr Sieg mithilfe li­
byscher Waffenlieferungen und Mili­
tärberater andeutet, verstärkt die fran­
zösische Regierung ihre Drohgebär­
den. Absichtsvoll und gemeinsam mit 
den US-Imperialisten betriebene Hetze 
gegen den ,,libyschen Expansio- 
nismus“ paart sich mit ,»Verständnis 
für die Sorgen afrikanischer Staats­
chefs“, sofort umgesetzt in die Verle­
gung von Kampfflugzeugen nach Ga­
bun und Infanterie nach Zentralafrika.

Der Krieg der letzten Monate hat ei­
nen Gutteil der gegen den Imperialis­
mus erkämpften Einheit des Tschad 
zerstört. Die französischen Drohungen 
noch nach dem Waffenstillstand sto­
ßen in diese Wunde. Die Friedenskon- 

■ ferenz diese Woche in Lagos wird 
i schwer.

mitglied sein muß) zu verbieten und die 
ohnehin unzureichende Sozialversiche­
rung und die Arbeitsschutzbestimmun­
gen abzubauen. In pto. ,»Patrio­
tismus“ hat Reagan Carter nur wenig 
voraus; dem war es schon 1979 gelun­
gen, den Gewerkschaftsdachverband 
AFL-CIO in einer ,»Nationalen Über­
einkunft“ auf ,»individuelle und kol­
lektive Opfer“ für die „kontinuierliche 
technologische, industrielle und huma­
nitäre Führung“ der USA zu verpflich­

ten. Reagan griff vielmehr geschickt 
die wachsende Ausplünderung durch 
progressive Lohnsteuern und Sozial­
versicherungssteuern (Anstieg 1980: 
0,52% vom Lohn) an, die die Lohn­
senkungen noch beschleunigt hat.

Nach Angaben der US-Gewerk- 
schaften ist seit acht Jahren, seit der 
Krise 1973, die Kaufkraft der Löhne 
ständig gesunken. 1978 fiel nach der 
US-Statistik die Kaufkraft der Netto­
wochenverdienste um 3,1%, 1979 um 
weitere 5,1%, und 1980 ist ein Kauf­
kraftverlust von über 7% gegenüber 
dem Vorjahr zu erwarten. Diese ein­
schneidende Senkung des Lohnstan­
dards und der noch größere Einbruch 
der Gesamtlohnsumme wegen der stei­
genden Arbeitslosigkeit (8,3 Mio.) hat 
die Angehörigen nationaler Minderhei­
ten und ungelernte Arbeiter weiter in 
die Armut gedrückt. Aber auch die Re­
produktion der Facharbeiter und An­
gestellten wurde unterhöhlt, wovon die 
Einbrüche bei den Autokäufen und 
beim Hausbau zeugen. Vor allem von 
ihnen hat Reagan Stimmen gewonnen.

Für etwa 3,7 Mio. Arbeiter und An­
gestellte in Privatbetrieben über 1000 
Beschäftigten wurden 1980 neue Tarif­
verträge abgeschlossen. Sie liegen zu­
meist erheblich unter der Inflationsrate 
von ca. 13% und innerhalb der von der 
Carter-Regierung verkündeten freiwil­
ligen Lohn-Preis-Leitlinien von 
7,5-9,5%. Die Verträge, zu 91% mit 
einer Laufzeit von drei Jahren, haben 
zumeist eine Klausel mit Lohnindexie­
rung an die Preissteigerungsrate.
Wichtige US-Tarifabschlüsse 1980:
• Stahlarbeiter (280000): Ca. 7,65% 
jährlich auf drei Jahre; Lohnindexie­
rung; wegen Stahlkrise entfallen 33 
Cents Lohnanpassung im Mai 80; bei 
Streiks keine 150 $ Jahresbonus;
• Aluminiumarbeiter (40000): Wie^ 
Stahl, jedoch bessere Lohnindexie-' 
rung; bei Werken in „roten Zahlen“ 
können Löhne beschnitten werden;
• Fernmeldewesen (700000): 7% ab 
1.3.80 und 2,5% ab 1.10.80;
• Häfen Atlantik- und Golfküste 
(50000): 1,20 $/Std. jeweils 1980, 1981 
und 1982; durchschnittlich ca. 11%;
• Bauarbeiter (758000): Westküste 
13%, Landesdurchschnitt ca. 10,5%;
• Bundesbehörden (1,4 Mio.): 9,1%;
• Lehrer New York (47000): 7% jähr­
lich bis 1982;
• Kupferarbeiter (60000): nach elf 
Wochen Streik 34% auf drei Jahre;
• Flugzeugbau (100000): Gewerk­
schaften fordern 21% Erhöhung sofort 
und Lohnindexierung; nach mehreren 
Streiks noch kein Abschluß.

Oft waren lange, hartnäckig geführ­
te Streiks gegen das Absinken des 
Lohnstandards notwendig: In elf Wo­
chen Streik setzten 5000 Lehrer in Cle­
veland 10% Lohnerhöhung sofort, 
weitere 4% ab 1.9.80 und jeweils 5% 
mehr im Januar und April 1981 durch. 



Nach einem elftägigen Streik gestand 
die New Yorker U-Bahn den 33000 Be­
schäftigten 9% mehr Lohn 1980 und 
8% 1981 zu. In einem elfwöchigen 
Streik legten 60000 Arbeiter Anfang 
des Jahres zeitweise 70% der US-Raffi- 
neriekapazität lahm; sie setzten 5% 
und 52 Cents mehr für 1980 und weite­
re 10,5% für 1981 durch und einen Teil 
ihrer Forderungen nach höheren So­
zialversicherungsleistungen. 177 Tage 
streikten 35000 Arbeiter bei Interna­
tional Harvester; sie erzwangen die 
Anerkennung des Automobilarbeiter­
tarifs und verhinderten eine Verpflich­
tung zu Überstunden. Nach 2l/zjäh- 
rigem Kampf und mehreren langen 
Streiks errangen die 18000 Arbeiter der 
größten privaten US-Werft in Newport 
News (Ostküste) einen Tarifvertrag 
und Lohnerhöhungen zwischen 12 und 
18%. Durch zehn Wochen Streik setz­
ten Möbelarbeiter in Tennessee (Süd­
staaten) die Anerkennung der Gewerk­
schaft durch sechs Möbelkapitalisten 
und eine Erhöhung ihrer Niedrigstlöh­
ne zwischen 3,50 und 4$ (US-Durch- 
schnitt: 6,74 $) um ca. 10% durch.

Teilweise konnten die US-Monopole 
in den besonders von der Krise getrof­
fenen Industriezweigen den Gewerk­
schaften Abstriche an schon abge­
schlossenen Tarifen abtrotzen: Beim 
Reifenkonzern Uniroyal wurden die 
Löhne um 12- 13% gekürzt. Chrysler 
zahlt entgegen Tarif 1980-1982 je­
weils nur 3% mehr Lohn. In der Stahl­
industrie wurden tarifliche Prämien ge­
strichen, und eine Fluglinie erhöhte das 
Rentenalter von 60 auf 65 Jahre.

1981 stehen mit. Ausnahme der 
170000 Bergarbeiter keine großen Ta­
rifabschlüsse an. Bei geschätzter zwei­
stelliger Inflationsrate ist ein weiteres 
Absinken des Lohnstandards zu erwar­
ten, zumal bei Tarifen mit dreijähriger 
Laufzeit die Erhöhung im ersten Jahr 
am größten ist. Die Lohnindexierung 
mit viertel- oder jährlicher Anpassung 
an die Preissteigerung kann die Verlu­
ste nicht wettmachen: 1979 betrug die 
sich daraus ergebende Lohnerhöhung 
gerade die Hälfte der Inflationsrate.

Die Schwäche der Gewerkschaften 
hat es den US-Kapitalen ermöglicht, 
die brutale Senkung des Lohnstan­
dards durchzusetzen und damit gegen­
über ihren imperialistischen Konkur­
renten erheblich aufzuholen. Zwar 
konnten die Gewerkschaften beson­
ders im öffentlichen Dienst, wo inzwi­
schen 42% gewerkschaftlich organi­
siert sind, und im Sektor Handel/- 
Dienstleistungen Millionen neue Mit­
glieder gewinnen. Aber die gewerk­
schaftliche Organisierung - heute ca. 
22 Mio. - hat nicht Schritt gehalten 
mit der Ausdehnung des Arbeiterhee­
res in den USA um 25% seit 1960 auf 
heute 104,5 Millionen. Die Gliederung 
der USA in äußerst unterschiedliche 

Wirtschaftsräume und Arbeitsmärkte, 
die Nationalitätenspaltung und ge­
werkschaftsfeindliche Gesetzgebung in 
über 20 Bundesstaaten gerade im Son­
nengürtel, wo die US-Monopole ihre 
,,Zukunfts“industrien konzentrieren, 
haben den Aufbau der Gewerkschaf­
ten im ganzen Land erschwert. Nur et­
wa 30% aller lohnabhängig Beschäftig­
ten werden von Tarifverträgen erfaßt. 
Für wenige Industrien - z.B. Stahl- 
und Autoindustrie, Kohlebergbau - 
gibt es Branchentarife, durch tausende 
Werkstarife ergänzt. Zudem verhan­
deln meist mehrere Gewerkschaften 
mit demselben Kapitalisten.

Nach der Wahl Reagans haben die 
US-Gewerkschaften ihre Anstrengun­
gen zum Zusammenschluß beschleu­
nigt. Die Gewerkschaften der Automo­
bilarbeiter (UAW), der Bergarbeiter 
(UMW) und der Transport- und La­
gerarbeiter (Teamsters) wollen wieder 
dem Dachverband AFL-CIO beitreten. 
In verschiedenen Branchen wird über 
die Schaffung von Branchengewerk­
schaften verhandelt.

Belgien
Regierung verlangt Voll­
macht für Lohnsenkung

Der belgische Gewerkschaftsbund 
ABVV/FGTB ließ auf seinem außeror­
dentlichen Kongreß am 2.10. keine 
Zweifel aufkommen: „Der Kongreß 
sagt Nein!“ Nein zum Programm der 
Regierung Martens, das Tarifrecht auf 
zwei Jahre einzufrieren, Lohnerhö­
hungen über die „Preisanpassung“ 
hinaus zu verbieten, die (teilweise) An­
passung des Lohnsteuertarifs an die In­
flation außer Kraft zu setzen, das Ar­
beitslosengeld und andere Sozialversi­
cherungszahlungen zu kürzen, die 
lohnabhängigen verheirateten Frauen 
unter bestimmten Bedingungen ganz 
aus der Arbeitslosenversicherung her­
auszuwerfen, um so den Staatshaus­
halt zu „sanieren“. Die Delegierten, 
die mit klarem Auftrag von örtlichen 
Mitgliederversammlungen des
ABVV/FGTB oder seiner Einzelge­
werkschaften gekommen waren, for­
derten ein Aktionsprogramm und die 
Festigung der ,,Gemeinsamen Gewerk­
schaftsfront“ mit dem Christlichen 
Gewerkschaftsbund.

Bis Ende 1980 wird die Staatsschuld 
auf ca. 125 Mrd. DM, das sind 12665 
DM pro Kopf der Bevölkerung, ange­
wachsen sein. Das Finanzkapital ver­
langt seinen Tribut: über 32 Mrd. DM 
an Zins-und Tilgungszahlungen 1981. 
Da Anfang Januar mehrere neue Tarif­
verträge in Kraft treten, will Martens 
jetzt vom Parlament die Vollmacht, 
sein Programm sofort und ohne alle 
Abstriche durchführen zu können.

Großbritannien
Thatcher: Nach 6% 
jetzt Lohnpause

Der staatliche britische Stahlkonzern 
British Steel Corporation will kein 
Lohnangebot vorlegen, sondern for­
dert von den Gewerkschaften die Ver­
legung des Tarifabschluß-Datums vom 
1. Januar auf den 1. Juni. Dieses 0-An- 
gebot überbrachte BSC-Vorsitzender 
Mac Gregor in der letzten Woche den 
Gewerkschaften.

British Steel gehört zum sogenann­
ten „öffentlichen Bereich“ aus öffent­
lichem Dienst und staatlichen Betrie­
ben. Die Regierung Thatcher hatte den 
Kapitalisten vor Beginn dieser Tarif­
verhandlungen bindende Zusagen ge­
macht, daß die Lohnerhöhungen im 
öffentlichen Bereich - bei einer Infla­
tionsrate von über 16% - unter 10% 
bleiben würden.

Britischer Stahlarbeiterstreik 1980

Für den öffentlichen Dienst selbst 
stellte sie eine Lohnbegrenzung von 
6% auf. Diese wurde zwei Wochen 
nach ihrer feierlichen Bekanntgabe im 
Parlament von den Feuerwehrleuten 
durchbrochen, die eine Erhöhung von 
13% jetzt und weiteren 5,8% im April 
durchsetzten. Und bei den staatlichen 
Großbetrieben erreichten die Bergleute 
eine Grundlohnerhöhung von 9,8%, 
die sich mit 13% auf den tatsächlichen 
Lohn auswirken wird.

Schon im letzten Jahr hatte die Re­
gierung Thatcher versucht, mit dem 
1 %-Angebot die Stahlarbeiter vernich­
tend zu schlagen. Die besonders schar­
fen Auswirkungen der Krise auf BSC 
und die erklärte Unterstützung der Ge­
werkschaften für Arbeitsplatzerhal­
tung ließen damals die Stahlarbeiter als 
leichtes Opfer erscheinen. Sie antwor­
teten mit einem Streik, der mit einer 
Teilniederlage endete. Wenn die Regie­
rung die Lohnpause den Stahlarbeitern 
jetzt aufzwingen kann, hat sie wieder 
bessere Aussichten auf die geplanten 
niedrigen Abschlüsse im „öffentlichen 
Bereich.“
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Argentinien

Ruin der nationalen Wirtschaft - die Imperialisten 
diktieren der Militärjunta das Programm

Die Textilindustrie, einer der ältesten Industriezweige Argentiniens, wurde zuerst 
ruiniert.

Die Imperialisten betreiben über die 
Militärjunta die völlige Ruinierung der 
nationalen Wirtschaft Argentiniens. 
Die Junta war 1976 angetreten mit ei­
nem Wirtschaftsprogramm - diktiert 
vom IWF (Internationaler Währungs­
fond) - , das Land den Imperialisten 
für Waren und Kapital zu öffnen und 
die Arbeiterbewegung brutal zu unter­
drücken.

„Wir sind in den allgemeinen Fehler 
in unserer Industrietheorie verfallen, 
daß wir einfach alles selber produzie­
ren wollen .. .“. So erklärte der Wirt­
schaftsminister Martinez de Hoz, Mit­
glied der Großgrundbesitzeroligarchie, 
am 3.12.80 die neuesten Einfuhr- und 
Investitionserleichterungen. Für 20% 
der Montageteile für landwirtschaftli­
che Maschinen und Kraftfahrzeuge 
z.B. wurde der Zoll ganz beseitigt, 
ebenso für alle Halbwaren und Roh­
stoffe, die nicht oder nicht mehr im 
Lande hergestellt werden, sowie für 
Traktoren bis zu 35 und über 140 PS. 
Die Zollreform, die schrittweise jährli­

In einer der jüngsten Vereinbarungen mußte die argentinische Militärjunta den 
BRD-Imperialisten zusichern, daß die gewerblichen Lehrlinge auch deutsch ler­
nen. Bild: Lehrlinge bei Mercedes Benzin Brasilien. In Brasilien und Argentinien 
will Mercedes die Produktion ausdehnen.

che Senkung aller Zölle vorsieht, soll 
beschleunigt werden. Als Folge dieser 
Öffnung des Marktes ist der Import in 
diesem Jahr um 70% gestiegen. So ha­
ben die Imperialisten - Hauptliefe­
ranten sind die USA und BRD - Ar­
gentinien in die negative Handelsbilanz 
getrieben. Die Auslandsverschuldung 
ohne Zinsen lag Ende 1979 schon bei 
20 Mrd. $. Ganze Branchen wurden li­
quidiert. Von den 2000 Zulieferbetrie­
ben für die Kraftfahrzeugindustrie z.B. 
sind 400 verschwunden. Die drei größ­
ten Hersteller von Erntemaschinen 
schließen. Sie haben 75% des Marktes 
beliefert. Die Landwirtschaft, der 
größte Sektor der argentinischen Pro­
duktion, ist so völlig von ausländi­
schen Lieferungen abhängig.

Die immer noch hohe Inflalionsrate 
in Argentinien von 88% (1976 500%) 
begünstigt zusätzlich die Beseitigung 
argentinischer Industrie. Die angekop­
pelten Zinssätze machen inländische 
Investitionen fast unmöglich und trei­
ben bestehende Inlandsverschuldung 
rasch zur Zahlungsunfähigkeit auch 

großer Betriebe und nachfolgend der 
kreditgebenden Banken. Die imperiali­
stischen Pleitegeier „sanieren“, indem 
sie, wo es ihnen paßt, investieren.

Sie haben inzwischen die Produk­
tionsstruktur entsprechend ihrer Inter­
essen auf Rohstoffproduktion und In­
frastruktur verschoben. Bis 1962 wa­
ren nur 146 Mio. $ ausländischen Kapi­
tals in Argentinien, bis 1969 kamen 
weitere 146 Mio. $ hinzu. 1976 betrug 
die Summe 3,5 Mrd. $ (39,7% davon 
aus den USA) von 1693 Investoren in 
1456 Unternehmen auf zahlreiche 
Branchen verteilt und weit gestreut, 
nichts davon in staatlichen Betrieben. 
Dies war Ergebnis der peronistischen' 
Gesetzgebung, die die nationale Bour­
geoisie in den Jahren nach 1946 zum 
Schutz vor dem Eindringen der Impe­
rialisten errichtet hat. Inzwischen sind 
5,5-6 Mrd. $ ausländisches Kapital in 
Argentinien. Das neu hinzugekomme­
ne konzentriert sich auf den Erdöl- 
und Erdgassektor (31%), Bergbau 
(17%), KFZ-Industrie (12%), Banken 
und Finanzierungsgesellschaften (8%). 
Die BRD steht hinter den USA und 
Niederlande an dritter Stelle.

Im Juli dieses Jahres hat die Militär­
junta neue Wirtschaftsmaßnahmen zur 
Begünstigung ausländischen Kapitals 
beschlossen. Das 80 Jahre alte Berg­
baugesetz, das die Bodenschätze zum 
nationalen Eigentum erklärte, wurde 
ersetzt durch ein Bergbaugesetz, das 
den Imperialisten Steuervergünstigun­
gen für Bergbau-Investitionen zusagt. 
Rückvergütung der Gewinnsteuer 10- 
30% gibt es für Investitionen in der 
Landwirtschaft. Der Aktienmarkt ist 
geöffnet, bis 20% Anteile können aus­
ländische Kapitalisten erwerben. Öf­
fentliche Einrichtungen, wie das Ge­
sundheitswesen und das Verkehrswe­
sen, z.B. die U-Bahn in Buenos Aires 
und der Ausbau der Häfen, wird ange­
boten. Die Mindestlaufzeit für Aus­
landskredite von 360 Tagen ist abge­
schafft und wegen des Zinsgefälles 
tummeln sich jetzt Spekulanten. Das 
alte Antimonopolgesetz aus dem Jahre 
1946 haben die Militärs durch das sog. 
Wettbewerbsschutzgesetz ersetzt, um 
staatliche Planung auszuschalten. So 
konnte Bayer Leverkusen mit 25 Mio. 
$ als Teil seines umfangreichen Investi­
tionsplanes für Argentinien, ein Werk 
für die Herstellung von Natriumdi­
chromat errichten, ein Produkt, das 
für die Gerberei gebraucht wird, und 
die Kapazität so auslegen, daß der 
Landesbedarf auf lange Sicht gedeckt 
wird. Die Strom- und Gaspreise für die 
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Industrie, die nach bisherigem Gesetz 
höher sind als für die privaten Haus­
halte, werden im Rahmen der neuen 
Wirtschaftsmaßnahmen höchstens 
2,5% monatlich angehoben, (im Au­
gust 8u 7,5% für die Haushalte) Sog. 
elektrointensive Betriebe erhallen billi­
geres Heizöl oder Sondervergütungen.

Für das Jahr 1980 hat die Militärjun­
ta den Mindestlohn auf 260 DM festge­
setzt. Seit dem 1.9.1979 sind die Lohn­
zulagen zwar nicht mehr auf 75% der 
Mindest loh nsummc eines Betriebes be­
schränkt, aber mindestens 50% der 
freiwilligen Zulagen müssen an Klau­
seln gebunden sein, die eine Produkt i- 
vitäts- und Produktionssteigerung er­
bringen. Durch die Inflation ist der Re­
allohn um 30- 50% gesenkt, der Hun­
ger soll zur Akkordarbeit treiben, die 
durch jahrzehntelange peronisiische 
Gewcrkschaflspolilik praktisch besei­
tigt war. Im August hat die Militärjun­
ta die ,,Reform der Sozialversiche­
rung“ eingelcitei. Sie wollen sie den 
Gewerkschaften, die sie seit Anfang 
dieses Jahrhunderts verwalten, entzie­
hen und einem Sozialversicherungsin- 
siitui übergeben. Ab 1.10.1980 wird 
den Kapitalisten die Zahlung an die 
Rentenversicherung von 15% der 
Lohnsumme erlassen. Sie brauchen 
auch nicht mehr die 5% der Lohnsum­
mc an den Nationalen Wohnungsbau­
fonds abführen. Die Staatskasse über­
nimmt diese Kosten und kassiert dafür 
höhere Mehrwertsteuern ab 1.1.81. 
Der Mehrwcrtsicuersaiz soll von 16 aut 
20% steigen mit Ausnahme von Le­
bensmitteln und Medikamenten, wo er 
bei 10% bleibt. Seil der Machtüber­
nahme der Militärjunta 1976 stehen die 
Gewerkschaften unter Zwangsvcrwal- 
tung, Streiks und jegliche politische 
Tätigkeit sind verboten, Verhaltungen 
von Gewerkschaftsmitgliedern sind an 
der Tagesordnung. Jetzt soll den Ge­
werkschaften das Recht auf Beilragser- 
hebung entzogen werden.

Die nationale Bourgeoisie fängt an, 
sich zu wehren. 1000 Kapitalisten ha­
ben im Oktober die ,,totale Umkehr 
gefordert. Die Imperialisten machen 
sich darüber lustig, weil die Großindu­
striellen und die Großgrundbesitzer 
auf ihrer Seite stehen. Diese Feinde 
haue die nationale Bourgeoisie unter 
Peron geschont und vor den Angriffen 
der Arbeiter und Bauern geschützt. 
Die Arbeiterbewegung, mit dem wahr­
scheinlich auch heute noch höchsten 
gewerkschaftlichen Organisationsgrad 
überhaupt, fürchten die Imperialisten, 
hat die Erfahrungen aus den Klassen­
kämpfen nicht vergessen. Streiks der 
Arbeiter finden fast jeden Monat stau, 
am häufigsten in der Autoindustrie 
oder im Hafen. Trotz Verbot wird die 
Neugründung der peronistischen Ge­
werkschaft verhandelt. Jüngere Offi­
ziere sympathisieren mit der antiimpe­
rialistischen Bewegung.

Arabische Welt
Krieg am Golf löst 
neue Spaltung aus

Nur die Hälfte der insgesamt 160 Mio. 
Einwohner arabischer Staaten war auf 
der jüngsten arabischen Gipfelkonfe­
renz in Amman vertreten. Ägypten, in 
dem allein ein Viertel aller Araber le­
ben, ist nach dem Separatfrieden mit 
Israel aus der Arabischen Liga ausge­
schlossen worden. Die Lander der 
,,Standhafiigkeiisfroni“ (Syrien, Al­
gerien, Libyen, VDR Jemen und PLO) 
und der Libanon blieben wegen des 
Kriegs zwischen Iran und Irak der 
Konferenz fern. Durch die fortgesetzte 
Bedrohung der Souveränität der Golf­
staaten haben die Supermächte eine 
Lage geschaffen, in der begrenzte Wi­
dersprüche zum Krieg führen konnten. 
Jetzt treibt der Krieg einzelne arabische 
Staaten in verstärkte Abhängigkeit. So

US-KriegsschilT wird vor dem Auslau­
fen in den Indik mit Panzern beladen.

hat sich Saudi-Arabien veranlaßt gese­
hen, zur Überwachung seines Luft­
raums amerikanische AWACS-Flug- 
zcuge anzufordern. Breschnew konnte 
frohlocken, daß mit Syrien erstmals 
ein Land der Drillen Welt von sich aus 
die Initiative zu einem Freundschafts­
vertrag mit den Sozial Imperialist en er­
griffen habe.

Aber die jetzt eingetretene Spaltung 
bedeutet nicht, daß jede Supermacht 
ein ,,Lager“ unter ihrer Hegemonie 
hätte sammeln können. Die inneren 
Ursachen der Spaltung entspringen 
zum Teil gerade dem „Panarabis­
mus“, der das Bewußtsein der arabi­
schen Völker von ihren gemeinsamen 
nationalen Interessen gegen den Impe­
rialismus ausdrückt. In vielen arabi­
schen Staaten hat die Bourgeoisie die 
Führung der antiimperialistischen Be­
wegung inne und regiert gestützt dar­
auf. Da die Politik der einzelnen Bour­
geoisien aber immer auch von Konkur- 
rcnzintcics>en gegenüber den anderen

arabischen Staaten bestimmt ist, wird 
der Panarabismus leicht zum Vorwand 
für Einmischung in Angelegenheiten 
der Nachbarstaaten. So wechseln oft 
überstürzte Vereinigungsversuche mit 
heftigen Spannungen ab, wie zwischen 
Irak und Syrien, wo zwei Flügel dersel­
ben bürgerlich-nationalistischen
Baath-Partei regieren. Ein Grund, den 
Panarabismus, der vor allem eine 
machtvolle revolutionäre Strömung 
der arabischen Massen ist, zu bekämp­
fen, ist das nicht. Sondern nur ein Be­
leg daf ür, daß die Ziele der arabischen 
Naiinu nicht unter bürgerlicher Füh­
rung erreicht werden können.

OPEC-Konferenz,
Gemeinsame Preispoli­
tik stärkt die OPEC

B hätten eine Schlacht verloren, be­
klagte das ZDF den Beschluß der 
OPEC-Konferenz auf Bali, den Ölpreis 
um durchschnittlich 9,5% anzuheben. 
Die Finanzbourgeois der imperialisti­
schen Länder hauen darauf spekuliert, 
daß aufgrund der von ihnen geschür­
ten Widersprüche zwischen den 
OPEC-Ländern und besonders durch 
den Krieg Iran/Irak die OPEC gelähmt 
sei. Tatsächlich war wegen des Krieges 
das OPEC-Treffen dreimal vertagt 
worden. Bei ihrem letzten Treffen im 
September erzielten die OPEC-Ölmini- 
ster keine Einigung über die Preispoli­
tik und die vorgcschlagene Produk­
tionsdrosselung zur Schonung der na­
tionalen Ressourcen.

Aber das Imperialistenkalkül, durch 
Spaltung der OPEC die Rohölpreise zu 
drücken, ging nicht auf. Die OPEC- 
Länder fanden zu der Einigung, nach­
dem Saudi-Arabien, seil dem Krieg 
Iran/Irak mit 43,5% der Förderung 
dominierender OPEC-Produzent, 
noch vor der Konferenz eine Preiser­
höhung um 2 $/Barrel auf 32 $ ange- 
kündigt hatte. Algerien, Libyen und 
Nigeria, die höherwertiges Öl produ­
zieren, erhöhen ihre Preise um 4 S auf 
41 $. Die 9,5%-Erhöhung gleicht gera­
de die Verluste der OPEC-Länder 
durch Preissteigerungen für Industrie­
güter und durch Währungsschwankun­
gen aus. Die afrikanischen OPEC-Mit- 
glieder haben große Öllieferungen zu 
Vorzugspreisen an afrikanische Länder 
beschlossen, um deren wirtschaftliche 
Schwierigkeiten zu mildern.

Noch immer ist Rohöl gegenüber an­
deren Energieträgern so billig, daß die 
Imperialisten fette Steuern aufschlagen 
können. Die BRD-lmperialisten kau­
fen seit Jahren wegen der DollarabWer­
tung das Öl besonders billig - Öl wird 
in S gehandelt. Daran ändert auch die 
jetzige Dollaraufwertung nur wenig.
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Kirchen
„Der Messias“ - eine Comic-Serie 
zum Neuen Testament

Die evangelischen und katholi­
schen Bibelwerke der BRD, die 
katholischen Bibelwerke und 
die evangelischen Bibelgesell­
schaften Österreichs und der 
Schweiz als gemeinsame Her­
ausgeber haben mit einer Erst­
auflage von 50000 Exemplaren 
das erste Heft einer zehnteili­
gen Comic-Reihe auf den 
Markt gebracht (Preis des Ein­
zelheftes: 4,80 DM):

,,Unser definitives Ziel ist, 
dem jungen Menschen die Per­

son Jesu, seine Lehre, sein 
Werk nahezubringen und in 
ihm Glauben zu wecken“ (aus 
der Presseerklärung der Hei 
ausgeber vom 29. Oktober). 
Mil Hilfe der ,,Faszination des 
Mediums Comic“ wollen die 
Kirchen einen ,,neuartigen“ 
Versuch starten, Kinder und 
Jugendliche für ihre reaktionä­
re Ideologie zu gewinnen.

„Comics . . . ein Massenpro­
dukt, das regelmäßig Absatz 
bei Kindern und Jugendlichen 
findet wie die Bildzeitung bei 
Erwachsenen“ (Ver 1 ags m i Hei­
lungen).

Mit Comic-Elementen ä la 
' Asterix mehr schlecht als recht 
; gewürzt, sollen dem Leser „die 

Worte und Taten Jesu (im Co­
mic „Jeschi“ genannt) ... so 
nahegebrachl werden, daß er 

, ihre bleibende Bedeutung ver­
stehen kann“ (Religionspäda- 
gogik-Piofessor Scholl). Was 
da den Kirchen von bleibender 
Bedeutung ist, läßt sich dann 
auch nicht übersehen. Johan­
nes der Täufer predigt die ak­
tuelle Losung „Den Gürtel en-

DER

MESSIAS
1

Jeschi erregt Aufsehen

Deutsche &belstiftung Stuttgart ’

gcr schnallen!“ („FdH“ soll 
heißen: Friß die Hälfte.)

Und die Lösung auf die Fra­
ge des notwendigen Kampfes 
gegen Ausbeutung und Unter­
drückung (siehe Bild oben) 
wird zu beantworten versucht 
mit der ebenfalls sehr aktuellen 
christlichen „Menschenliebe“. 
Was ist daran „neuartig“?

Abgrundtief 
„vergnüglich“

Der Film „Die unglaubliche 
Reise in einem verrückten 
Flugzeug“ ist eine Parodie auf 
die sogenannten Katastro­
phenfilme. Die dramatische 
Handlung - zahlreiche Passa­
giere und die gesamte Cockpit- 
Mannschaft eines Jumbo er­
kranken an Fischvergiftung, 
ein (nicht) zufällig als Passa­
gier mit reisender ehemaliger 
Kampfflieger bringt trotz 
Flugneurose alles heil herunter 
- ist direkt dem Film „714 
antwortet nicht“ entnommen, 
reicht im übrigen aber nicht 
für zwei Stunden und wird 
häufig durch dem eigentlichen 
Geschehen fremde Rückblen­
den u.ä. verlängert. Die 
„Zeit“ empfiehlt den Film als 
„ungemein vergnüglich“. 
Wahr ist, viele Szenen, vorder­
gründig die ins Groteske gezo 
genen gängigen Klischees US 
amerikanischer Kinohits (vor 
„Verdammt in alle Ewigkeit“ 
über John-Wayne-Western bis 
zu John Travoltas „Saturday 
Night Fever“), reizen zum La­
chen. Aber „vergnüglich“? 
Nach rund 1'/» Stunden bleibt 
den meisten Zuschauern das 
Lachen im Hals stecken. Die 
meisten Gags sind ungefähr so 
komisch, wie es „komisch“ 
ist, wenn jemand auf Glatteis 
ausrutscht und sich das Steiß­
bein bricht; so etwa, wenn eine 
in Panik geratene Frau von 
den Mitpassagieren der Reihe 
nach „beruhigt“, d.h. kräftig 
durchgcprügcll wird. Der Film 
spielt, auch als Katastrophen- 
Parodie, auf Ängste an und 
„bewältigt“ sie, indem er an 
die Schadenfreude, eine der 
unangenehmsten G e f ü h 1 s re-
gungen, appelliert.

Christus kam nur 
bis Eboli

Der antifaschistische Turiner 
Maler Carlo Levi war 1935/36 
in ein abgelegenes Bergdorf im 
süditalienischen Lukanien ver­
bannt , in der Nähe des jetzigen 
Erdbebengebietes. Im bewaff­
neten Befreiungskampf gegen 
die deutsche Besetzung hat er 
neun Jahre später seine Erfah­
rungen aufgeschrieben. Das 
Buch fand gleich nach dem 
Krieg, als die Bauern des Sü­
dens große Kämpfe für Agrar­
reform führten, weite Verbrei­
tung. Die Verfilmung des der 
PC I nahestehenden Regisseurs 
Rosi ist jetzt auch in der BRD 
zu sehen.

Der Titel, der ein religiöses 
Buch erwarten läßt, täuscht. 
Levi berichtet, wie er hinter 
dem Anschein der puren Rück­
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schrittlichkeit die Unterdrük- 
kung der süditalienischen Bau­
ernmassen durch Großgrund­
besitzer, Bourgeois und Staat 
entdeckt. Er schildert, wie sich 
die Bauern über Jahrhunderte 
gegen wechselnde fremde Her­
ren ihre eigene Kultur bewahrt 
haben.

Herausgekommen ist eine 
ziemlich genaue Beschreibung 
der Klassenverhältnisse auf 
dem Dorf. Zunächst die Bau­
ern. Auf winzigen Stückchen 
Land ringen sie, geplündert 
von Pachteinnehmer und Steu­
ereinzieher, dem verkarsteten 
Boden ein kümmerliches Aus­
kommen ab. Dem Kolonial­
krieg gegen Äthiopien stehen 
sie mißtrauisch bis feindselig 
gegenüber. Die Helden ihrer 
Erinnerung sind die Straßen­
räuber des 19. Jahrhundert. 
Auf der anderen Seite die 
Dorfbourgeoisie: der Lehrer 
(und faschistische Bürgermei­
ster); der versoffene Pfarrer, 
der die Bauern in der Weih­
nachtspredigt an das geschul­
dete Zicklein erinnert; die Ärz­
te, die nicht kommen, wenn sie 
in ein Bauernhaus gerufen 
werden.

Von der Präzision des unbe­
dingt lesenswerten Buchs ist im 
Film einiges verlorengegangen. 
Unschärfe in der Beschreibung 
der Produktionsverhältnisse 
läßt an manchen Stellen das 
Elend malerisch erscheinen. 
Trotzdem, auch im Kino er­
fährt man eine Menge über die 
Lage der süditalienischen Mas­
sen, an der sich seit 1935 sehr 
viel nicht geändert hat.
Carlo Levi, Christus kam nur bis Eboli, 
Europa-Verlag, Wien, 23,80 DM

Kolonialgeschichte als 
Heldenepos der Zulus 

In der Reihe Fantasy-Classics 
hat der Heyne-Verlag mit der 
deutschsprachigen Herausgabe 
von Romanen Henry Rider 
Haggards (1865 - 1925) begon­
nen. Haggard war Kolonialbe­

amter in Azania zur Zeit des 
britischen Einfalls in Natal. -

„Nada die Lilie* * ist in der 
Form eines afrikanischen Hel­
denepos geschrieben. Es han­
delt von Chaka, dem Gründer 
des Zulureiches, Mopo, sei­
nem Medizinmann, Umslopo- 
gaan, dem Sohn Chakas und 
der Schwester Mopos. Der Me­
dizinmann bewahrt ihn davor, 
wie alle neugeborenen Kinder 
Chakas getötet zu werden, weil 
Chaka zukünftige Rivalen 
fürchtet. Mopo zieht Umslo- 
pogaan zusammen mit seiner 
eigenen Tochter Nada groß. 
Mopo, der zugleich als Erzäh­
ler fungiert, knüpft mit stoi­
scher Gelassenheit die Fäden 
des unabwendbaren Schick­
sals. Er veranlaßt die Ermor­
dung Chakas durch dessen 
Brüder, bringt Dingaan, einen 
Bruder Chakas, zur Macht 
und greift schließlich zur Intri­
ge mit den Kolonialisten, um 
Dingaan zu beseitigen und sei­
ne Tochter Nada zu rächen.

Die Gründe für Bräuche, Ri­
ten und Kriegsführung der Zu­
lus, von denen Haggard durch­
aus Eindrücke vermittelt, ver­
legt er in die Willkür der han­
delnden Hauptpersonen oder 
in dunkle mythische Vorstel­
lungen.

Unter Chaka hatten die Zu­
lus stehende Heere in Kompa­
niegliederung eingeführt. Sie 
ersetzten den Wurfspeer durch 
einen nahkampfgeeigneten 
Kurzspeer und fügten briti­
schen Kolonialtruppen Nieder­
lagen in offener Feldschlacht 
zu. Zur Erhöhung ihrer militä­
rischen Beweglichkeit kämpf­
ten sie ohne Sandalen, und da­
zu waren militärische Abhär­
tungsübungen notwendig. Bei 
Haggard wird daraus die Er­
zählung von Dingaan, der gan­
ze Kompanien in ein loderndes 
Feuer treibt, um einem Missio­
nar zu zeigen, wie er das Feuer 
der christlichen Hölle zu lö­
schen gedenkt.

Die Herausgabe des Romans 
„Nada die Lilie“ setzt auf das 
Interesse an fremden Gesell­
schaften und Kulturen. Und 
tatsächlich kann die Lektüre 
des Buches den Wunsch ent­
wickeln, genauer zu wissen, 
was erfunden und was wahr 
ist. Verlogen ist die Darstel­
lung Haggards, insofern sie 
vorgibt, diesen Wunsch zu er­
füllen. Propagiert wird die re­
aktionäre Ideologie, der 
Zweck der kolonialen Erobe­
rungen sei die Befriedung sich 
blutig befehdender Stämme 
gewesen.

Naturkatastrophe
Die Hamburger Sturmflut 
1962: Schmidts Katastrophe

nur 5,40 m über NN und weniger. Unter direkter Aufsicht der 
Baubehörde^waren Deiche und Dämme unter 5 m über NN. „Die 
Wasserstandshöhe der Sturmflut vom 17. Februar 1962 betrug 
am Pegel Hamburg-St.Pauli 5,70 m über NN. An windgefährde­
ten Stellen kommt noch ein Zuschlag für den Wellenauflauf hin­
zu. Eine Deichsicherheit war damit nicht mehr gegeben. Die Zer­
störung der Deiche und Dämme begann bei dem herrschenden 
Sturm an der Innenböschung durch Überschwappen und Über­
lauf.“ (Senatsbericht) Das Wasser lief einfach über die Deiche 
und spülte sie von innen weg. Der durchschnittliche Wasserstand 
der Nordsee ist seit 1825 um etwa 40 cm gestiegen. Damit hätte ei­
ne Sicherheitshöhe bei wenigstens 6,20 m über NN liegen müssen.

Die gleichen Vernachlässigungen beim Warnen der Bevölke­
rung. Schon am frühen Morgen hatte das Seewetteramt die Be­
hörden über die Entwicklung eines schweren Sturms gewarnt. Die 
Meldung um 17.25 Uhr am 16.2. lautete: „Gefahr schweren 
Sturms, Stärke 10-12 aus Nordwest; auch nachts anhaltend.“ Um 
11 Uhr erfolgte bereits die Warnung einer „sehr schweren Sturm­
flut“ für die Nacht mit einem Wasserstand bis 2,5 m über dem 
mittleren Hochwasser (MThw). Um 20.00 Uhr erfolgte eine War­
nung an alle Behörden mit einer Wasserstandsmeldung von 3,5 m 
über MThw. Um 21.45 wurde der Wasserstand auf 3,5 m über 
MThw vorausgesagt. Bemerkt wurde das außerordentlich schnel­
le und starke Auflaufen der Nachtflut. Der Höchststand betrug 
dann 4,07 m übei MThw.

Die Sturmflut im Februar 1962 kostete 315 Menschen das Leben. 
Ein Orkan mit Sturmböen bis 150 km/h drückte über 12 Stunden 
vor Hochwasser direkt in die Elbemündung. An mehr als 60 Stel­
len brachen in Hamburg die Deiche. Verantwortungslose Ver­
nachlässigungen des Staates waren die Ursache.

Der Deichbau steht unter Aufsicht der Baubehörde. Die Min­
destdeichhöhe richtet sich nach der vordem höchsten Sturmflut 
von 1825. Der Wasserstand hatte damals 5,20 m über NN betra­
gen. Mit einer Sicherheit von 0,60 m berechnet sich daraus eine 
Mindestdeichhöhe von 5,80 m über NN. Diese Sollhöhe hatten 
viele Deiche nicht. So hatte bereits 1953 ein Nachmessen der Dei­
che nach der Sturmflut in Holland ergeben, daß viele Deiche 
durch Setzen des Erdkörpers und Nachgeben des Untergrundes 
an Höhe verloren hatten. Einige Deiche wurden beim Hafenbau 
und beim Bau von Verkehrswegen ganz beseitigt und durch nied­
rigere Dämme aus schlechtem Sand ersetzt. In den Gebieten, wo 
die Katastrophe dann am schlimmsten war, waren Deiche von
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Trotz dieser Warnungen und des Zustandes der Deiche wurde 
die Bevölkerung der gefährdeten Gebiete fast gar nicht gewarnt, 
geschweige denn evakuiert. Behörden, Polizei und Feuerwehr 
waren nicht mit der Sicherung der Deiche befaßt, sondern mit der 
Abwehr von Sturmschäden. Der Senatsbericht hierzu: „Erst um 
Mitternacht setzte sich aufgrund der Wetter- und Wasserstands­
vorhersage, der ersten Meldungen über Deichüberflutungen bei 
der Baubehörde, der Polizeibehörde und der Feuerwehr die Er­
kenntnis durch, daß das eigentliche Gefahrenmoment in der 
Sturmflut lag. Es dauerte aber noch bis zwei Uhr morgens, bis 
klar wurde, daß es sich um eine Katastrophe von riesigen Ausma­
ßen handeln müsse.“

Erst am Tag begannen Rettungsmaßnahmen. Helmut Schmidt 
setzte die Bundeswehr ein. Unter seiner Leitung wurden die Be­
hörden und Organisationen neu geordnet und für Katastrophen- 
und Notstandsfälle ausgerichtet. Was ihm den Ruf eines Organi­
sators einbrachte, war in Wirklichkeit ein völliges Versagen des 
Staates.

Bayern

Ein ungeahndeter 
Verfassungsbruch ?
Ein parlamentarischer Antrag auf Ministerklage - schwerstes 
Geschütz bürgerlichen Parlamentarismus gegen rechtswidrig han­
delnde Minister - war angedroht, aber die bayerische SPD 
scheint einen „staatsmännischen Rückzieher“ vorzubereiten. 
Der Fall:

Ein bürgerlicher Politiker will eine Wahlrede halten. 15000 
Menschen, darunter Gegendemonstranten mit Transparenten, 
warten. Der bürgerliche Politiker läßt den Polizeieinsatzleiter an­
treten und verlangt die Entfernung der Gegendemonstranten. 
Der, Parteigenosse des Redners, weigert sich unter Hinweis auf 
die „fehlende Rechtsgrundlage“. Da kehrt der bürgerliche Politi­
ker sein Amt heraus und erklärt unter den Beleidigungsparagra­
phen strapazierenden Schimpftiraden den Einsalzleiter mehrfach 
für abgesetzt.

Darf er das? - Und wenn „Er“ es ist, Strauß, der bayerische 
Ministerpräsident höchstselbst? - Die bayerische Verfassung je­

denfalls verbietet das. Nach deren Art. 51 führt jeder Staatsmini­
ster seinen Geschäftsbereich selbständig und eigenverantwortlich 
gegenüber dem Landtag. Die Absetzung des Münchner Polizeivi­
zepräsidenten Wolf durfte nur Innenminister Tandler verfügen. 
Die Bourgeoisie nennt dies das Ressortprinzip und ist selbst für 
seine Einhaltung und die Verantwortlichkeit der einzelnen Mini­
ster gegenüber dem Parlament bis hin zur Möglichkeit, sie vor ei­
nem Staatsgerichtshof anzuklagen, gegen den Feudaladel auf die 
Barrikaden gegangen. Deutsche Verfassungen des 19. Jahrhun­
derts enthalten entsprechende Vorschriften, sofern nicht das 
Paktieren der Bourgeoisie mit Monarchie und Junkertum gegen 
den beginnenden Zusammenschluß des Proletariats schon begon­
nen hatte. So enthält die Reichsverfassung von 1871 keinerlei Be­
stimmung über Ressort- und Parlamentsverantwortlichkeit. Ei­
nen Schlußstrich unter byzantinische Machtentfaltung einer Per­
son zu ziehen, war die deutsche Bourgeoisie erst mit der Revolu­
tion von 1918 gezwungen. Die Weimarer Reichsverfassung ent­
hielt der heutigen Bayerischen Verfassung ähnliche Bestimmun­
gen, die später durch Notverordnungspolitik und Errichtung der 
faschistischen Herrschaft der Bourgeoisie beseitigt wurden.

Ob die SPD nun geneigt ist, „dem damals über die Maßen er­
regten, im Wahlkampfstreß stehenden Strauß“ (Süddeutsche 

i Zeitung, 16.12.1980) zuzubilligen, er habe nicht vorsätzlich - 
„Er“ (?!) - gehandelt, muß sie mit ihren Mitgliedern abmachen, 
auch, ob das beabsichtigte versammlungsrechtswidrige Einschrei- 

i ten nicht allein ausreicht. Die Arbeiterklasse und das Volk jeden- 
i falls haben guten Grund, auf der Anwendung auch der verkrüp- 
! peltsten Formen der Rechenschaftspflicht der Regierung zu beste- 
: hen. Denn wie sorgfältig diese Herren mit dem eigenen Recht um- 
i gehen, kommt bei der gegenwärtigen Befragung der Referenten, 

Pressesprecher etc. (sonst im Feuchtigkeitsbereich „Seiner“ Lip­
pen, jetzt die entscheidenden Zentimeter zu weit entfernt, um die 
wortwörtliche Absetzung zu hören) noch heraus:

Straußens Referent wandte sich nach der Absetzung telefo­
nisch an Innenminister Tandlers Referent - Tandler hielt 200 km 
entfernt selbst Wahlreden - , der seinem die Rede nicht unterbre­
chenden Minister einen Zettel zuschob, auf dem stand: „Mini­
sterpräsident, Kundgebung Marienplatz, 800-1 000 Gegendemon­
stranten, Ministerpräsident will, daß Leute abgedrängt werden, 
Einsatzleiter weigert sich, Ministerpräsident will Weisung Mini­
ster“. Tandler - ganz Straußens Innenminister - nickte (I), der 
Referent telefonierte das Einverständnis, daß gegen die „Störer“ 
vorgegangen werde. Solche Entscheidung aber darf nur am Ort 
selbst getroffen werden. Tandler will denn jetzt auch viel recht­
mäßiger genickt haben, nämlich, „daß getan werden muß, was 
getan werden kann“.

SPD-Ostpolitik

Wehner für „Besinnung“ und 
„Bereitschaft zur Realität“
„Die körperlichen und seelischen Schäden, die die Verfolgung 
und Angst, die wirtschaftliche Ausbeutung und Unterdrückung 
bei den Überlebenden bis auf den heutigen Tag verursacht haben, 
ist weder statistisch faßbar noch durch Wiedergutmachungsgel­
der oder Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze zu heilen. Faßbar 
bleiben wird die Erinnerung und die sich daraus ergebende Poli­
tik der Sicherung gegen jede wie auch immer geartete deutsche 
Ostexpansion.“ Das ist ein Resümee, das Gerda Zorn aus ihren 
Recherchen über die deutsche Ostpolitik zieht.

Trotz des sorgfältig zusammengestellten und durch Vermitt­
lung polnischer Stellen erhaltenen aufklärerischen Materials, das 
sie zu einer historischen Monographie über die Entwicklung der 
Stadt Lodz, von den Faschisten in „Litzmannstadt“ umbenannt, 
verarbeitet hat, sind die Schlüsse, die sie zieht, widerwärtig. Mas­
senmorde und ähnliche Grausamkeiten seien zwar zu verhindern, 
aber nur durch die moralische Anstrengung einzelner Personen. 
Diese nicht aufgebracht zu haben, ist der Vorwurf, den sie an das 
deutsche Volk richtet, wo jeder sein „Stück vom blutigen ,Ku­
chen4“ gesichert hätte, und ist auch der Vorwurf an die angeklag­
ten Nazis in den Prozessen, an denen sie als Berichterstatterin 
teilnahm.

Sic unterscheidet sich darin nicht von den Richtern, deren Ver­
handlungen sie dokumentiert. Bradfisch, Gestapoleiter und



Oberbürgermeister von Lodz: „Ein Teilkommandoführer melde­
te , daß ein Mann wegen seelischer Belastungen nicht mehr an 
Exekutionen teilnehmen könne. Ich war Mensch und habe . .. 
gefragt, was mit dem Mann werden soll.“ Vorsitzender: „Das 
spricht doch dafür, daß jemand, der versuchte, davon loszukom­
men, die Möglichkeit hatte. Es hing doch von der persönlichen 
Einstellung des Vorgesetzten ab. D.h., daß doch nicht allgemein 
eine Todesdrohung über jedem hing, der sich weigerte, an Er­
schießungen teilzunehmen.4“

Die Verfasserin verlangt „gerechte Bestrafung und Aufklärung 
über die Schuld der Schuldigen“. Hört sich gut und edel an, dient 
aber dazu, gegen Schritte zu sprechen, die den Rechtsnachfolger 
des Dritten Reiches zur Anerkennung der schweren Schädigung 
Polens durch den Faschismus zwingen und die Souveränität Po­
lens sichern würde. Wiedergutmachung ist natürlich kein Trost­
pflaster, sondern ein geringfügiger Ausgleich für die Verluste an 
Menschen und Gütern und nützt für den Aufbau des Landes. In 
Erschütterung vor dem unermeßlichen Leiden verharrend, tut sie 
die notwendige Anerkennung der bestehenden Grenzen durch 
Friedensvertrag ab als zu geringe und daher unangemessene Ge­
ste, so daß die Erinnerungen gepflegt und zukünftige Handlun­
gen offengehalten werden können. Dieser Vorschlag zum Verfah­
ren richtet sich besonders an die Jugend, die den Faschismus 
nicht aus eigener Erfahrung kennt und im kollektiven Handeln 
nicht erfahren ist.

Das muß H. Wehner gereizt haben, dem Buch durch ein Vor­
wort größere Verbreitung zu verschaffen. Zur Kräftigung der 
„Besinnung“ und „Bereitschaft zur Realität im deutschen Volk“ 
wartet er mit einer Zitatensammlung führender westdeutscher 
Politiker auf, von Heinemanns Forderung, „die alten Gräben zu­
zuschütten“, bis zur Entstellung der Geschichte durch Schmidt: 
„Das deutsch-polnische Verhältnis ist auf besondere Weise Spie­
gelbild all dessen, was es in Europa in einer tausendjährigen Ge­
schichte an freundlicher Nachbarschaft, an wechselseitiger, gei­
stig-kultureller Durchdringung und Befruchtung einerseits, aber 
auch an zugefügtem Leid, an Schuld und Irrwegen andererseits 
gegeben hat.“ Durchdringung Europas, jetzt aber richtig!
Gerda Zorn, Nach Ostland geht unser Ritt. Deutsche Eroberungspolitik zwischen 
Germanisierung und Völkermord. Verlag J. H. Dietz Nachf. GmbH, Berlin, Bonn 
1980. 20,00 DM.

Karottenhosen
Bequeme Mode nach wie vor 
nur in den höheren Preislagen
Zum Frühjahr dieses Jahres hoben die „Modeschöpfer“ der 
westlichen Welt unter anderem den Minirock (zum wiederholten 
Male) und einen neuen Hosenschnitt, die Karottenhose, aus der 
Taufe. Von diesen Neuerungen war nur der letzteren Erfolg be- 
schieden, der Minirock erwies sich als Flop. Im Mai berichtete die 
„Brigitte“: „,Es gibt nichts, was in den letzten Jahren so einge­
schlagen hat wie diese Beutelhosen4, sagt Susan Volk, Einkäufe­
rin des New Yorker Warenhauses Bloomingdale.

Auch auf dem Gebiet der Mode gilt, daß - Werbung hin, 
Werbung her - nur verkauft werden kann, was irgendein Be­
dürfnis der Massen befriedigt oder (was häufig ist) auch nur er­
folgreich vorspiegelt, ein solches Bedürfnis zu befriedigen. So 
auch mit der Karottenhose. Dazu die „Brigitte“: „Jahrelang 
konnte auf dem Jeansmarkt nur verkauft werden, was zwischen 
Haut und Hose nicht mal mehr Platz für einen Floh ließ. Doch 
jetzt kommt ein neues Jeans-Gefühl auf: hineinschlüpfen und 
sich wohl fühlen. Karotten-Jeans - oben weit und unten schmal
- schlottern um die Hüften, lassen Platz für Bauch und Po und 
kneifen an keiner Stelle.“

Die neue Hosenmode entspricht dem Bedürfnis der Frauen 
nach bequemen Hosen - so versprechen es die Textilkapitalisten 
in der Modepresse. Wann ist eine Hose bequem? Wenn sie so­
wohl im Stehen und Gehen, im Laufen, aber vor allem im Sitzen
- denn viele Frauen und Mädchen sitzen den größten Teil des 
Tages bei der Arbeit, in der Schule - nirgends einengt, jede Be­
wegung mitmacht. Solche Hosen bekam man auch im bisherigen 
Hosenschnitt - allerdings in aller Regel nur für mehr als 100 
DM. Zwischen 60 und 80 DM befanden sich die Hosen, die ent­
weder am Hintern durchhingen oder oberhalb eine Tüte bildeten 
oder, nahm man aus diesen Gründen eine Nummer kleiner, zur 

Kategorie ,,Bitte nicht bücken“ gezählt werden mußten. Zudem 
haben die Hosenfabrikanten in der letzten Zeit das Konfektions­
größensystem für Jeans vereinfacht. Vorher bekam man noch 
drei verschiedene Längen zu einer bestimmten Hosenweite; das 
ist inzwischen abgeschafft, und viele Hosen werden bereits ohne 
Saum geliefert.

Die Karottenhose hat diesem Mißstand nicht tatsächlich abge­
holfen. Ein größeres Stoffvolumen ist bei Hosen kein Vorteil an 
sich, sondern kann leicht gehbehindernd wirken. Die Strecke 
vom Schritt zum Bund, besonders die vordere und die rückwärti­
ge Naht, ist für die Bequemlichkeit entscheidend. Dies gilt auch 
für die Karottenhose, da sie um die Taille herum sitzen muß, soll 
sie nicht absacken. Man beobachtet in der Folge bei billigen Ka­
rottenhosen den Effekt: Sie kneifen im Schritt. Günstig nur für 
die Textilkapitalisten: In eine Konfektionsgröße passen (jeden­
falls beim Anprobieren) mehr unterschiedliche Leute, an denen 
sie links und rechts um die Hüften mehr oder weniger locker sitzt.

Gleichzeitig hat die Bekleidungsindustrie eine Qualitätsver­
schlechterung bei Materialien und Verarbeitung eingeleitet. Die 
Karottenhosen aus Flanell und anderen Wollstoffen z.B. sind in 
den mittleren Preislagen durchweg nicht gefüttert, die Stoffe sind 
dünn und knittern stark. Ergebnis: Bequeme, gut sitzende Hosen 
bleiben für die meisten Frauen nicht erschwinglich.

Frost
„Eine allgemeine Streupflicht 
für alle Straßen besteht nicht“
Gleich nach den ersten Schneefällen und dem darauf folgenden 
Verkehrschaos verkündeten die Stadtverwaltungen ihre Absicht, 
den Winterdienst auf den Straßen wesentlich einzuschränken. 
Wegen der umweltschädlichen Folgen des Streusalzes sollen nur 
noch die Hauptverkehrsstraßen und Kreuzungen geräumt und bei 
Glatteis gestreut bzw. aufgetaut werden. Eine Streupflicht für al­
le Straßen gebe es nicht.

Das Absterben von Bäumen - schätzungsweise 20000 bis 
100000 jährlich in der BRD - und ein gefährlicher Anstieg der 
Chloridkonzentration im Grundwasser in der Nähe von Auto­
bahnen und Bundesstraßen ist wissenschaftlich nachgewiesen. 
Weil die Natriumionen (Streusalz = Kochsalz = Natriumchlo­
rid) im Boden zurückgehalten werden, summiert sich ihr Gehalt 
im Boden. Das volle Ausmaß der Schäden wird erst nach 10-15 
Jahren sichtbar.

Die Umweltschäden durch Streusalz sind aber für die Kommu­
nen nicht Anlaß, mehr Splitt zu streuen, was etwa fünfmal so teu­
er sein soll, sondern gleich die Räumung der Nebenstraßen weit­
gehend einzustellen. Es geht also um Einsparungen. Rechtlich 
(Bundesfernstraßengesetz, Straßengesetze der Länder) besteht 
außerhalb geschlossener Ortschaften eine Räum- und Streu­
pflicht nur für besonders gefährliche und gefährdete Stellen, wie 
Kreuzungen und Brücken. Innerhalb geschlossener Ortschaften 
haben die Kommunen die ,,polizeimäßige“ Reinigungspflicht. 
Für das Räumen der Fahrbahnen von Schnee und das Beseitigen 
von Eisglätte gilt die Einschränkung „im Rahmen ihrer Lei­
stungsfähigkeit“, und die ist durch den Haushalt gegeben. Un­
eingeschränkt „leistungsfähig“ und leistungspflichtig sind allein 
die Bürger, die als Anlieger die Geh- und Überwege schnee- und 
eisfrei zu halten haben, von 7.00h morgens bis 21.00h abends und 
wenn nötig mehrmals am Tage. Wie das ein Berufstätiger schaf­
fen soll, ohne prophylaktisch Salz zu streuen, ist unklar.

Auch ohne Streupflicht sind die Autobahnen und Bundesstra­
ßen als erste schnee- und eisfrei. Hier gilt das Interesse der Kapi­
talisten. 3 bis 5 Mio. t Güter im Werte von 5 bis 10 Mrd. DM rol­
len zu jedem Zeitpunkt über die Straßen. Eine verlängerte Bin­
dung dieses gewaltigen Kapitals durch verzögerten Warenum­
schlag läßt jeden Kapitalisten im Dreieck springen. Weiter verlan­
gen die Kapitalisten unbedingt, daß die Arbeiter auch im Winter 
pünktlich in den Fabriken sind. Sind die Hauptverkehrsstraßen 
geräumt und funktioniert der öffentliche Nahverkehr einigerma­
ßen, kann der Kapitalist pünktlichen Arbeitsbeginn verlangen. 
Wie der Arbeiter durch die ungeräumten Nebenstraßen zur 
Hauptstraße kommt und der Zeitverlust sind dann seine Sache. 
Quellen: Bundesfernstraßengesetz. Hessisches Straßengesetz und Straßengesetz 
NRW sowie Kommentare dazu; Broschüre ,.Aktion Tausalzstopp“. Bundesverband 
Bürgerinitiativen Umweltschutz, Ober-Flörsheim, 1980; Statistisches Jahrbuch der 
BRD 1980; Kommunalwirtschaft. 4 80.
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Erlauterunuen zu den Schaubildern <»5 ■ 08: Ein Vergleich mit der 
Verteilung der 1 ohne der weiblichen I ohnabhängigen in der Me- 
tallindustne verdeutlicht, daß die I cilhaberente Im die Mehrheit 
der I ohnabhaneigen eine Rentensenkung bedeutet. Dabei hegt 
der Schnittpunkt mit der Rente nach geltendem Recht oberhalb 
dessen die I cilhaberente niedriger ist, um so Irtihei, ie langet die 
I rau selbst gearbeitet hat. Die Variante 3 wird von dei m D w!V

Das Bundesverfassungsgericht 
hat für das Ende der jetzt be­
gonnenen Gesetzgebungspe­
riode bereits im Jahr 1975 die 
Reform der Hinterbliebenen­
versicherung terminiert. Wie in 
Sachen §218 oder des Rechts 
auf Kriegsdienstverweigerung 
gehi es um Stützung einer kon­
servativen und gegenüber er­
hobenen Forderungen der Ar­
beiterbewegung direkt reaktio­
nären Politik sozialliberaler 
Machart.

Bereits 1963 wurde das Ge­
rechtigkeitsempfinden des 
Verfassungsgerichts mit der 
nach wie vor gültigen Regelung 
der Hinterbliebenenversor­
gung konfrontiert. Das Ge­
richt bestätigte die Regelung 
unter Hinweis auf § 1356 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches: 
„Die Frau führt den Haushalt 
in eigener Verantwortung l 4

Anfang der 70er Jahre war 
absehbar: die Auflösung der 
bürgerlichen Familie - soweit 
sie den Lohnabhängigen durch 
Gesetz und soziale Umstände 
aufgezwungen war - , würde 
in einem rasanten Tempo fort­
schreiten. Selbst die Erwerbs­
tätigkeit der verheirateten Frau 
(vergl. Bild 03) wurde fortwäh­
rend ausgedehnt. Direkte Ab­
hängigkeit auch der Frau vom 
Lohn des Kapitalisten wird der 
gewöhnliche Zustand.

In enger Verbindung mit 
zahlreichen Strafrechtsver­
schärfungen entschloß sich die 
Regierung, auch die Reform 
des Ehe- und Familienrechts

Rentenreform 1984: Kost 
Abhängigkeit der Alterst

ins Werk zu setzen. Aushänge­
schild dieser Reform wurde die 
Abänderung des oben zitierten 
§1356 BGB: „Die Ehegatten 
regeln die Haushaltsführung 
im gegenseitigen Einverneh­
men . ..“ Durch die Ver­
pflichtung der Gerichte auf 
ausgedehnte Inquisition über 
das soziale Verhalten der Ehe­
leute wurden im Zuge dieser 
Reform die Scheidungsverfah­
ren in langwierige, ekelhafte 
und zudem auch noch teure 
Prozeduren für Lohnabhängi­
ge ausgebaut.

Somit drängte von dieser 
Seite aus alles darauf, auch 
über die Einbeziehung der 
Hinterbliebenen Versicherung 
in der Sozialversicherung die 
Zwangsjacke der bürgerlichen 
Familie gegenüber den Lohn­
abhängigen zu befestigen. Eine 
Änderung des Bundesverfas­
sungsgerichtsentscheids von 
1963 stand an.

Auch der Bundesminister 
für Arbeit hatte gute Gründe: 
In der Anhörung des Verfas­
sungsgerichts stellte er klar, 
daß es eine „sehr kostspielige“ 
Angelegenheit würde, auch in 
der Sozialversicherung etwa 
wie in der Beamtenversorgung 
dem verwitweten Ehegatten ei­
nen unbedingten Anspruch auf 
Witwerrente einzuräumen. 
Besser sei es, „die erschweren­
den Voraussetzungen auf die 
Witwenrente zu übertragen.“

Das Gericht gab grünes 
Licht, Sachverständige wurden 
ans Werk gesetzt, das neben­
stehend erläuterte „Teilhabe-



lämpfung und stärkere 
orgung von der Familie

Modell“ mit folgender grober 
Zielsetzung wurde geboren:
- Beseitigung des unbeding­
ten Anspruchs der Witwe auf 
Witwenrente mit Vollendung 
von 45 Lebensjahren. Anre­
chenbarkeit von eigenem Ein­
kommen auf eine Wit wen/- 
Witwer-Rente, die vor Errei­
chen der Altersgrenze gezahlt 
wird.
- Durch Zusammenziehung 
beider Reni en an Sprüche zum 
Gesamtrentenanspruch in der 
Hinterbliebenen Versicherung 
wird verhindert, daß der mit 
der zunehmenden Versiche­
rn ngszeil ansteigende eigene 
Versicherungsanspruch der

-au sich in der Erhöhung ih- 
. er Gesamtrente entsprechend 
auswirken kann, (vergl. Bild 
05-08). Die angeblichen Ver­
besserungen laufen praktisch 
auf die Förderung der Teilzeit- 
arbeit verheirateter Frauen 
hinaus.
- Die Familienbande des bür­
gerlichen Gesetzes sollen durch 
Bildung des ,,Teilhabes“ auf 
die spätere Altersversorgung 
gefestigt werden.

Die Herstellung der vollstän­
digen Selbstverwaltung der So­
zialversicherungen durch die 
Versicherten wird durch diese 
auf Kostendämpfung und Be­
festigung der bürgerlichen Re­
aktion angelegte Reform wirk­
lich dringlich. Anders ist kaum 
vorstellbar, daß eine ausrei­
chende Behandlung der zahl- 

•ichen Widersprüche möglich 
ist, die jetzt von der Bourgeoi­

sie zur Spaltung benutzt wer- 1 
den: z.B. das unterschiedliche | 
Leist ungsrechl für die ledige 
und die verheiratete Frau; das 
unterschiedliche Ausmaß der 
Erwerbstätigkeit der Frauen in 
den Vor- und Nachkriegsgene- 
rationen; dann die unter­
schiedliche Belastung durch 
Kindererziehung usw.

Sodann muß in der Ausein­
andersetzung mit diesem Re­
formvorhaben geklärt werden, 
ob cs richtig ist und vor allen 
Dingen, unter welchen Bedin­
gungen cs möglich ist, für die 
völlige Ablösung der Alters­
versorgung von der Vermitt­
lung über die Familie einzut re- 
len zugunsten eines eigenstän­
digen Versicherungsschutzes 
für die lohnabhängige Frau 
wie für den lohnabhängigen 
Mann.

Wesentliche Voraussetzung 
für einen solchen eigenständi­
gen und individuellen Versi­
cherungsschutz sind bereits 
z.T. als Forderungen gestellt: 
ein Mindestrentenanspruch et­
wa in der Höhe, wie ihn ein 
Beamter bereits nach 5 Dienst- 
jähren hat (65% der Endstufe 
der Besoldungsgruppe A3, 
z.Zt. 1 160 DM); die Anrech­
nung von Zeiten der Kinderer­
ziehung als Ersatzzeiten von 
wenigstens 3-5 Jahren; schließ­
lich eine Erhöhung und ent­
sprechende Mindestabsiche- 
rung der Waisenrenten, die für 
Halbwaisen gegenwärtig 10% 
des Erwerbsunfähigkcits- bzw. 
Altersruhegeldanspruchs aus­
machen.

auch von der UDU/CSU unterstützt. Die FDP forderte in Ab­
wandlung der Variante I eine Teilhaberente in Höhe von 100% 
der eigenen vor der Ehe erworbenen Ansprüche zuzüglich 50% 
der Gesamtanwartschafl in der Ehe. Nach der Regierungserklä­
rung Schmidts soli es nur noch um die Prozente der Gesamt an­
wart schäft gehen. Dieser Prozentsatz soll auf jeden 1 all unter 
70% gedrückt werden.(vcil’I. Bild Seite 1)

Reform der Hinterbliebenenversorgung: 
das Modell der 84er Kommission

Nach gegenwärtigem Rentenrecht erhält der verwitwete Ehemann 
Rente nur in einer Bedarfssituation und bei zusätzlichem Nach­
weis, daß die verstorbene Ehefrau den Unterhalt wesentlich be­
stritten hat. Auf ungefähr 500 Witwenrenten kam nach diesem 
Recht eine Witwerrente. Die Hinterbliebenenrente ist als abgelei­
tete Rente aus dem Anspruch des ,,Ernährers der Familie“ be­
gründet. Im Reformvorschlag der 84er Kommission tritt an die 
Stelle dieser Begründung das Teilhaberrecht.

Nach dem Teilhaberrecht soll sich der Rentenanspruch des 
überlebenden Ehegatten aus den erworbenen Rentenansprüchen 
beider Ehegatten zusammensetzen:
Variante 1: 75% der Gesamtanwartschafl en beider Ehegatten in 
der Ehe plus 100% der eigenen An wart schatt außerhalb der Ehe. 
Variante 2: 75% der Gesamtanwartschafl vor und in der Ehe.
Variante 3: 70% der Gesamtanwartschafl vor und in der Ehe, 
mindestens aber 100% der eigenen Anwartschaft.

Zur Darstellung der Berechnung der Hinterbliebenenrente 
nach den Varianten dieses Modells gehen wir von folgenden Bei­
spiel wert en aus:

Aufgrund dieser Werte ergeben sich nach der Rententörmel 
R = B x P x V x St die folgenden Rentenansprüche:

Mann Frau
Versicherungsjahre (V) 38,5 26.2
davon in der Ehe 23,0 23,0
davon vor der Ehe 15,5 3,2
Persönliche Bemessung (P) 103% 57%
Allgemeine Bemessungs­
grundlage 1979 (B) 21068 21068
Steigerungssatz (St) 1,5% 1,5%

Situation A: Beide Ehegatten beziehen Allersruhegeld, einer 
stirbt. Wie hoch ist der Gesamtrentenanspruch des überlebenden 
Ehegatten ?

Rente an Witwer Rente an Witwe
geltendes Recht: l()O°7o von 1044 100% von

+ 60% von
393

1044
= 1044 = 1019

Modellvariante 1: 75% von 969 75% von 969
+ 100% von 420 + 100% 48
= 1 147 = 775

Modellvariante 2: 75% von 1437 75% von 1437

= 1078 = 1078

Modellvariante 3 70% von 1437 70% von 1437
mindest. aber mindest. aber

100% von 1044 100% von 393
= 1044 = 1006

Mann Frau zusammen
vor der Ehe: 420 48 468
in der Ehe: 624 345 969
Summe: 1044 393 1437

Situation B: Der überlebende Ehegatte hat wenigstens ein Kind 
zu erziehen, ist weder berufs- noch erwerbsunfähig und hat auch 

‘die Altersgrenze der Rentenversicherung nicht erreicht. Nach gel­
lendem Recht erhält die Witwe aufgrund einer Bedarfssituation 
60% des Rentenanspruches des verstorbenen Mannes. Der Wit­
wer erhält wie oben in der Regel keine Rente.

Nach dem Reformvorschlag der Kommission erhält der überle­
bende Ehegatte eine abgeleitete Rente wegen Kindererziehung aus 
dem Rentenanspruch des verstorbenen Gatten in Höhe von 
70 - 75% ohne Anrechnung etwaigen eigenen Einkommens.

Situation C: Rente wegen vorgerückten Alters. Nach gellen­
dem Recht hat die Witwe bei vollendeten 45 Lebensjahren An­
spruch auf 60% der Rentenansprüche des Mannes. Nach dem 
Modellvorschlag der Kommission soll eine Bedarfssituation we­
gen ,,vorgerückten Alters“ für Witwe oder Witwer ebenfalls ein- 
gelührt werden. Im Unterschied jedoch zum bisher gültigen 
Recht soll aut die Witwen- oder Witwerrente das sonstige Ein­
kommen ungerechnet werden.
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Im nächsten Heft

Steuerentlastung 81
Die unteren Einkommensklassen zahlen zu und kriegen weniger

1981 steht eine erhebliche wei­
tere Verlagerung der Steuer­
lastquote auf die unteren Ein­
kommensklassen bevor. Schon 
1980 hat Matthöfer balanciert: 
Einem Lohnsteueranstieg von 
+ 14,4% steht ein Rückgang 
der Steuern auf Besitz und 
Vermögen gegenüber, z.B. 
Körperschaftssteuer - 3,1 % 
und nicht veranlagte Ertrags­
steuern - 12,9%. Die Reform 
81 soll ebenfalls von den unte­
ren Einkommensklassen ge­
zahlt werden, dazu wuchtige 
Verbrauchssteuererhöhung.

Ende Januar wird Reagan auf 
den Präsidentenstuhl gehievt. 
Die US-Finanzbourgeoisie 
stellt gerade seine Mannschaft 
zusammen: Ex-NATO-Ober- 
befehlshaber Haig als Außen­
minister, Börsenhaie und Kon­
zernbosse für die Finanz- und 
Sozialressorts. Die Umrisse des 
Kurses: verstärkte Drohung 
mit dem Militärknüppel der

A ussperrung
Verbotsforderung wirksame Gegenwehr?
Der DGB führt eine politische 
Kampagne für das gesetzliche 
Verbot der Aussperrung. Die 
Begründung erfolgt meistens 
mit praktischen Erfahrungen 
aus den Arbeitskämpfen. Das 
gesetzliche Verbot der Aus­
sperrung würde tief in die ka­
pitalistische Eigentumsord­
nung eingreifen. Anders als im 
Zustand äußerster Bedrängnis 

! wird der bürgerliche Staat ein 
| solches Zugeständnis nicht ein- 
I mal auf dem Papier machen. 
: Wenn diese Kampagne nicht 

auf Propaganda beschränkt 
sein soll, müßten in ihr Forde­
rungen erhoben werden, dien­
lich, die gesetzliche Arbeitslo­
senversicherung für den Ar­
beitskampf nutzbar zu ma- 

. chen.

Italien
Das DC-Regime gerät ins Wanken

Die Folgen des Erdbebens in 
Süditalien, der Skandal um 
Mineralölsteuerhinterziehun­
gen in Milliardenhöhe erschüt­
tern die Bourgeoisherrschaft. 
BRD-Pioniere proben den Ita­
lien-Einsatz. Die Arbeiterbe­
wegung ordnet nach der Nie­
derlage bei Fiat ihre Kräfte 
und bereitet die Gewerk­
schaftskongresse vor. Wird sie 
die Schwäche der Bourgeoisie 
in revolutionären Kämpfen 
nutzen können?

US-Supermacht, Pflege des 
,,freien Unternehmertums“ 
durch Steuersenkungen, Strei­
chung von Sozialausgaben, 
Entrechtung und Unter­
drückung der Arbeiter- und 
Gewerkschaftsbewegung, pa­
triotische Mobilisierung für 
Amerikas Größe. Kann die 
US-Arbeiterbewegung dage­
gen ihre Kräfte sammeln?

Reagans Mannschaft
Börsenhaie und Ex-NATO-Chef für 
,,Prosperität“ und „Amerikas Größe“


